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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammlung der 
Westeuropäischen Union 


über den Zweiten Teii der 21 . ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammiung der Westeuropäischen Union vom 1. bis 4. Dezember 1975 
in Paris 


Während der Dezember-Tagung erörterte die Versammlung der 
Westeuropäischen Union Berichte, behandelte die üblichen ge- 
schäftsordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Be- 
schlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Politische Fragen (Die europäische Einheit und die Verteidi- 
gung Europas; Westeuropa und die Entwicklung der Atlan- 
tischen Allianz; die Entschließung der UN-Generalversamm- 
lung vom 10. November 1975 über den Zionismus; die Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa; die 
nordeuropäischen Länder und die Aussichten auf eine poli- 
tisdie Union Europas) 

Hierzu sprachen die Abg. Sieglerschmidt (S. 4, 9, 15, 20, 
32, 40), Amrehn (S. 4, 14, 17), Frau von Bothmer (S. 5, 20), 
Dr. Mende (S. 8), Dr. Schwencke (S. 14, 17), Dr. Müller 
(München) (S. 15), Dr. Enders (S. 19), Richter (S. 39) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 273 betr. Westeuropa und die Entwicklung 
der Atlantischen Allianz 

Empfehlung Nr. 282 betr. die Entschließung der UN-General- 
versammlung vom 10. November 1975 über den Zionismus 
Empfehlung Nr. 276 betr. die Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa 

Empfehlung Nr. 280 betr. die nordeuropäischen Länder und 
die Aussichten auf eine politische Union Europas 

Entschließung Nr. 55 betr. die europäische Einheit und die 
Verteidigung Europas 
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— Verteidigungsfragen (Die Entwicklungen auf der Iberischen 
Halbinsel und das Atlantische Bündnis; die europäische und 
atlantische Zusammenarbeit im Rüstungsbereich; die Luft- 
streitkräfte an der Mittelfront) 

Hierzu sprachen die Abg. Sieglerschmidt (S. 31), Lemmrich 
(S. 34, 37, 38) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 278 betr. die Entwicklungen auf der Iberi- 
schen Halbinsel und das Atlantische Bündnis 

Empfehlung Nr. 281 betr. die europäische und atlantische 
Zusammenarbeit im Rüstungsbereich 

Entschließung Nr. 58 betr. die Entwicklungen auf der Iberi- 
schen Halbinsel und das Atlantische Bündnis 

— Wissenschaft und Technologie (Die Zusammenarbeit zwi- 
schen Europa und den Vereinigten Staaten im Bereich der 
Spitzentechnologie; die Atomreaktoren der zweiten Gene- 
ration; das internationale Technologieverwaltungsinstitut; 
die europäische Luftfahrtindustrie) 

Hierzu sprachen die Abg. Richter (S. 23, 26, 29, 30, 32), 
Lenzer (S. 23, 25, 27, 33) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 275 betr. die Zusammenarbeit zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten im Bereich der Spitzen- 
technologie 

Empfehlung Nr. 277 betr. die Atomreaktoren der zweiten 
Generation 

Empfehlung Nr. 279 betr. das internationale Technologie- 
verwaltungsinstitut 

Empfehlung Nr. 274 betr. die europäische Luftfahrtindustrie 
Entschließung Nr. 56 betr. ein Kolloquium über die Formu- 
lierung einer zivilen und militärischen Luftfahrtpolitik für 
Europa 

— Haushaltsfragen und Fragen der allgemeinen Verwaltung 
(Haushalt der Verwaltung der Versammlung für das Haus- 
haltsjahr 1976; Rechnungslegung der Verwaltung der Ver- 
sammlung für das Haushaltsjahr 1974) 

Hierzu sprach Abg. Alber (S. 22) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entwurf des Verwaltungshaushalts der Versammlung für 
das Haushaltsjahr 1976 

Annahme der Rechnungslegung des Verwaltungshaushalts 
der Versammlung für das Haushaltsjahr 1974 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4481 


— Beziehungen zu den Parlamenten 

Die Versammlung nahm den Bericht des Ausschusses für 
die Beziehungen zu den Parlamenten zur Kenntnis 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Zur Versammlung sprachen der Generalsekretär der NATO, 
J. M. A. H. Luns, der britische Staatsminister im Verteidigungs- 
ministerium, William Rodgers, der italienische Staatssekretär 
im Verteidigungsministerium, L. Dalvit, der Staatsminister im 
Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutschland, Karl 
Moersch, der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des 
norwegischen Parlaments, T. Oftedal, der Vorsitzende des 
Senatsausschusses der Vereinigten Staaten für Luftfahrt- und 
Weltraumwissenschaften, Frank E. Moss. 


Bonn, den 11. Dezember 1975 

Klaus Richter Franz Amrehn 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Montag, 1. Dezember 1975 

T ages ordnungspunkt: 

Eröffnung des Zweiten Teils 
der 21. ordentlichen Sitzungsperiode 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten 


T agesordnungspunkt: 

Ratifizierung der vom Präsidium am 
11. September 1975 angenommenen 
Entschließung Nr. 55 über die Europäische 
Einheit und die Verteidigung Europas 

(Drucksache: 679) 


Tagesordnungspunkt: 

Westeuropa und die Entwicklung 
der Atlantischen Allianz 

(Drucksache: 680) 

Berichterstatter: Abg. Leynen 

Ansprache des Generalsekretärs der NATO, 
J. M. A. H. Luns 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Generalsekretär, in 
unserer Debatte spielt die Frage der Nuklearstreit- 
kräfte einer künftigen Europäischen Union oder — 
so will ich es formulieren — die Frage, ob diese 
künftige Europäische Union Nuklearstreitkräfte ha- 
ben sollte, müßte oder könnte, eine Rolle. Ich frage 
Sie: Haben Sie — selbstverständlich persönlich — 
Vorstellungen davon, wie diese Frage der Nuklear- 
streitkräfte in einer künftigen Europäischen Union 
zu sehen ist, in Anbetracht der Tatsache, daß es 
solche Nuklearstreitkräfte ja in zwei Staaten, die 
Mitglied einer solchen Union wären, gibt, nämlich 
in Frankreich und in Großbritannien? 

GeneTalsekretär Luns antwortet, es sei angesichts 
der Tatsache, daß etliche Bündnispartner sich keine 
nukleare Rolle wünschten, zur Zeit nicht sehr rea- 
listisch, das Thema zu behandeln, obwohl man na- 
türlich immer darüber sprechen könne. 

Ansprache des italienischen Staatssekretärs im 
Verteidigungsministerium, L. Dalvit 


Tagesordnungspunkt: 

Dringlichkeitsantrag einer Empfehlung 
betreffend die Entschließung der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
vom 10. November 1975 über den Zionismus 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Die Mittei- 
lung, die Sie eben gemacht haben, ist mir — ■ wie 
wahrscheinlich vielen anderen Kollegen — • völlig 
neu. Die Entschließung ist so schnell verlesen wor- 
den, daß es schwerfällt, sich die wesentlichen Ge- 
sichtspunkte ihres Inhalts zu merken. 

Wir haben zwar nun, wie Sie sagen, die Gelegen- 
heit, den Text draußen noch einmal nachzulesen, 
aber morgen soll dann darüber bereits abgestimmt 
werden. 

Meine Frage an Sie ist — da sonst keine Zeit 
bleibt — , ob ich in der Lage sei, nach der Ge- 
schäftsordnung zu beantragen, diesen Antrag vor 
weiterer Beratung an den Politischen Ausschuß zu 
überweisen und zu prüfen, ob dort der Text viel- 
leicht in der einen oder anderen Richtung noch ge- 
ändert werden sollte. 

Ich sehe mich dazu um so eher veranlaßt, als vor 
der Verabschiedung der Entschließung in den Ver- 
einten Nationen große und mächtige Staaten ange- 
kündigt haben, daß die Annahme der Entschließung 
ihren Auszug aus den Vereinten Nationen bedeuten 
würde, hinterher diese Erklärungen aber keinen 
Wert mehr gehabt haben. Ich möchte uns davor be- 
wahren, hier plötzlich dringliche Erklärungen abzu- 
geben und Entschließungen zu verabschieden, ohne 
daß sie im Ausschuß gründlich vorberaten sind. 
Dies ist der Sinn meines Eingreifens im Augen- 
blick. 

Der Präsident antwortet, die Frage könne am fol- 
genden Tag behandelt werden. 

T agesordnungspunkt: 

Westeuropa und die Entwicklung 
der Atlantischen Allianz 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte als Vorsitzender des 
Ausschusses zunächst dem Kollegen Leynen für 
seinen ausgezeichneten Bericht danken, wie das 
auch schon alle Redner vor mir getan haben. 

In der Diskussion ist von dem Kollegen de Niet 
gesagt worden, der Bericht sei verfrüht. Dies 
scheint mir eine ganz wichtige Frage zu sein, zu 
der ich als Ausschußvorsitzender Stellung nehmen 
möchte. Ich halte diesen Bericht für genau zeitge- 
recht. Gerade deshalb, weil wir Anfang nächsten 
Jahres den Tindemans-Bericht bekommen werden 
und dann eine Diskussion haben werden, die 
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schließlich auch der Europäische Rat führen muß, 
weiche Folgerungen er aus dem Tindemans-Bericht 
zieht, kommt dieser Beitrag genau zeitgerecht. Ich 
möchte daran erinnern, daß es in dem Empfehlungs- 
entwurf völlig folgerichtig in der Ziffer 5 heißt: 

D'inviter le Conseil Europeen, en tant qu'orga- 
ne de la C. E. E., ä recueillir l'avis de l'As- 
semblee de TU. E. O. sur les projets qu'il pour- 
rait elaborer concernant la defense de l'Europe. 

Ich darf auch noch einmal unterstreichen, daß ge- 
rade diese Versammlung und der Ministerrat der 
Westeuropäischen Union kompetent sind, diesen 
Beitrag für den Europäischen Rat zu leisten, wenn 
es um die Verteidigungskomponente der zukünftig 
gen Europäischen Union geht. Ich sehe den Bericht 
also — in aller Freundschaft gesagt, Herr Kollege 
de Niet — auch nicht als zu ehrgeizig an. 

Gestatten Sie mir noch eine kurze Bemerkung zu 
der anderen, von Ihnen aufgeworfenen Frage. Sie 
sehen, ich beschäftige mich insbesondere mit Ihrer 
Kritik, weil Sie die Sonde am tiefsten angesetzt ha- 
ben. Deswegen will ich mich mit Ihnen in aller 
Freundschaft auseinandersetzen. Ich glaube nicht, 
daß man dem Berichterstatter den Vorwurf der 
Zweideutigkeit machen kann. Ich möchte Ihr Bei- 
spiel von der Ehe aufgreifen, verehrter Herr Kolle- 
ge de Niet. Ich rate allen jungen Frauen, ihre Be- 
rufsausbildung abzuschließen, weil man nie weiß, 
was schließlich in einer Ehe passieren kann. So 
möchte ich auch die Bemerkung des Kollegen Ley- 
nen gewertet wissen. Der ganze Bericht, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, zielt auf eine Zukunfts- 
perspektive, nämlich darauf, was in einer europä- 
ischen Union auf dem Verteidigungsgebiet im Rah- 
men der Atlantischen Allianz zu geschehen hat. 
Deswegen kann es nur ein Stück Zukunftsmusik 
sein, wenn ich mich einmal so ausdrücken darf. Er 
geht nicht in erster Linie auf die aktuelle Situation 
ein. 

Dies betrifft auch — und das soll meine letzte 
Bemerkung sein — die Frage der Nuklearstreitkräf- 
te. Ich teile hier ganz und gar die Einschätzung, die 
der Generalsekretär der NATO, Herr Luns, vorge- 
nommen hat. Dies ist eine Frage, die hinsichtlich 
der Verwirklichung in vieler Beziehung noch weit 
von der Realität entfernt ist. Aber man muß doch, 
so hat er zum Schluß gesagt, darüber reden kön- 
nen. 


Empfehlung Nr. 273 

betr. Westeuropa und die Entwicklung der 
Atlantischen Allianz 
Prüfung der derzeitigen Probleme 

Die Versammlung 


empfiehlt dem Rat, 

1. im Rahmen seiner Befugnisse die in Entschlie- 
ßung Nr. 55 der Versammlung auf geführten 
Grundsätze anzuwenden und dabei insbesondere 


a) darauf zu achten, daß alle Bestimmungen des 
geänderten Brüsseler Vertrages so lange 
vollständig zur Anw'endung koinmen, bis die 
europäische Union die für die Ausübung ih- 
rer Kompetenzen im Verte'idigungsbereich 
erforderlichen Befugnisse und Aktionsmittel 
erhalten hat; 

b) seine Tätigkeit uneingeschränkt beizubehal- 
ten, so lange sie nicht vertraglich den Insti- 
tutionen der Union übertragen worden sind; 

2. dafür Sorge zu tragen, daß kein Mitgliedstaat 
eine internationale Verpflichtung eingeht, durch 
die seine Beteiligung an einer europäischen 
Union mit erweiterten Kompetenzen im außen- 
und verteidigungspolitischen Bereich möglicher- 
weise eingeschränkt wird; 

3. unverzüglich die im geänderten Brüsseler Ver- 
trag insbesondere im rüstungspolitischen Be- 
reich gebotenen Möglichkeiten zu erkunden und 
zu verwirklichen; 

4. bereits heute zu prüfen, wie wirklich europä- 
ische Organe mit der Erarbeitung einer Vertei- 
digungspolitik beauftragt werden können, die 
sich durch die Streitkräfte der Mitgliedstaaten 
verwirklichen läßt; 

5. den Europäischen Rat als Organ der EWG zu er- 
suchen, die WEU-Versammlung zu den von ihm 
möglicherweise in Zusammenhang mit dem Ver- 
teidigungsbereich erarbeiteten Plänen zu kon- 
sultieren. 


Dienstag, 2. Dezember 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Die Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache: 683) 

Berichterstatter: Abg. Frau von Bothmer 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dieser Bericht über die Konfe- 
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit wird — 
das hat die Diskussion im Ausschuß gezeigt — • na- 
türlicherweise verschieden beurteilt. Das ist natür- 
lich, weil ja die Konferenz selbst von vornherein 
bei manchen Europäern mit Mißtrauen und Unbeha- 
gen verfolgt wurde und weil dementsprechend die 
Schlußakte von Helsinki ebenso von diesen nicht 
positiv bewertet wird. 

Die Mehrheit im Ausschuß aber gehört zu jenen 
Europäern, die allein das Zustandekommen der 
Konferenz gerade angesichts der wenig ermutigen- 
den Realitäten ganz nüchtern als Erfolg sehen. 
Denn keine gefährliche Situation in der Welt kann 
zu einer befriedigenden Wendung gebracht werden, 
wenn nicht die Bereitschaft besteht, sich an einen 
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Tisch zu setzen. Gerade wenn man nach Befriedung 
sucht, wenn ein balanciertes Kräfteverhältnis ange- 
strebt wird, müssen im Gespräch Kompromisse er- 
rungen werden. 

Nun weist der Bericht in kurzer Darstellung auf 
die politischen Kräftefelder hin und auf die Voraus- 
setzungen, die zur Konferenz führten. Führt man 
sich nun aber die Voraussetzungen, unter denen 
die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
stand, vor Augen — die große Zahl der Teilnehmer, 
die Verschiedenartigkeit ihres jeweiligen Ansatzes, 
ihrer Erwartungshaltung, ihrer Ziele — , berücksich- 
tigt man, daß die Konferenz von Anfang an nicht 
etwa als Friedensverhandlung gedacht war, die zu 
einem verbindlichen Vertrag hätte führen können, 
nein, daß sie eben als die Möglichkeit gesehen 
wurde, eine allgemeine Kompromißgnindlage für 
weitere Entwicklungen zu schaffen, daß sie nichts 
verändern sollte — • Grenzen, Verteidigungskräfte, 
bestehende Verträge — , daß sie keine Verpflichtun- 
gen vorschreiben sollte, macht man sich klar, daß 
bestehende ideologische Spannungen durch eine 
Konferenz gar nicht aufgehoben werden können, 
dann gab das für die Ausschußmehrheit den Anlaß, 
einen gewissen Fortschritt zu sehen. 

Denn erstens mußte kein Teilnehmer wesentliche 
Interessen preisgeben. Zweitens wurde durch das 
dringende Begehren, ein gewisses Maß an gegensei- 
tiger Sicherheit einander zu garantieren, und die 
Einsicht, daß ganz Europa nur in der Koexistenz, in 
einer gewissen Kooperation Zukunftschancen hat, 
eine gemeinsame Schlußakte zustande gebracht. 
Diese Schlußakte der Konferenz, meine Damen und 
Herren, muß als Auftakt verstanden werden. Denn 
sie setzt Maßstäbe, die nun einzuhalten, Grundsät- 
ze, die zu entwickeln sind. 

Die Ausschußmehrheit war bereit, sich der reali- 
stischen Meinung des Berichterstatters anzuschlie- 
ßen, daß dies ein positiver Ausgangspunkt für die 
Zukunft sein kann. Denn es hätten sich ja auch ein 
völliges Fiasko und eine Verhärtung der Fronten 
entwickeln können. Aber gerade das ist während 
der Verhandlungszeit nicht eingetreten. Im Aus- 
schuß wurde das mehrheitlich ganz nüchtern als 
positiv bewertet. 

Die Bundesrepublik ihrerseits war, wie im Aus- 
schuß berichtet wurde, in den Jahren vor 1969 in 
eine gefährliche Isolation geraten, die es ihr mehr 
und mehr unmöglich zu machen schien, eigene au- 
ßenpolitische Initiativen zu entwickeln. Die sich 
anbahnende neue Konstellation zwischen den Su- 
permächten hat sicher eine günstige Bedingung für 
neue, steckengebliebene Ansätze geboten. Bundes- 
kanzler Brandt begann seine Ostpolitik, und diese 
Ostpolitik ihrerseits wieder stimulierte die allge- 
meinen Bestrebungen, ein weltpolitisches Gleichge- 
wicht zu finden. Beide Supermächte zeigten aus un- 
terschiedlichen Gründen mehr Flexibilität. Der 
Wunsch nach allgemeinverbindlichen Sicherheits- 
übereinkommen wurde, wie ich schon sagte, immer 
deutlicher. 

So wurde im November 1972 in Helsinki die Kon- 
ferenz vorbereitet, die im September 1973 bis in 
diesen Sommer hinein abgehalten wurde. Den So- 


wjets besonders lag an einem raschen Abschluß der 
Konferenz, da sie offensichtlich Resultate für ihren 
Parteikongreß im Winter 1976 vorzulegen wünsch- 
ten. 

Am 1. August 1975 wurde der Schlußtext der 
Konferenz allgemein angenommen. Festgehalten 
muß werden, daß er kein Vertrag ist, also auch 
kein Friedensvertrag. Er setzt keine bindende Ver- 
änderung und schreibt keine Verpflichtungen vor. 
Dies gibt ihm den Charakter einer außergewöhnli- 
chen Vereinbarung. Darauf wird zum Schluß noch 
näher einzugehen sein. 

In seinem zweiten Kapitel geht der Bericht auf 
die Ziele der Teilnehmer an der Konferenz ein. Es 
ist selbstverständlich, daß eigentlich alle Länder 
mit verschiedenen Hoffnungen und verschiedenen 
Zielen an den Konferenztisch kamen. Auch inner- 
halb der beiden Blöcke gab es gewisse Meinungs- 
verschiedenheiten. 

Schwierig war es von Anfang an, die besondere 
Situation der beiden Staaten in Deutschland im all- 
gemeinen Zusammenhang zu behandeln. Aber gera- 
de an diesem Punkt wird deutlich, wie intensiv alle 
Teilnehmer nach Sicherheitsgarantien suchten. 
Denn ein Krieg in dieser Region würde bei Anwen- 
dung taktischer nuklearer Waffen einer totalen 
Verwüstung Europas gleichkommen. 

Beide Seiten besitzen mit diesen Waffen ein Mit- 
tel der Abschreckung, das den Gedanken an Krieg 
eigentlich ausschließt. Sowohl die Sowjetunion als 
auch die Vereinigten Staaten zeigten aus Eigenin- 
teres'se den starken Wunsch nach Balance. 

Es ist vermutlich richtig, wenn man davon aus- 
geht, daß die Sowjetunion Entspannung in Europa 
braucht, um ihre Aufmerksamkeit China zuzuwen- 
den. Zudem mußte ihr daran liegen, ihre dominie- 
rende Stellung innerhalb der eigenen Verbündeten 
im Gesamtzusammenhang der Konferenz zu ent- 
schärfen. Dazu gehört, daß die territorialen Verän- 
derungen nach dem zweiten Weltkrieg nicht weiter 
in Frage gestellt würden, d. h. daß der Status quo 
durch den Satz betreffend die Unverletzlichkeit der 
Grenzen festgeschrieben werde. 

Die kleineren osteuropäischen Länder und die 
keinem der beiden Blöcke angeschlossenen Länder 
erwarteten, daß ein Nachlassen der Spannungen 
zwischen Ost und West ihren eigenen Freiraum 
vergrößern werde und daß sie durch die Mitarbeit 
in multilateralen Institutionen außerhalb der Blöcke 
eine größere politische Rolle in Europa für die Zu- 
kunft würden spielen können. 

Die Vereinigten Staaten waren eigentlich nur 
mittelbar am Zustandekommen der Konferenz inter- 
essiert, da sie selbst nicht direkt betroffen sind. 
Aber die Entwicklung eines bilateralen Verhältnis- 
ses zur Sowjetunion und das eigene Interesse an ei- 
ner Entspannung in Europa und im Nahen Osten 
führten zu einer aktiveren Teilnahme vor allem in 
Konsultationen mit Amerikas Verbündeten in Euro- 
pa. Natürlich bezog sich das in besonderem Maße 
auf gemeinsame Verteidigungsfragen innerhalb der 
NATO. 
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Bedeutsam ist, daß es zwischen den westeuropä- 
ischen Ländern keine tiefgreifenden Differenzen 
gab. Im Gegenteil, sie zeigten bemerkenswerte Ei- 
nigkeit in ihren Bemühungen, jede Gelegenheit zum 
Fortschritt zu ergreifen und zugleich die Integra- 
tion der EG-Länder auf wirtschaftlichem, politi- 
schem und militärischem Gebiet nicht zu blockie- 
ren. Nicht seiten sprach eines der Länder im Auf- 
trag von allen. Wer die sonst übliche Sprachver- 
wirrung in Europa bedenkt, wird diese Tatsache zu 
schätzen wissen. Ja, sie wurde von der Ausschuß- 
mehrheit immerhin als ein Positivum — und ich 
glaube, nicht zu Unrecht — • bewertet. 

Im dritten Kapitel findet sich eine kurze Betrach- 
tung der verschiedenen Körbe. Im ersten Korb 
mußte die sehr schwierige Übereinkunft über zehn 
Prinzipien gefunden werden, in denen eine friedli- 
che Entwicklung der gegenseitigen Beziehungen 
festgesetzt und zur Durchführung gebracht werden 
soll. Das sind mehr oder weniger moralische Ge- 
sichtspunkte, nach denen die einzelnen Regierun- 
gen sich nunmehr aufgefordert fühlen müssen zu 
handeln. Eine Notwendigkeit für sie, das zu tun, 
kann sich aus dem Druck der eigenen Bevölkerung 
ergeben. 

Natürlich zeigt sich jetzt schon, daß es Unter- 
schiede der Interpretation dieser Prinzipien gibt. 
Ansätze dazu sind schon gegeben, wenn man fragt, 
ob der Prinzipienkatalog und die Vereinbarung von 
Helsinki als bindend angesehen werden oder 
nicht. 

Ein weiterer wichtiger Bestandteil des ersten 
Korbes waren die sogenannten vertrauensbildenden 
Maßnahmen, die sich auf den Verteidigungssektor 
beziehen. Sicherlich ist die gegenseitige Ankündi- 
gung von Manövern militärisch nicht von der 
Wichtigkeit, daß sie harte Auseinandersetzungen 
nötig gemacht hätte. Aber vom politischen Stand- 
punkt aus wurde ihnen von den westeuropäischen 
Ländern große Wichtigkeit zugemessen. 

Von größerer Bedeutung ist zweifellos die Erklä- 
rung über die Bemühungen zur Verminderung der 
militärischen Konfrontation und zur Förderung der 
Abrüstung, die darauf gerichtet sind, die politische 
Entspannung in Europa zu ergänzen und ihre Si- 
cherheit zu stärken. 

Ich möchte hier nicht auf alle Einzelheiten des 
Berichts eingehen, muß mich aber kurz dem 
Freundschaftsvertrag zuwenden, den inzwischen — 
Ende Oktober — die Sowjetunion mit der Deut- 
schen Demokratischen Republik abgeschlossen 
hat. 

Vielleicht ist dieser Vertrag ein Mustervertrag 
für andere bilaterale Abkommen der Sowjetunion 
mit osteuropäischen Verbündeten, die offenbar als 
Folge der Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit abgeschlossen werden. In dem genannten 
Vertrag aber zeigt sich eine eigenwillige Ausle- 
gung, die nach unserem Verständnis nicht im Sinne 
von Helsinki ist. Hier wird die Unverletzlichkeit 
der Grenzen im beiderseitigen Einverständnis in ei- 
ner Weise bestätigt, die die friedliche Veränderung 
von Grenzen, wie sie in Übereinstimmung mit dem 


internationalen Recht in Helsinki erwähnt wird, 
Vvdll entlieh ausiäßt. 

Vielleicht ist es im Zusammenhang der verschie- 
denartigen Auslegung auch nicht uninteressant, auf 
den Vorstoß von Präsident Giscard d'Estaing hinzu- 
w^eisen, der bei seinem Besuch in der Sowjetunion 
den ideologischen Krieg als überwindbar hinstell- 
te. 

Der Zweite Korb befaßt sich mit Handel und 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit. Im allgemeinen 
waren die Verhandlungen hier nicht so schwierig, 
wenn auch der sowjetische Wunsch, den Kreis der 
meistbegünstigten Länder auf alle Teilnehmer aus- 
zudehnen, abgelehnt werden mußte, weil die EG da- 
mit in Frage gestellt worden wäre. Deutlich wurde, 
daß gerade in dieser Zeit der wirtschaftlichen Krise 
der wirtschaftliche Austausch einen stabilisieren- 
den Effekt haben kann. 

Sehr schwieirig waren dagegen die Verhandlun- 
gen im. Korb Drei, die humanitäre Erleichterungen 
bringen sollten. Die Bewegungsfreiheit einzelner 
Personen — auch die der Journalisten — ■ stand zur 
Debatte. Die Frage, was unter friedlicher Koexi- 
stenz zu verstehen sei, wurde verschieden gesehen. 
Liier wurde ganz deutlich, daß die ideologische 
Spannung zwischen freier Gesellschaft und kommu- 
nistischer Gesellschaft nicht zu lösen ist. 

Im Vierten Korb endlich befaßte man sich damit, 
was nach der Konferenz geschehen soll. Die westli- 
chen Länder zögerten sehr, eine Nachfolgeorganisa- 
tion zu gründen; denn sie befürchteten mit Recht, 
daß eine solche die schon bestehenden westeuropä- 
ischen Organisationen stören würde. Auch wollten 
sie vermeiden, ein fortdauerndes sogenanntes Bera- 
tungsgremium einzurichten, das niemals zu ab- 
schließenden Vereinbarungen kommen würde. Auf 
den dänischen Vorschlag hin einigte man sich auf 
einen Kompromiß. In zwei Jahren soll geprüft wer- 
den, was aus den einzelnen Vereinbarungen gewor- 
den ist. Aber, gerade weil jetzt schon deutlich 
wird, wie verschiedenartig die Auslegung der Ver- 
einbarungen gehandhabt wird, kann ich mir kaum 
vorstellen, daß man ohne kleinere Ad-hoc-Arbeits- 
gruppen auskommt, die die eine oder andere Ver- 
einbarung auf ihren Wert, ihre Durchführbarkeit 
und die Art und Weise, wie sie durchgeführt wird, 
prüfen. Hier müßte am Text der Schlußakte aus 
technischen und politischen Gesichtspunkten fest- 
gestellt werden, wie die augenblickliche Situation 
ist. Andernfalls besitzt die Konferenz, die in zwei 
Jahren Zusammentritt, kaum die Mittel und Mög- 
lichkeiten, nützliche Arbeit zu leisten. Sicher wür- 
de man in zwei Jahren die großen Linien feststellen 
können; aber weil das Ganze aus vielen wichtigen 
Einzelheiten besteht, um eine wirkliche Koexistenz 
in Sicherheit nicht zu gefährden, scheint eine ge- 
nauere Prüfung im Laufe der zwei Jahre vielleicht 
nicht unpraktisch zu sein. Dafür spricht auch, daß 
alle vier Körbe als gleichwertig zu achten sind und 
daß kein Detail aus dem Zusammenhang herausfal- 
len sollte. 

Gerade weil die Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa eine große Zahl von Kom- 
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promissen gebracht hat, die nun mit Leben erfüllt 
werden müssen, damit die Balance erhalten bleibt, 
ist sorgfältige Nacharbeit wichtig. 

Das vierte Kapitel endlich beinhaltet Schlußfol- 
gerungen aus der Konferenz. Man kann sagen, daß 
durch die Schlußakte der Konferenz die Industrie- 
länder im nördlichen Teil der Erde gemeinsam gel- 
tende Wohl verhaltensregeln aufgestellt haben, und 
man muß hoffen, daß diese Regeln Gültigkeit bei 
allen behalten. Aber keinesfalls darf das bedeuten, 
daß diese Länder eine Art Pakt abgeschlossen ha- 
ben, der die Länder der südlichen Hemisphäre be- 
nachteiligt oder ausschließt. Im Gegenteil, aus die- 
sem Pakt müßte sich eine offenere Haltung in tech- 
nischen, politischen und wirtschaftlichen Fragen 
den Ländern der dritten Welt gegenüber ergeben, 
die die wünschenswerte Zusammenarbeit in einer 
Art von Gegenaktivitäten geprägt sieht. Zum ande- 
ren war es dringend nötig, nach so langer Zeit nach 
Abschluß des 2. Weltkrieges gegenseitige Sicher- 
heitsvereinbarungen wirklich zu treffen. Sie waren 
ebenso nötig für die westeuropäischen Länder wie 
für diejenigen Osteuropas. 

An dieser Stelle muß auf Berlin hingewiesen wer- 
den, das wegen seiner besonderen Lage besonders 
sorgfältig in die allgemeinen Vereinbarungen ein- 
gepaßt werden und bleiben muß. Das beiderseitige 
militärische Gleichgewicht muß angestrebt werden. 
Die Anerkennung unverletzlicher Grenzen enthält 
ja oder läßt als notwendige Folge erscheinen die 
volle Einbeziehung der Resultate gegenseitiger und 
ausgewogener Waffenverminderung und die allsei- 
tige Unterzeichnung und Einhaltung des Atomwaf- 
fensperrvertrages. 

Eine Auflösung der beiden militärischen Blöcke, 
von der gestern der Generalsekretär der NATO, 
Herr Luns, anscheinend in bezug auf diesen Bericht 
sprach, ist natürlich nicht gemeint und wird in die- 
sem Bericht auch nicht erwähnt. Das wäre entschie- 
den zu früh. 

Eine gewisse Garantie für die Einhaltung der 
Vereinbarungen ist auch der offensichtliche 
Wunsch der Sowjetunion, die wirtschaftlichen Be- 
ziehungen auszubauen. Das bedeutet, daß auch die 
westeuropäischen Länder sehen müssen, wie stabi- 
lisierend für sie selbst der wirtschaftliche Aus- 
tausch mit den Ländern des östlichen Blocks sein 
kann. Beidseitige Entwicklungen sind dadurch mög- 
lich, beidseitige Garantien sind nötig. Es gibt für 
Europa keine andere Alternative als die der friedli- 
chen Koexistenz, und dazu gehört ein gewisses 
Maß an Sicherheit. 

Eben deshalb, weil der gemeinsame Wunsch nach 
Sicherheit die Konferenz zusammengeführt hat, 
wäre es unlogisch, jetzt nach Abschluß der Konfe- 
renz der Aufrichtigkeit dieses Wunsches zu miß- 
trauen. Es wird vielleicht nicht das Wichtigste sein, 
darauf aufzupassen, inwieweit die anderen Partner 
die Vereinbarungen verletzen oder zu verletzen 
scheinen. Es wird mindestens ebenso wichtig sein, 
daß sich jedes Land an die Vereinbarungen hält, 
und ein gesundes Mißtrauen sollte zumindest mit 
eigenem guten Willen ausbalanciert sein. Denn im- 


merhin hat die Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit ein Mindestmaß an Vereinbarungen 
gefunden. Die Aufgabe kann nur sein, sie so weit 
wie möglich auszubauen und den gewonnenen Frei- 
raum zu nutzen. 

Die Schlußakte stellt allen Teilnehmern der Kon- 
ferenz anheim, angesichts aller Schwierigkeiten so 
viel an Entspannung und Sicherheit zu finden und 
einander zu gewähren, wie das irgend möglich 
ist. 

Dr. Mende (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Mitglieder »der Versammlung! Ich habe mich — bei 
aller Anerkennung 'der ausgezeichneten und er- 
schöpfenden Sachdarstellung — nicht in der Lage 
gesehen, im Politischen Ausschuß idem Bericht und 
den Empfehlungen zuzustimmen. Ich glaube, daß 
sich die Hoffnungen und Erwartungen, die im Be- 
richt zum Ausdruck kommen, für manchen schon 
heute als Illusionen und Enttäuschungen heraus- 
stellen, insbesondere was den Korb 3 der Schlußak- 
te von Helsinki betrifft. Wir erinnern uns daran, 
daß hier eine freiere Bewegung für Gedanken, In- 
formationen und Personen eintreten sollte. Wie 
sieht ein halbes Jahr nach Inkrafttreten der Schluß- 
akte die Wirklichkeit aus? 

Erstens. Die Störungen von Rundfunksendungen 
des Westens laufen weiter; es gibt Proteste und 
Angriffe gegen Sendungen beispielsweise der Deut- 
schen Welle, von Radio Free Europe und Radio Li- 
berty in München und sicher auch ähnliche Aktio- 
nen gegen andere Sendungen, die hier im Westen 
in den kommunistischen Block ausgestrahlt werden. 
Auf der Genfer Wellenkonferenz hatten wir uner- 
bittliche Kämpfe der Kommunisten um möglichst 
gute Sendefrequenzen und Versuche der Eindäm- 
mung westlicher Sendeeinrichtungen. 

Zweitens. Von einem Zeitungs- und Informations- 
austausch kann keine Rede sein. Es ist geradezu 
grotesk, daß man im zu Recht kritisierten Spanien 
größere Informationsmöglichkeiten hat und mehr 
Zeitungen — auch ausländische — kaufen kann als 
in jedem Land des kommunistischen Bereichs. 

Drittens. Die Handhabung einer großzügigen 
Ausreisepraxis ist keineswegs erkennbar; der Fall 
des Nobelpreisträgers Sacharow ist nur einer d-er 
markanten Fälle. 

Viertens. Bürokratische Erschwerungen bei der 
Familienzusammenführung halten an. Es wird sogar 
neuerdings ein Jvmktim zwischen der Ausreise und 
geldlichen Leistungen herbeigeführt. Es ist zweifel- 
los nach Helsinki kein Ruhmesblatt, daß beispiels- 
weise für die Ausreise von 120 000 bis 125 000 
Deutschen aus der Volksrepublik Polen ein Milliar- 
denbetrag gezahlt werden muß. 

Fünftens. Obgleich überall — ich denke an „Am- 
nesty International" — die Amnestie auch für poli- 
tische Häftlinge als selbstverständlich gilt, werden 
für politische Häftlinge in einer Art von neuem 
Menschenhandel große Geldbeträge gezahlt. Es hat 
in den 60er Jahren einmal die Notwendigkeit gege- 
ben, für die Freilassung politischer Häftlinge Geld- 
beträge zu zahlen; ich selbst habe das vor zehn 
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Jahren vertreten. Aber nach dem Grundlagenver- 
trag, nach dem Beitritt beispielsweise der kommu- 
nistischen DDR in die Vereinten Nationen und nach 
Helsinki ist diese Art von Menschenhandel, für 
2 000 Häftlinge 100 Millionen DM zu zahlen, gera- 
dezu makaber. 

Sechstens — und hier bitte ich den Vertreter der 
Kommunistischen Partei Frankreichs, Herrn Cermo- 
lacce, der ja als einer der nächsten Redner nach 
mir sprechen wird, zuzuhören — : Wir haben an der 
innerdeutschen Grenze immer Sperranlagen gehabt, 
aber diese Sperrmaßnahmen werden nun trotz des 
Grundlagenvertrages, der ja „gutnachbarliche Be- 
ziehungen" zwischen beiden deutschen Staaten 
schaffen sollte, und trotz Helsinki fortgesetzt. Wir 
verzeichnen mit fast einer Million verlegter Minen 
mitten im Frieden in Deutschland das größte Mi- 
nenfeld der Geschichte. Wir haben fast 1 000 Kilo- 
meter Sperrgitterzaun mit automatischen Tötungs- 
anlagen, die als Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit und als Verstoß gegen die Menschenrechts- 
charta der UNO anzusehen sind. Ich würde Herrn 
Cermolacce einmal fragen, was er sagen würde, 
wenn Spanien an der Grenze zu Frankreich ein 
ähnliches Tötungsfeld brutalster Art errichtet hätte. 
Dieses Tötungsfeld mitten durch Deutschland ist 
ein Ärgernis für die freie Welt und muß es sein, 
erst recht nach Helsinki. 

Ich habe als Abgeordneter die Pflicht, gerade den 
Raum an der hessischen und thüringischen Grenze 
zu vertreten, wo der Hohe Meissner, die Werra und 
die Fulda die westlichen Zeichen und Eisenach und 
Weimar als die Stadt Goethes die Zeichen auf der 
anderen Seite dieser Todeszone sind. Es ist den 
Menschen drüben einfach unerklärlich, wie die 
westliche Welt zu diesem Todesstreifen und zu die- 
sen Todeseinrichtungen schweigt, gleichzeitig aber 
bereit ist, Helsinki gewissermaßen als den Anfang 
einer Entspannung zu feiern. 

Ich bin dafür dankbar, daß im Bericht die Äuße- 
rung Georgi Ärbatovs vorliegt, und wir können 
nicht genug darauf hinweisen, daß das die offizielle 
Meinung der sowjetischen Regierung ist. Ich darf 
das Zitat mit Genehmigung des Präsidenten wieder- 
holen: 

„Die Sowjetunion und die sozialistischen Län- 
der haben sich in ihrer Befürwortung der in 
Helsinki aufgestellten Grundsätze nicht ver- 
pflichtet, den sozialen Status quo in der Welt 
zu bewahren noch den Prozeß des Klassen- 
kampfes oder der nationalen Befreiung, der 
sich aus den objektiven Gesetzen der ge- 
schichtlichen Entwicklung ergibt, aufzuhalten. 

Nun, die „Befreiungsaktionen" von Südvietnam, 
von Laos und Kambodscha und das, was unter dem 
Stichwort „Befreiung" in Ängola vorgeht, sind ja 
wohl abschreckende Beispiele dessen, was man hier 
mit der nationalen Befreiung und dem Klassen- 
kampf für die Durchsetzung des Kommunismus in 
aller Welt meint. 

Der französische Staatspräsident Giscard d'Estaing 
hat unlängst von seiten Breschnews den Beweis 
dafür erhalten, wie der kommunistische Bereich die 


Entspannung auch auf dem ideologischen Sektor 
auszulegen gewillt ist, und der deutsche Bundesprä- 
sident, der ebenfalls in Moskau war, hat auch in 
der Frage Berlins keine wie auch immer geartete 
Sicherung des Bestandes des westlichen Teils die- 
ser Stadt erreichen können. 

Herr Präsident! Verehrte Änwesendel Daher teile 
ich die Sorgen vieler in der westlichen Welt, daß 
Helsinki 1975 möglicherweise in der geschichtli- 
chen Entwicklung eines Tages den gleichen Rang 
einnehmen könnte wie München 1938 — nur in an- 
deren Zeitabständen und in anderen Dimensionen. 
Äuch nach München gab es die Einschläferung mit 
dem Tenor, das sei angeblich der Frieden für unse- 
re Zeit. Heute haben wir bereits ähnliche Einschlä- 
ferungstendenzen in der freien Welt und eine Ver- 
nachlässigung der Verteidigungsanstrengungen 
selbst in unserer Gemeinschaft. Wir sollten daher 
auch den Sorgen Äufmerksamkeit schenken und 
nicht nur den Hoffnungen und Erwartungen, die 
sich — ich wiederhole es — schon jetzt, sechs Mo- 
nate nach Helsinki, als Illusionen und Enttäuschun- 
gen herausgestellt haben. 

Tagesordnungspunkt: 

Dringlichkeitsantrag auf Aussprache über 
eine Empfehlung betr. die Entschließung 
der Generalversammlung des VN 
über den Zionismus 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich habe mit Interesse den Än- 
trag, den die Kollegen vorgelegt haben, zur Kennt- 
nis genommen. Ich frage mich allerdings, ob es 
weise wäre, wenn die Versammlung nun sofort in 
eine Beratung eintreten würde. Bei aller Bejahung 
des grundsätzlichen Änliegens dieses Äntrags gibt 
es vielleicht doch einige Dinge, die man besser und 
deutlicher ausdrücken könnte oder die vielleicht 
manche in der Versammlung anders formulieren 
wollen. 

Kurz gesagt, Herr Präsident, ich meine, es wäre 
wahrscheinlich vernünftig, daß, bevor die Ver- 
sammlung darüber beschließt, Gelegenheit bestün- 
de, im Ausschuß für allgemeine Angelegenheiten 
noch einmal über den Text zu beraten und dann zu 
einer gemeinsamen Auffassung über einen Text, 
der der Versammlung vorgeschlagen wird, zu kom- 
men, wenn die Antragsteller damit einverstanden 
sind. 

Die Versammlung beschließt, den Empfehlungs- 
entwurf im Dringlichkeitsverfahren zu behandeln, 
und überweist ihn an den Ausschuß für allgemeine 
Angelegenheiten zur Berichterstattung . 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Staatsministers 
im Auswärtigen Amt der Bundesrepublik 
Deutschland, Karl Moersch 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt der 
Bundesrepublik Deutschland: Herr Präsident! Meine 
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Damen und Herren! Ich nehme gerne die Gelegen- 
heit wahr, vor dieser Versammlung einige Überle- 
gungen zu den Themen vorzutragen, die Sie hier 
behandeln, nachdem ich schon bei der Jubiläums- 
sitzung in Bonn im Mai dieses Jahres aus der Dis- 
kussion mit Ihnen wertvolle Anregungen habe 
empfangen können. 

Inzwischen haben wir in der Europa- und in der 
Weltpolitik einige wichtige und, ich denke, ent- 
scheidende Entwicklungen zu verzeichnen. Der po- 
sitive Ausgang des britischen Referendums zur EG- 
Mitgliedschaft hat die Europäische Gemeinschaft 
von einer Hypothek befreit, von einer Ungewißheit, 
die sie in den vorausgegangenen Monaten spürbar 
belastet hat und in ihrem Fortschritt gehemmt 
hat. 

Der hier bereits diskutierte vorläufige Abschluß 
der KSZE nach zweijährigen intensiven Verhand- 
lungen in Helsinki und Genf durch die Annahme 
der Schlußakte am 1. August dieses Jahres hat Ost 
und West mit einem grundlegenden Dokument aus- 
gestattet, das es uns bei der Fortsetzung der Bemü- 
hungen um verantwortungsbewußte Entspannungs- 
politik und, wie ich denke, bei einer kontinuierli- 
chen Analyse der Entwicklung erlauben wird, den 
tatsächlichen Grad der Entspannung besser, als wir 
das bisher vermocht haben, abzulesen und uns in 
unserer Politik auf diese Gegebenheiten einzustel- 
len. 

Auf der 7. Sondergeneralversammlung der Ver- 
einten Nationen — auch sie muß in diesem Zusam- 
menhang erwähnt werden — ist es gelungen, das 
befürchtete Aufeinanderprallen unterschiedlicher 
Positionen zwischen den Beteiligten zu vermeiden. 
Und es ist gelungen, das Verständnis für gegensei- 
tige Abhängigkeiten und gemeinsame Interessen 
zwischen Dritter Welt und den Industriestaaten zu 
fördern. 

Schließlich haben in Rambouillet die Regierungs- 
chefs wichtiger Industriestaaten und Demokratien 
sich auf Orientierungen einer Politik geeinigt, die 
sehr wohl den Weg aus der schwersten Weltwirt- 
schaftskrise seit langer Zeit weisen können. 

Gleichzeitig mit unserer Tagung heute hier in Pa- 
ris beraten in Rom die Regierungschefs und Außen- 
minister der neun EG-Länder im Europäischen Rat 
über die wirtschaftlichen und politischen Folgerun- 
gen, die die Gemeinschaft aus der gegenwärtigen 
Lage zu ziehen hat. 

Schließlich wird es noch in diesem Jahr zu der 
zunächst umstrittenen Konferenz zwischen Roh- 
stoffproduzenten und Industrieländern kommen, de- 
ren Ziel es ist, explosionsträchtige Divergenzen 
zwischen den Staaten zu korrigieren und konstruk- 
tive Möglichkeiten der Zusammenarbeit für die Zu- 
kunft zu erschließen. 

In diesem Zusammenhang darf ich an ein Zitat 
erinnern, das der Rede der Bundesaußenministers 
Genscher bei der diesjährigen Generalversammlung 
der Vereinten Nationen entstammt. Der deutsche 
Außenminister hat gesagt — • ich zitiere — : 

In einer interdependenten Welt führen Kon- 
frontation und einseitiges Handeln ohne Rück- 


sicht auf die anderen unausweichlich dazu, daß 
am Ende alle Parteien verlieren. . . . Koopera- 
tion muß deshalb heute wie für die Zukunft die 
Grundlage des Zusammenlebens auf dieser 
Erde sein. 

Das hoffnungsvollste Moment in der gegenwär- 
tigen Situation ist, daß sich — anders als 1930 
— • die Regierungen dieses Zusammenhangs be- 
wußt sind. Eine ununterbrochene Serie von 
Wirtschaftsgesprächen und -konferenzen in 
den letzten beiden Jahren legt dafür Zeugnis 
ab. Wirtschaftsfragen sind ins Zentrum der in- 
ternationalen Diplomatie gerückt. Der Aus- 
gleich wirtschaftlicher Interessenkonflikte ist 
zum Test außenpolitischer Staatskunst gewor- 
den. 

Ich möchte hinzufügen: Diesem weltweiten Bemü- 
hen um verantwortliches, globalwirksames Wirt- 
schaftswachstum liegt auch und in besonderem 
Maße aus europäischer Sicht die Erkenntnis zu- 
grunde, wie sehr unsere Sicherheit und der Bestand 
unserer freiheitlichen demokratischen Ordnung da- 
von abhängen, daß es uns gelingt, die auf das Wirt- 
schaftsgefüge einwirkenden Faktoren wieder in den 
Griff zu bekommen und in unserem Arbeitsalltag zu 
meistern. 

Nach diesem Blick auf die allgemeine Konstella- 
tion, in der sich unsere politischen Entscheidungen 
zu vollziehen haben und in der sich auch der zwei- 
te Teil der 21. Sitzungsperiode der WEU-Versamm- 
lung ansiedelt, darf ich nun zu den hier anstehen- 
den Themen einige Anmerkungen aus deutscher 
Sicht vortragen. Sie wissen, daß die Bundesregie- 
rung den Arbeiten dieser Versammlung große Be- 
deutung beimißt. Sie hält in der gegenwärtigen 
Lage die WEU-Versammlung als einziges europä- 
isches Parlamentarier-Gremium mit Zuständigkeit 
für Verteidigungsfragen für unersetzbar. Die Bun- 
desregierung ist sich auch der wichtigen Rolle be- 
wußt, die die hier anwesenden Parlamentarier in 
ihren nationalen Parlamenten bei der politischen 
Meinungsbildung zur Aufrechterhaltung einer star- 
ken Verteidigung als einer Voraussetzung für Si- 
cherheit und Entspannung spielen. Diese Rolle wird 
gestützt und gestärkt durch die fundierten Berichte 
und Diskussionen Ihrer Mitglieder, für die die halb- 
jährlichen Begegnungen der WEU-Versammlung 
ein hervorragendes Forum bilden. 

Darüber hinaus ist es das besondere Verdienst 
dieser Versammlung, daß sie die nationalen Regie- 
rungen immer wieder an die Erfordernisse des at- 
lantischen Bündnisses und die damit verbundenen 
Verpflichtungen, für die es auch bei angespannter 
Haushaltslage kein Sichentziehen, kein Beiseiteste- 
hen geben darf, erinnert hat. Wir werden davon 
ausgehen müssen, daß dies auch in der Zukunft 
eine der wesentlichen Aufgaben dieser Versamm- 
lung bleiben wird. Die Bundesregierung erwartet 
von dieser Versammlung weiterhin wichtige Impul- 
se für die Sicherheitspolitik im allgemeinen und für 
die Rüstungszusammenarbeit, und sie denkt, daß 
diese Versammlung die Verantwortung wahrnimmt, 
in der Bevölkerung das Bewußtsein für die Unver- 
zichtbarkeit von Sicherheit und Verteidigungslei- 
stung wachzuhalten. 
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Im Zusammenhang mit der Entschließung Nr. 55 
des Präsidialkomitees der WEU-Versammlung 
möchle ich betonen, daß sich die Bundesregierung 
der großen Bedeutung weltweiter Sicherheitspro- 
bleme für die Situation in Europa und das strategi- 
sche Kräfteverhältnis und -gleichgewicht bewußt 
ist. Die Bundesregierung weiß, daß sich auch für 
die werdende Europäische Union das Problem der 
Sicherheit und Verteidigung im Zusammenhang mit 
allgemeinpolitischen Fragen stellt. Sie weiß, daß sie 
dabei auf keines der Elemente der europäischen Si- 
cherheit verzichten kann, zu denen auch der modi- 
fizierte Brüsseler Vertrag gehört. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, in ei- 
ner Zeit der weltwirtschaftlichen Krise und der 
wachsenden Zweifel am traditionellen Fortschritts- 
glauben des vergangenen Jahrhunderts wird in un- 
serer freien Gesellschaft die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit zu einem psychologischen Problem. 
Weitverbreitet ist der Irrtum, daß man soziale Un- 
zufriedenheit und wirtschaftliche Krisensymptome 
durch Einfrieren oder sogar Abbau der verteidi- 
gungspolitischen Positionen kurieren kann. Ich 
möchte vor diesem Irrtum warnen, obschon ich der 
idealistischen Grundhaltung, die ihm zugrunde 
liegt, meine Sympathie nicht versagen kann. Ich 
wäre kein Liberaler, wenn ich nicht die Milliarden- 
höhe der gegenwärtigen Militärausgaben als ein 
empfindliches Opfer ansähe und wenn ich nicht die 
Sehnsucht nach einem idealeren Zustand teilen 
würde, in dem unsere äußere Sicherheit in einem 
krisenfesten internationalen System mit zwingen- 
den Mechanismen der friedlichen Streitschlichtung 
verankert wäre und ein Großteil der Verteidigungs- 
ausgaben zum Abbau von Not und Mangel in der 
Welt verwendet werden könnte, was sicherlich 
ebenfalls einen wesentlichen Beitrag zu unserer Si- 
cherheit darstellen könnte. 

Diese Zielvorstellungen sollte nach wie vor unser 
Leitbild sein. Aber unsere Politik muß sich an den 
harten Realitäten ausrichten. Zu ihnen zählt in er- 
ster Linie die Notwendigkeit eines ausgewogenen 
Kräfteverhältnisses in der Welt und speziell zwi- 
schen Ost und West in Europa. Das auf unserem 
engen Kontinent besonders notwendige Gleichge- 
wicht verbürgt uns die atlantische Allianz mit ih- 
rem Kernstück, dem politischen und militärischen 
Engagement der USA. 

Daß heute die Möglichkeit einer bewaffneten 
Auseinandersetzung in Europa in weite Ferne ge- 
rückt ist, ist sicher der nachhaltigste Erfolg dieser 
Allianz. 

Die Notwendigkeit des Fortbestandes einer funk- 
tionsfähigen, effizienten Atlantischen Allianz bleibt 
auch künftig die Konstante im Koordinatensystem 
der westlichen Sicherheit. Alles andere wäre Illu- 
sion. Das gilt auch für die Vorstellung, daß ein po- 
litisch und verteidigungspolitisch geeintes Europa 
eine neue, unabhängige „Dritte Kraft" werden 
könnte, das für seine Sicherheit selbst sorgen könn- 
te. Ich denke, schon ein kurzer Blick auf das Arse- 
nal der beiden Supermächte belehrt uns da eines 
anderen und Besseren. 


Dies kann und darf jedoch nicht bedeuten, daß 
wir Bemühungen um eine engere europäische Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der Sicherheit und 
Verteidigung einstellen sollten. Es heißt lediglich, 
daß eine europäische Verteidigung nur als europä- 
ische Säule innerhalb des Bündnisses konzipiert 
werden kann. Auch das mag heute nicht aktuell er- 
scheinen, Aber ein politisch geeintes Europa, wie 
wir es in der Europäischen Gemeinschaft aufbauen 
wollen, kann auf lange Sicht Sicherheit und Vertei- 
digung nicht aussparen. Heute schon stellen sich 
eine Fülle von Einzelproblemen und Sachzwängen 
— ich denke hier nur an die Fragen der Rüstung 
und Standardisierung, die hier ebenfalls behandelt 
worden sind und behandelt werden — , die ein 
pragmatisches Zusammengehen der westeuropä- 
ischen Partner unabdingbar und dringend notwen- 
dig machen. Die WEU-Versammlung sollte auf die- 
sem Gebiet, wie sie das schon bisher getan hat, als 
dynamischer Mahner ihre Funktion erfüllen. 

Die Erhaltung eines ausgewogenen Kräfteverhält- 
nisses zwischen den Bündnissystemen in Ost und 
West ist nicht nur eine Funktion des US-Engage- 
ments, sondern auch des eigenen Verteidigungswil- 
lens der Europäer. Machen wir uns nichts vor; auf 
die Dauer kann kein Land ein anderes Land erfolg- 
reich mitverteidigen helfen, das keinen eigenen 
Selbstbehauptungswillen aufbringt. Gerade deshalb 
wäre es ein schwerwiegender Irrtum, wenn man 
zur Entlastung im wirtschaftlichen und sozialen Be- 
reich Kürzungen der Verteidigungsausgaben su- 
chen wollte. Wir Europäer dürfen nicht Gefahr lau- 
fen, in einer introvertierten Selbstschau in unseren 
Verteidigungsanstrengungen unter Hinweis auf al- 
lerlei objektive Maßstäbe wie Anteil am Bruttoso- 
zialprodukt, Pro-Kopf- Ausgaben etc. nachzulassen. 
Wir müssen, muß ich leider sagen, uns an dem aus- 
richten, was zur Wahrung des gegenwärtigen Kräf- 
teverhältnisses erforderlich ist. Der Bundesrepublik 
Deutschland als dem exponiertesten Mitgliedstaat 
der Westeuropäischen Union und der NATO fällt 
hier mehr, als der Bundesrepublik selbst lieb sein 
kann, die Rolle des unbequemen Mahners zu. 

Wir sehen in diesem Zusammenhang mit einem 
gewissen Bedauern, daß trotz der naturgemäßen Zu- 
rückhaltung, je mitunter gegenläufigen Haltung der 
westlichen Verbündeten, der Warschauer Pakt sei- 
ne Verteidigungsanstrengungen von Jahr zu Jahr 
weiter steigert. Wir bedauern dies, weil eine derar- 
tige Steigerung des Rüstungspotentials durch den 
Warschauer Pakt im Zeichen einer auf Mehrung 
gegenseitigen Vertrauens abzielenden Entspan- 
nungspolitik für politisch bedenklich, militärisch 
unnötig und wirtschaftlich wenig sinnvoll gehalten 
werden muß. Hierüber müssen wir im Ost-West- 
Dialog reden; und wir tun dies; denn eine Destabi- 
lisierung des Gleichgewichts in Europa sollte ei- 
gentlich in niemandes Interesse liegen. Wir bedau- 
ern die Aufrüstung im Osten aber auch deshalb, 
weil sie uns mit der Notwendigkeit konfrontiert, 
unsererseits damit Schritt zu halten. 

Das Gleichgewicht, auf das wir mangels Besse- 
rem Wert legen müssen, soll nach unseren Intentio- 
nen — entgegen einer gängigen Formel — ■ alles an- 
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dere als ein „Gleichgewicht des Schreckens" sein. 
Es ist vielmehr die Grundlage, auf der die Entspan- 
nung begonnen wurde und fortentwickelt werden 
kann und von der aus wir unseren Hoffnungen auf 
eine künftige friedlichere Welt ohne Risiken Sub- 
stanz geben wollen. 

Gleiches gilt für den verwandten militärischen 
Begriff der Abschreckung, der so oft, insbesondere 
in den Massenmedien des Warschauer Pakts, ange- 
griffen wird. Denn es geht uns ja nicht um Dro- 
hung, Einschüchterung oder um die Verbreitung 
von Schrecken in der Welt, sondern im Gegenteil 
um die Erhaltung einer glaubwürdigen Position, 
von der aus gleichberechtigte Verhandlungen zwi- 
schen den Bündnissen geführt werden können, Ver- 
handlungen, auf die sich Stabilität, Kooperation 
und wachsendes gegenseitiges Vertrauen gründen 
sollen. Das französische Wort „dissuasion" gleich 
Abraten hat da zugegebenermaßen einen günstige- 
ren Klang als das deutsche Wort „Abschreckung"; 
aber ich meine, daß die Regierungen des War- 
schauer Pakts genügend gut unterrichtet sind, um, 
wenn sie nur wollen, auch die deutsche Vokabel 
„Abschreckung" richtig zu interpretieren. 

Wir sind also aufgerufen, das Bündnis politisch, 
militärisch und psychologisch in guter Verfassung 
zu halten. Die Parlamentarier der WEU-Versamm- 
lung können dazu Wesentliches beitragen. Ich 
möchte entgegen dem fast zur Mode gewordenen 
Gerede von angeblichen Krisenerscheinungen im 
Bündnis feststellen, daß der harte Kern der Allianz 
— das westeuropäisch-amerikanische Verhältnis — 
intakt ist und von Solidarität und Vertrauen ge- 
kennzeichnet wird. Wir müssen uns täglich darum 
bemühen, daß dies so bleibt. Denn in der Tat ist 
das Bündnis mit einer Reihe von Problemen, beson- 
ders an seiner Südflanke konfrontiert, die bei län- 
gerem Fortdauern zu einer wirklichen Belastung, ja 
auch zur Schwächung der Allianz führen können. 

Die Entwicklung an der Südflanke entzieht sich 
zwar weitgehend der Einflußmöglichkeit unserer 
Länder; dennoch können die Westeuropäer, wie ich 
denke, dort, wo ihre Hilfe gefragt ist, auch in die- 
sem Raum durch eine Politik der Bündnissolidarität 
zur Stabilisierung der Lage beitragen. Das gilt in 
erster Linie für den langwierigen innenpolitischen 
Gärungsprozeß in Portugal, von dem wir wohl hof- 
fen dürfen, daß an seinem Ende ein erneuertes Por- 
tugal als gefestigter Bundesgenosse stehen wird, 
als ein Land, in dem die Übereinstimmung von 
Volkswillen und Regierung eine innere Stabilität 
gewährleistet, ein Bundesgenosse, der uns aber 
auch in seinen Gefahren für die Gesundungsmög- 
lichkeiten des Landes und den leidvollen Auswir- 
kungen auf die Bevölkerung besonders berührt. 

Sinngemäßes gilt für eine mögliche politische 
und wirtschaftliche Hilfestellung Westeuropas, die 
zu einer Annäherung der am Zypernkonflikt betei- 
ligten Parteien führen kann. Die Politik der Ver- 
bündeten gegenüber Griechenland und der Türkei 
muß von der Erkenntnis ausgehen, daß beide Län- 
der für die Verteidigung der Südflanke unverzicht- 
bar sind. In dieser so einfach auszudrückenden, 
aber in der Sache sehr schwierigen Perspektive 


hoffe ich, daß sich auch das amerikanisch-türkische 
Verhältnis weiter verbessert und daß sich in den 
laufenden Verhandlungen über Griechenlands Stel- 
lung in der NATO schließlich doch ein Ergebnis er- 
zielen läßt, das die wesentlichen Interessen des 
Bündnisses berücksichtigt. 

Für ein Urteil über die künftige Rolle Spaniens in 
der westeuropäischen Staatengemeinschaft ist es noch 
zu früh. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen die- 
ses Landes sind in der Tat günstiger als die seines 
westlichen Nachbarn Portugal. Die Möglichkeit für 
eine behutsame Reformpolitik mit dem Ziel einer 
allmählichen Demokratisierung scheint uns durch- 
aus vorhanden zu sein. Die strategische Bedeutung 
Spaniens für den Flankenschutz Europas liegt auf 
der Hand. Es wird viel davon abhängen, daß die 
Mitgliedstaaten der Allianz den rechten Ton und 
das rechte Maß im Umgang mit dem sich erneuern- 
den Spanien finden, wenn es jetzt darum geht, die- 
ses Land, wie es ja kürzlich selbst durch seinen Re- 
präsentanten ausdrücken ließ, näher an uns heran- 
zuführen und seine Zukunft im Sinne westlicher 
Grundauffassungen sichern zu helfen. 

Der wirtschaftliche Druck auf die Verteidigungs- 
haushalte hat bei allen Nachteilen auch einen Vor- 
teil: er zwingt zu intensiveren Bemühungen um Rü- 
stungszusammenarbeit im innereuropäischen und 
im transatlantischen Rahmen. Für die Bundesrepu- 
blik Deutschland hat dabei die innereuropäische 
Zusammenarbeit logische Priorität; erst wenn sie 
funktioniert, wenn Europa brauchbare Waffen zu 
wirtschaftlichen Preisen produziert, kann der Dia- 
log mit den USA wirklich sinnvoll werden, denn 
ohne eigenes Potential ist man kein wirklicher 
Partner. 

Der Ständige Rüstungsausschuß der WEU spielt 
auf dem Gebiet innereuropäischer Rüstungszusam- 
menarbeit eine nützliche Rolle. Uber Rüstungszu- 
sammenarbeit wird jedoch in verschiedenen Gremi- 
en gesprochen. Wir haben nie ein Geheimnis dar- 
aus gemacht — - und ich habe dies zuletzt im Mai 
dieses Jahres bei Ihrer Jubiläumssitzung in Bonn 
ausgeführt — ■, daß wir innerhalb Europas der Euro- 
group eine besondere Bedeutung bei der Rüstungs- 
kooperation beimessen. Doch ist dies — ich betone 
es — kein Glaubenssatz. Wir sind offen für neue 
Organisationsformen europäischer Rüstungszusam- 
menarbeit, insbesondere wenn sie eine wirksame 
Zusammenarbeit mit Frankreich ermöglichen. Der 
beste Beweis ist da die Eurogroup-Sonderkonferenz 
von Anfang November in Den Haag. Man schlug 
vor, daß eine unabhängige, nämlich von der Euro- 
group unabhängige, für alle europäischen Staaten 
der Allianz offene Arbeitsgruppe die Möglichkeiten 
für eine europäische Zusammenarbeit bei der Be- 
schaffung von Rüstungsmaterial studieren und die 
Basis für den Dialog mit den USA vorbereiten soll. 
Die Bundesregierung hofft, daß aus der Tätigkeit 
dieser Gruppe ein von allen europäischen Partnern 
der Allianz akzeptiertes effektives Gremium für eu- 
ropäische Rüstungszusammenarbeit hervorgeht. 

Zur transatlantischen Rüstungszusammenarbeit 
lassen Sie mich hier nur so viel sagen: Grundsätz- 
lich sollten europäische Gemeinschaftsprojekte auf 
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die Zwei-Bahn-Straße gebracht werden. Wenn jedes 
Land seine eigenen Projekte wollte, wäre nichts ge- 
wonnen. Der Verkehr auf dieser Straße muß sich 
allerdings nach den Gesetzen des fairen Wettbe- 
werbs abspielen. In aller Regel müßte deshalb, das 
beste und wirtschaftlichste Projekt den Zuschlag 
erhalten. Dabei ist jedoch darauf zu achten, daß 
wirklich wichtige technologische Rüstungsressour- 
cen Europas erhalten bleiben. Deshalb mögen euro- 
päische Präferenzen in Ausnahmefällen gerechtfer- 
tigt sein; aber sie müssen eben auch Ausnahmefälle 
bleiben. Andernfalls wäre das ganze Konzept der 
Rationalisierung und Standardisierung in Gefahr, 
nämlich nicht zuletzt wegen der Kostenwirksam- 
keit, die hier entstünde, wenn wir ohne Rücksicht 
auf wirtschaftliche Überlegungen bestimmte Priori- 
täten setzen wollten. 

Das militärische und politische Gleichgewicht ist 

auch eine Grundbedingung — ■ ich habe es hier 
schon ausgeführt — der Entspannungspolitik in Eu- 
ropa. Die Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa ist Teil des Versuches sich von 
der sterilen Ära der Konfrontation in Europa zu lö- 
sen und zu einer neuen Ära der Zusammenarbeit, 
der Kooperation zu gelangen. 

Wesentliches Ziel der Teilnehmerstaaten der 
KSZE war es, den Begriff der Entspannung mit kon- 
kretem Inhalt zu füllen. Dieser Versuch war um so 
wichtiger, als der Begriff der Entspannung selbst 
vieldeutig ist und vom Osten häufig für den Ver- 
such mißbraucht wurde, eine einseitige Durchset- 
zung seiner außenpolitischen Vorstellungen zu er- 
reichen. Die Entstehungsgeschichte dieser Konfe- 
renz seit den 50er Jahren beweist aber auch, wie 
sehr sich die Inhalte der Politik durch Reaktionen 
und durch eigene Initiativen des Westens haben 
wandeln können. 

Bei dieser Politik konnte es nicht darum gehen, 
die bestehenden machtpolitischen, gesellschaftli- 
chen und ideologischen Unterschiede zwischen Ost 
und West zu überwinden, wie manche Optimisten 
geglaubt haben. Ein solches Bemühen wäre unrea- 
listisch und von vornherein zum Scheitern verur- 
teilt gewesen. Die Aufgabe war es vielmehr unter 
Respektierung der Existenz dieser Unterschiede die 
Grundlagen auf allen Gebieten der Zusammenar- 
beit, nämlich der Sicherheit, Wirtschaft, humanitä- 
ren und anderen Fragen, gemeinsam zu definieren 
und zu erweitern. 

Angesichts der Ergebnisse der KSZE können wir 
heute feststellen, daß uns dieser Versuch in weit 
größerem Umfang gelungen ist, als es viele Skepti- 
ker zu Beginn der Konferenz erwartet, vielleicht 
auch gewünscht hatten. Hierzu haben verschiedene 
Umstände beigetragen. Ich nenne zunächst und vor 
allem die Solidarität und Kohäsion der westlichen 
Partner im Rahmen der europäischen politischen 
Zusammenarbeit und der NATO. Dieser Zusammen- 
halt und diese Abstimmung der Politik ist im Rah- 
men der multilateralen KSZE-Verhandlungen nicht 
gelockert worden, wie oft befürchtet worden war, 
sondern hat sich im Gegenteil durch die konkreten 
Verhandlungspositionen und -ziele gefestigt. Hinzu 
kommt die positive Rolle der WEU, die im Rahmen 
ihrer Institutionen die KSZE-Verhandlungen auf- 


merksam verfolgt hat und die westlichen Positio- 
nen durch Entschließungen unterstützt hat. 

Nicht zuletzt ist von Bedeutung, daß die nicht ge- 
bundenen, die neutralen Länder und die Länder des 
westlichen Bündnisses die Verhandlungen in dem 
Bewußtsein geführt haben, auf vielen Gebieten je- 
denfalls — das gilt für die Vertrauensbildung im 
militärischen Bereich, für die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit wie auch für die humanitären Fragen 
— die gleichen Ideale zu verfechten und die glei- 
chen Ziele anzustreben, unabhängig davon, ob sie 
nun in einem Bündnis zusammengehören oder 
nicht. Zur Stärkung dieses Bewußtseins beigetragen 
zu haben, ist, unabhängig vom Konferenzergebnis 
selbst, eine wesentliche und für die Entwicklung 
Europas sicherlich noch kaum genügend gewürdig- 
te Auswirkung der KSZE, wie übrigens — das darf 
ich hinzufügen — jede Ministerratstagung des Eu- 
roparats in den letzten Jahren deutlich gezeigt 
hat. 

Bei der Verwirklichung der KSZE-Beschlüsse 

müssen wir uns darüber im klaren sein, daß diese 
uns vor ähnlich große Probleme, wenn nicht noch 
vor größere Schwierigkeiten stellt, als es die For- 
mulierung und Verhandlungen der KSZE-Texte 
selbst getan haben. Jetzt beginnt die eigentliche 
Arbeit, die schwierige Arbeit im Detail, und dies ist 
ein langwieriger, mühsamer Prozeß. 

Wir wissen dabei, daß wir nicht über Nacht sen- 
sationelle Verbesserungen erwarten können, wie es 
die Kritiker gelegentlich wünschen und uns an die- 
ser nicht vorhandenen Tatsache messen wollen. Je- 
doch führt jeder kleine Schritt in der von der 
Schlußakte definierten Richtung von der bestehen- 
den Konfrontation fort zu einer verstärkten Zusam- 
menarbeit. Wir können nur hoffen, daß sich zu- 
gleich auch die Erkenntnis im Osten verfestigt, daß 
dieser Weg keineswegs die Sicherheit des Ostens 
insgesamt beeinträchtigt. Denn die Ergebnisse der 
KSZE sind nicht dazu gedacht, die bestehende Si- 
tuation einzufrieren, sondern dazu gedacht, die Be- 
ziehungen zwischen Völkern und Menschen in Eu- 
ropa auf eine fruchtbarere und sichere Grundlage 
zu stellen. 

Die Ergebnisse der KSZE können und werden bei 
uns nicht die Illusion erzeugen, daß sie die Voraus- 
setzungen unserer Sicherheit verändert hätten. Im 
Gegenteil, ein machtpolitisches Gleichgewicht und 
damit das NATO-Bündnis ist die Voraussetzung für 
die Fortsetzung des Entspannungsprozesses. Für 
uns Europäer ist von Bedeutung, daß die KSZE- 
Schlußakte keine Hindernisse für die Fortführung 
des europäischen Einigungsprozesses errichtet hat. 
Und ich füge hinzu: Die KSZE hat die Machtstruk- 
turen in dieser Welt und vor allem die Verteilung 
der Machtgewichte in Europa nicht geändert. Sie 
gibt den europäischen Staaten die Chance — im 
Augenblick allerdings nicht mehr als diese Chan- 
ce — , größerer Sicherheit, eines größeren Maßes an 
Vertrauen, an Kontakten und an engerer Koopera- 
tion. Sie schließt allerdings auch nicht die Möglich- 
keit aus, auf politischen Positionen zu beharren, die 
konfliktgeladen sind. Auch dies gehört meiner An- 
sicht nach zu einer realitätsbezogenen Betrachtung 
dieser Ergebnisse. Sie stellt einen Rahmen für die 
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Politik dar, den wir in jedem einzelnen Fall auszu- 
füllen haben. Aber es ist ein Fortschritt gewesen, 
daß jedenfalls bei dieser Konferenz alle Seiten ge- 
zwungen waren, eine gründliche Analyse der Lage 
vorzunehmen und vielleicht von manchen früher so 
gern gehegten Zwangsvorstellungen wegzukom- 
men. 

Wir alle wissen, daß die KSZE-Beschlüsse, die in 
die Zukunft gerichtet sind, und die Wirklichkeit in 
Europa immer noch auseinanderklaffen. Es ist — 
ich sage es noch einmal — ein Anfang gemacht 
worden, nicht mehr, aber auch nicht weniger. Die 
Ergebnisse eröffnen einen Weg, über den die Inter- 
essengegensätze gemindert, gemeinsame Interessen 
gefunden und genutzt werden können. Es sind Maß- 
stäbe für den weiteren Entspannungsprozeß ge- 
schaffen worden, an dem sich alle Konferenzteil- 
nehmer schließlich werden messen lassen müssen. 
Gerade deswegen sehen wir in dem Abschluß der 
KSZE eine wichtige Etappe im Prozeß der interna- 
tionalen Entspannung. Gerade deshalb ist es für 
uns entscheidend, daß die westeuropäischen Demo- 
kratien und ihre beiden nordamerikanischen Ver- 
bündeten wie in der jüngsten Vergangenheit ihren 
gemeinsamen Überzeugungen Geltung verschaf- 
fen. 

Es ist ja kein geringes Ergebnis dieser Konferenz, 
daß, ohne daß dies offen ausgesprochen wurde, 
eben für die Sicherheit in Europa die USA und Ka- 
nada ein gleichberechtigter und gleichgewichtiger 
Faktor sind, und zwar auch in den Augen der 
osteuropäischen Konferenzteilnehmer, eine Tatsa- 
che, die aus der Welt wegzudiskutieren 20 Jahre 
lang versucht wurde, die aber unserer Meinung 
nach nicht wegdiskutiert werden konnte. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf 
die parlamentarische Debatte in dieser Versamm- 
lung, die die Zusammenhänge zwischen militäri- 
schem Gleichgewicht und politischer Entspannung 
besonders gut kennt, sollten wir dabei nicht verzich- 
ten. Ich möchte Ihnen sehr dafür danken, daß Sie 
sich in dieser Versammlung dieses großen Themas 
angenommen haben. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Ich möchte 
dem Herrn deutschen Staatsminister eine Frage zu 
einem Thema stellen, das er am Anfang kurz be- 
rührt hat, eine Frage, an deren präziserer Beant- 
wortung diese Versammlung sicherlich interessiert 
sein wird. 

Der Herr Minister hat in seinem großen weltpoli- 
tischen Szenarium dankenswerterweise auch das 
Problem der anstehenden Rohstoffkonferenz be- 
rührt. Meine Frage bezieht sich auf seine, auf die 
deutschen Erwartungen im Blick auf das gemeinsa- 
me Sprechen der neun EG-Staaten auf dieser Konfe- 
renz. 

Während wir hier heute diskutieren, gehen be- 
kanntlich die konkreten Vorbereitungen für diese 
Konferenz weiter, und zwei Fragen würden uns 
wohl alle interessieren, erstens die Frage nach der 
Chance der Eingliederung Großbritanniens in die 
allgemeine Interessenlage der übrigen acht Staaten; 
zweitens, Herr Staatsminister, wäre es gut, wenn 


Sie uns darüber Auskunft gäben, warum die Bun- 
desregierung als Vertreterin eines der teilnehmen- 
den EG-Staaten so daran interessiert ist, daß Groß- 
britannien auf dieser Konferenz durch die Neun ge- 
meinsam vertreten wird. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt der 
Bundesrepublik Deutschland: — Herr Präsident! 
Die hier gestellte Frage kann ich nur für die Bun- 
desregierung beantworten. — Ich bitte den Herrn 
Abgeordneten um Verständnis, wenn ich mich an- 
gesichts der Gespräche in Rom hier nicht im Be- 
reich des Spekulativen bewegen möchte. 

Die Bundesregierung glaubt, daß es im Interesse 
der gesamteuropäischen Position läge, wenn die 
neun Staaten der Gemeinschaft auf dieser Konfe- 
renz in allen Fragen eine gemeinsame Politik ver- 
fechten könnten. Wieweit die Interessen aufeinan- 
der abgestimmt werden können und sollten, ist eine 
Frage, die jede einzelne Regierung zu beantworten 
hat. Die Frage richtet sich deshalb im Grunde nicht 
an die Bundesregierung, sondern an die britische 
Regierung. 

Ich möchte hier aber meine persönliche Auffas- 
sung nicht verhehlen. Sie besteht darin, daß es — 
im Gegensatz zu vielen öffentlichen Diskussionen, 
die auch unter den Parteien in Europa kontrovers 
geführt werden — bei gründlicher Prüfung der In- 
teressenlage im Gesamtprozeß der europäischen Po- 
sition keinerlei unterschiedliche Interessen gibt, 
auch wenn gelegentlich behauptet wird, es gebe 
nationale oder regionale Interessen. Diese Feststel- 
limg richtet sich aber selbstverständlich nicht nur 
an eine Adresse unter den Neun; sie ist meiner An- 
sicht nach für alle gleichermaßen gültig und wird 
von allen nicht immer genügend beherzigt. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Bei al- 
lem ausdrücklichen Dank an den Herrn Staatsmini- 
ster für das Unterstreichen der Rolle, die er dieser 
Versammlung in den Fragen der Verteidigung in 
Europa einräumt, und bei allem ausdrücklichen 
Dank auch für seine Feststellung, daß Europa nicht 
gebaut werden kann, ohne daß wir uns speziell der 
Verteidigungsfrage in diesem Bereich mit anneh- 
men, möchte ich doch, auf die erste Frage etwas 
eingehend und insistierend, die folgende Frage an 
ihn richten. 

Wird die von ihm besonders hervorgehobene po- 
sitive Wirkung des britischen Referendums am 
Ende nicht dadurch wieder zunichte gemacht, daß 
sich Großbritannien möglicherweise auf der Roh- 
stoffkonferenz nicht durch die Stimme der Gemein- 
schaft äußert, sondern selbständig vertreten sein 
will, und wird die positive Wirkung nicht auch da- 
durch beeinträchtigt, daß Großbritannien den An- 
schein erweckt, als würde es durch fiskalische Er- 
wägungen in seinen Verteidigungsbemühungen für 
sich und für Europa im ganzen nachlassen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt der 
Bundesrepublik Deutschland: Herr Abgeordneter, 
das ist eine Frage, die wohl in erster Linie das 
Europäische Parlament anginge. Ich will mich trotz- 
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dem bemühen, hier auf dieses Thema noch ein we- 
nig näher cinzugehen. 

Ich glaube, man kann die Bedeutung des Referen- 
dums nicht mit der aktuellen Problematik der Be- 
teiligung an der Rohstoffkonferenz vergleichen. Es 
ist für mich — • unabhängig von den Schwierigkei- 
ten, die es gegenwärtig hinsichtlich dieser Beteili- 
gung gibt oder geben sollte — eine Entscheidung 
von historischer Tragweite, daß sich die Mehrheit 
der Bevölkerung des Vereinigten Königreichs für 
die Mitgliedschaft in der Europäischen Gemein- 
schaft ausgesprochen hat. 

Es würde sicherlich der Bedeutung dieser Tatsa- 
che nicht gerecht, wenn wir nun einen Teilbereich, 
der überdies im Vertrag nicht im einzelnen defi- 
niert war, nämlich die Energiepolitik, zum Maßstab 
der britischen Politik insgesamt machen wollten. 
Sie wissen wie ich, daß es in der Politik grundsätz- 
liche Entscheidungen gibt, die auch dann von Be- 
deutung bleiben, wenn Differenzen im Detail auftre- 
ten. Ich möchte doch darum bitten, daß wir — bei 
aller Bedeutung, die wir dieser Rohstoffkonferenz 
beimessen — in unseren Beurteilungen der briti- 
schen Politik mehr von dem Gesichtspunkt der Ge- 
duld und auch der allgemeinen Gerechtigkeit aus- 
gehen, als daß wir aktuelle Ereignisse zum Maßstab 
für endgültige Beurteilungen machen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Staatsminister, Sie 
haben die Notwendigkeit der Standardisierung im 
Bereich der Rüstung in Westeuropa unterstrichen. 
Ich möchte Sie, nachdem Sie auch die Rolle dieser 
Versammlung hervorgehoben haben, in diesem Zu- 
sammenhang fragen, ob Sie Initiativen aus dieser 
Versammlung für nützlich halten würden, kompe- 
tente Politiker und Fachleute Europas zu Gesprä- 
chen über die Frage, um die es hier geht, zusam- 
menzuführen. 

Moerschr Staatsminister im Auswärtigen Amt 
der Bundesrepublik Deutschland: Die Antwort lau- 
tet: Ja. Noch besser ist es allerdings, wenn alle 
Kollegen in diesem Gremium in der Lage sind, ihre 
richtige Meinung in den nationalen Parlamenten 
durchzusetzen. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Wenn man den 
Bericht der Frau Kollegin von Bothmer zur Hand 
nimmt, ist man bei dem was man dort im einzelnen 
finden kann, hin- und hergerissen. Es sind dort Din- 
ge enthalten, die man absolut unterstreichen kann 
— in einigen Fällen sicher sogar so, wie es im ein- 
zelnen gar nicht beabsichtigt war. 

Ich möchte aber ein paar Korrekturen des Be- 
richts anbringen, von denen ich meine, daß sie un- 


bedingt notwendig sind, wenn man die Konferenz 
von Helsinki und die Folgen dieser Konferenz im 
einzelnen beurteilen will. 

Zunächst einmal muß man, glaube ich, anmerken, 
daß die Forderung der Sowjetunion, eine solche Eu- 
ropäische Sicherheitskonferenz zu veranstalten, so- 
gar noch weiter als auf die Erklärung von Bukarest 
zurückgeht. Die Chancen, zu dieser Konferenz zu 
kommen, haben sich aber erst dann ergeben, als im 
Jahre 1969 in der Bundesrepublik durch den Aus- 
gang der Wahlen und die Bildung einer neuen Re- 
gierung eine neue Situation entstanden war. Es war 
keineswegs so, daß die Bundesrepublik isoliert ge- 
wesen wäre; es war eher die Bundesrepublik selbst, 
die sich hier als eine treibende Kraft gezeigt hat, 
was ja auch immer wieder lobend — vom Selbstlob 
der Regierung her, wenn ich das sagen darf • — be- 
tont wird. 

Interessant ist, daß z. B. beim Besuch des ameri- 
kanischen Außenministers, Herrn Kissinger, in der 
Bundesrepublik kurz vor Verabschiedung der 
Schlußakte von Helsinki die Antwort des amerika- 
nischen Außenministers auf Warnungen von Oppo- 
sitionspolitikern, nicht allzu gutgläubig zu sein, 
was Helsinki anlangt, die war, es sei nicht notwen- 
dig, daß die Deutschen ihm das sagten; die Ameri- 
kaner seien immer sehr skeptisch gewesen, und die 
treibenden Elemente seien in Europa und vor allem 
in der Bundesrepublik zu finden gewesen. — Das 
entspricht auch den tatsächlichen Entwicklungen, 
denn die erste international verbindliche Aussage 
zur Europäischen Sicherheitskonferenz war ja der 
berühmte Punkt 10 im sogenannten Bahr-Papier aus 
dem Jahre 1970, wo von der deutschen Bundesre- 
gierung die Zusage gemacht wurde, den Plan einer 
solchen Europäischen Sicherheitskonferenz zu un- 
terstützen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieser 
Plan hat sich als für die Sowjetunion außerordent- 
lich erfolgreich erwiesen. Ich unterstreiche das, 
was Frau von Bothmer in ihrem Bericht im einzel- 
nen sagt, wenn sie davon spricht, daß diese Konfe- 
renz mit der Verabschiedung der Schlußakte den 
führenden Leuten im Kreml einen bedeutenden Er- 
folg im Bereich der internationalen Politik beschie- 
den hat. Ich unterstreiche auch das, was sie etwas 
später sagt, daß nämlich diese Konferenz ein Erfolg 
für die Sowjetunion auch unter den Aspekten der 
Breschnew-Doktrin war, die zwar dort in keiner 
Weise im Wortlaut aufgegriffen wurde, die aber 
doch sinngemäß in diese Schlußakte eingegangen 
ist. Es würde mich fast reizen — ich möchte das 
aber hier nicht tun — , diese Breschnew-Doktrin un- 
ter dem Aspekt des Vorwurfs eines Sicherheitsrisi- 
kos für die besondere Lage der Bundesrepublik 
Deutschland im einzelnen zu erörtern. 

Die Berichterstatterin weist mit Recht — auch 
das möchte ich unterstreichen — darauf hin, daß es 
Absichtserklärungen sind, die in Helsinki verab- 
schiedet worden sind, und sie schreibt zugleich in 
ihrem Bericht, daß mit Hilfe dieser Absichtserklä- 
rungen ein gewisser moralischer Druck der öffentli- 
chen Meinung auf die Politiker ausgeübt werden 
könne, eben diesen Absichten zu folgen. Richtig, 
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Frau Kollegin von Bothmer! Allerdings kann es ei- 
nen solchen moralischen Druck der öffentlichen 
Meinung in wirklich wirksamer Form nur dort ge- 
ben, wo es eine freie öffentliche oder veröffentlich- 
te Meinung gibt. Das heißt, das Element des morali- 
schen Drucks läßt sich zwar immer von Interessier- 
ten oder auch von den fellow travellers der Kom- 
munisten in den westlichen Ländern, aber kaum in 
den östlichen Ländern zur Anwendung bringen. 

Wir haben ja in den letzten Wochen nach Ab- 
schluß der Konferenz von Helsinki die Erfahrung 
gemacht, wie diese Absichtserklärungen im einzel- 
nen schon umgangen worden sind. Das gilt natür- 
lich vor allem für den Korb 3, aber es gilt selbst für 
Fragen der europäischen Sicherheit. Denken Sie 
nur an die Versuche, die Anmeldung von Manö- 
vern zu umgehen, die man gemacht hat. Während 
sich der Westen hier, so möchte ich einmal sagen, 
strikt an Geist und Inhalt der Schlußakte von Hel- 
sinki gehalten hat, war das auf der anderen Seite 
nicht der Fall. 

Es ginge viel zu weit, hier auf den Korb 3 im ein- 
zelnen einzugehen, zumal eine Reihe von Vorred- 
nern dazu schon Stellung genommen hat. Ich möch- 
te nur noch einmal ausdrücklich den Bericht von 
Amnesty International zur Lage der politischen Ge- 
fangenen in der Sowjetunion erwähnen, und dies 
vor allem deswegen, weil Amnesty International 
eine Organisation ist, die im allgemeinen unver- 
dächtig ist, und weil es interessant ist, daß die So- 
wjetunion das dritte Land ist, dem ein eigener Un- 
tersuchungsbericht gewidmet wurde; die beiden er- 
sten Länder waren Chile und Spanien. — Ich emp- 
fehle jedem, der sich dafür interessiert, diesen Be- 
richt über die Sowjetunion einmal in die Hand zu 
nehmen. 

Meine Damen und Herren, die Sowjetunion und 
die anderen Mitgliedstaaten des Warschauer Paktes 
wehren sich gegen die Forderungen des Korbes 3, 
was den freien Meinungsaustausch anlangt, mit Ar- 
gumenten, die zum Teil doch sehr abstrus klingen. 
Unter anderem wird z. B. als Gefahr angeführt, daß 
aus dem Westen Pornographie in die Staaten des 
Warschauer Paktes eindringen könnte. — Dieses 
Argument kennt man ja schon aus der Zeit des 
Dritten Reiches, wo — ich denke nur an die Aus- 
stellung von „entarteter Kunst" — auch Begriffe 
wie Pornographie oder ähnliches als Vorwand die- 
nen mußten, um den freien Meinungsaustausch ein- 
zuschränken. 

Richtig ist — was die Kollegin von Bothmer in 
ihrem Bericht auch sagt — , daß die Sowjetunion 
davon ausgeht, daß die objektiven Gesetze des dia- 
lektischen Materialismus — wie die Sowjetunion 
dies selbst bezeichnet — weiterwirken und daß es 
deswegen in den einzelnen Ländern keinen Stopp 
der innergesellschaftlichen Entwicklung geben 
kann. Das ist aber, wie wir alle wissen, eine Ein- 
bahnstraße. Wir fühlen uns da immer an die grie- 
chische Sagenwelt erinnert, an Troja und an die 
Griechen, die es belagerten, an die berühmte Ge- 
schichte vom Trojanischen Pferd, das ja heute so- 
gar offiziell in kommunistischen Dokumenten auf- 
taucht; denken wir nur an das Dokument, das aus- 


drücklich auf die 7. Komintern-Konferenz 1935 Be- 
zug nimmt und wo am Beispiel Portugals erläutert 
wird, daß die damals von der Kommunistischen In- 
ternationale beschlossene Strategie des — wie 
wörtlich geschrieben ist — Trojanischen Pferdes 
bereits Erfolge gezeigt hat. 

In dem Bericht der Kollegin von Bothmer steht 
allerdings ein Satz, der mich hat aufhorchen lassen 
und der mich dazu veranlaßt, doch eine deutliche 
Bemerkung zu machen. Ziemlich am Ende heißt es, 
daß auf der einen Seite die westlichen Länder der 
Sowjetunion vorwerfen, ihr politisches, wirtschaft- 
liches und soziales Regime erhalten und den osteu- 
ropäischen Ländern aufzwingen zu wollen, daß sie 
selbst aber auf der anderen Seite nicht im Namen 
der europäischen Sicherheit jegliche wirtschaftli- 
che und soziale Entwicklung auf ihren eigenen Ge- 
bieten aufhalten dürfen. 

Meine Damen und Herren, was heißt dieser Satz 
eigentlich? Er beinhaltet, wenn ich ihn richtig in- 
terpretiere, den Vorwurf, daß es in den westlichen 
Ländern keine Möglichkeit der — um diesen Begriff 
einmal zu gebrauchen — Systemveränderung gebe, 
weil eine solche Systemveränderung genau so ähn- 
lich wie im Osten verhindert und unterdrückt wer- 
de. 

Dieser Satz kann nicht richtig sein, denn in frei- 
heitlichen Demokratien ist es so, daß der Wähler 
mit dem Stimmzettel die Akzente dafür setzen 
kann, welche Elemente der Politik ausschlaggebend 
sein sollen. Ich erinnere mich sehr gut daran, daß 
ja der ehemalige Bundeskanzler Willy Brandt in 
seiner ersten Regierungserklärung ausdrücklich be- 
tonte, daß hier ein neuer Akzent gesetzt worden sei 
und daß diese neuen Elemente der Politik nun eine 
Rolle spielten. Und das ist richtig; das ist so und ist 
in den anderen westlichen Ländern sicher genauso. 
Es ist nicht so, wie es gestern der Kollege Bouche- 
ny dargestellt hat, der erklärt hat, in der Bundesre- 
publik gebe es einen neuen Imperialismus, und die 
sogenannten Berufsverbote würden die Freiheit ein- 
schränken, Jeder kann in der Bundesrepublik jeden 
Beruf ausüben, auch wenn er Kommunist ist; selbst 
Maoisten, die das nicht einmal in der Sowjetunion 
dürfen, können in der Bundesrepublik ihren Beruf 
ausüben. Sie können nur nicht staatliche Beamte 
werden, was ganz natürlich ist, weil unser Grund- 
gesetz vorsieht, daß ein Beamter die Verfassung zu 
verteidigen und nicht zu stürzen hat. 

Lassen Sie mich eine Schlußbemerkung machen. 

(Unterbrechung durch den Präsidenten, der auf 
den Ablauf der Redezeit aufmerksam macht) 

— Ich bin gerade dabei, zum Schluß zu kommen; 
ich habe es gerade gesagt. Wahrscheinlich haben 
Sie das nicht gehört, weil Sie keine Übersetzung 
hatten. 

Die Vereinbarung von Helsinki bestätigt noch 
einmal die Erfahrung, daß Papier geduldig ist. Denn 
das, was in Helsinki vereinbart wurde, ist längst 
Bestandteil u. a. der Charta der Vereinten Natio- 
nen, der Erklärung der Menschenrechte und ande- 
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rer internationaler Vereinbarungen, Die Erfahrun- 
gen haben gezeigt, daß wir nüchtern, daß wir auf- 
merksam sein müssen, um nicht ähnlich schlechte 
Erfahrungen wie mit anderen Erklärungen dieser 
Art in der Vergangenheit machen zu müssen, 

Dr. Schwencke (SPD); Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte den Ver- 
such machen, die von unserer Berichterstatterin 
aufgeworfenen Fragen nach der Einschätzung der 
KSZE aus der Perspektive von drei Fragen zu be- 
antworten: der Frage, was Europa ist, der Frage, 
was Europa sein könnte, und der Frage, was Euro- 
pa sein wird. 

Was ist Europa? Sicherlich nicht die WEU. Denn 
sie ist nur ein ganz bestimmter kleiner Ausschnitt 
dieses Europas, nicht nur regional, sondern auch in 
ihrem politischen Aufgabenfeld, 

Die Europäische Gemeinschaft der Neun ist ein 
Stück weit mehr, aber doch wohl auch nicht Euro- 
pa. 

Der Europarat mit seinen 18 demokratischen Mit- 
gliedern ist noch mehr, aber auch nicht Europa. 

Erst die Konferenz von Helsinki hat nach dem 
Ende dieses schrecklichen Krieges den umfassen- 
den Versuch gemacht, Europa als Ganzes, mit Aus- 
nahme Albaniens, darzustellen und einzuordnen 
und durch Beteiligung der Sowjetunion, der Verei- 
nigten Staaten und Kanadas dieses Feld Europa in- 
nerhalb des Weltfeldes politisch deutlicher zu mar- 
kieren. Ich glaube, man kann nicht hoch genug ein- 
schätzen, was dieser Konferenz nach sorgfältiger 
Arbeit gelungen ist, nämlich dieses Europa mit ei- 
nigen seiner wesentlichen Interessen in einer 
Schlußakte, einem grundlegenden Dokument, aus- 
zuformulieren. Wir sollten dieses Europa, das sich 
in diesem Dokument darstellt, in seinen Möglich- 
keiten nicht unterschätzen, allerdings auch nicht 
überschätzen. 

Was könnte Europa sein auf der Grundlage die- 
ses Dokuments? Sicherlich mehr, als die üblichen 
Zweifler und Kritiker meinen, die — jedenfalls in 
der Bundesrepublik ■ — mit denen zu identifizieren 
sind, die die Ostpolitik Willy Brandts seit 1969 be- 
kämpft haben. Diese Konferenz mit diesem Doku- 
ment müßte viel intensiver mit ihren Chancen 
ausgelotet werden. Das geschieht durch die übli- 
chen deutschen Miesmacher, Kurzseher und andere 
natürlich nicht-, sie mußten sich dann an einigen 
Fakten orientieren, die jedenfalls in anderen Län- 
dern auch von konservativen Parlamentsmitglie- 
dern viel positiver eingeschätzt werden. Dies ist 
keine Blauäugigkeit, und es ist keine hemmungslo- 
se Hoffnung, sondern, ich glaube, eine nicht unrea- 
listische Einschätzung, wenn man dieses Dokument 
tatsächlich als einen hilfreichen Versuch ansieht, 
progressiv mehr für die Menschen herauszuholen, 
als im Augenblick nach diesem ersten halben Jahr 
tatsächlich aufweisbar ist. 

Ich glaube, die beiden Hauptpunkte dieser Konfe- 
renz — Zusammenarbeit und Sicherheit — , insge- 
samt in den Körben gesehen, weisen, wie unsere 
Berichterstatterin sagte, in ihrem Zusammenhang 


durchaus Perspektiven auf, die bilateral und multi- 
lateral politisch noch ausgefüllt werden müssen. 

Ich sehe für die Bundesrepublik Deutschland ei- 
nen ersten wichtigen Schritt in der Realisierung 
des neuen Abkommens mit Polen, das bei uns an- 
steht, das sehr intensiv diskutiert wird und das in 
dem großen Felde von Zusammenarbeit und Sicher- 
heit durchaus auch für Westeuropa seinen Sinn 
und seine politische Bedeutung haben wird. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, was 
wird Europa sein? Europa wird das sein, was Re- 
gierungen und namentlich Versammlungen wie die- 
se und andere europäische parlamentarische Gremi- 
en aus dem Schlußdokument von Helsinki machen. 
Die Bürger haben in Ost und West vitales Interesse 
daran, daß die dort festgeschriebenen, als Doku- 
ment gemeinsam unterschriebenen Forderungen 
realisiert werden. Ich stehe nicht an, es als wenig 
anzusehen, daß beispielsweise der Verkehr zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR gerade in den Monaten nach Helsinki durch- 
aus positivere Zahlen als vorher aufweist, — ein 
Ergebnis, das zwar nicht überwältigend ist, das 
aber auch nicht unter den Tisch fallen darf, weil es 
auch als Folge auf KSZE-Verhandlungen in Helsin- 
ki dasteht. 

In dem, was wir das „Follow up" nennen und 
was der Korb 4 zum Ausdruck bringt, meine ich, 
müßte uns auch mehr Phantasie und auch mehr 
Präzision einfallen, damit die westlichen Forderun- 
gen auf dem Tisch bleiben: das, was Konfrontati- 
onsminderung bedeutet, das, was Rüstungskontrolle 
heißt, und letztlich auch das, was die Normen an- 
geht, die im ethischen Bereich liegen, die im Korb 3 
formuliert wurden und die mit den Dokumenten 
auch in den Ostblockstaaten veröffentlicht worden 
sind. Jeder, der sich in der Sowjetunion oder in der 
DDR oder in anderen Staaten darauf beruft, wird 
ein Recht haben, von uns nicht nur gehört zu wer- 
den, sondern auch dadurch unsere Unterstützung zu 
finden, daß wir in bilateralen Gesprächen darauf 
dringen, daß diese Forderungen nun realisiert wer- 
den. Ich würde nicht so kurzsichtig sein, diese 
Möglichkeit gering zu achten. 

Herr Präsident, ich komme zum Schluß. Unsere 
Welt wird für ihre Bürger in Europa durch die 
Schlußakte von Helsinki zunächst nicht humaner 
aussehen. Aber die Möglichkeiten, menschliche Er- 
leichterungen für die Betroffenen im umfassenden 
Sinne durchzusetzen, sind hiermit immerhin besser 
als je zuvor. 

Meine Damen und Herren, wir haben keine ande- 
re Chance, als diesen Weg fortzusetzen. Denn zur 
Koexistenz gibt es schließlich keine Alternative. 
Wir werden in einer offensiven Handhabung dieses 
Dokuments, insbesondere auch des wichtigen Kor- 
bes 3 natürlich nicht losgelöst von den anderen, 
zwischen Hoffnung und Zweifel, denke ich, immer 
das zu wählen haben, was wir konkret für unfreie 
Menschen tun können. Sie haben auf Grund dieses 
Dokuments wieder ein Stück mehr Hoffnung. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Eine Politik 
ohne Alternative ist immer eine schlechte Politik. 
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Und eine Politik, die sich nur auf Koexistenz in 
dem Sinne stützt, wie das Wort hier verwendet 
wird, nämlich nach dem russischen Sprachge- 
brauch, ist eine Politik, die sich den Forderungen 
der Sowjetunion mehr oder weniger unterwirft. Ich 
möchte dem eben Gesagten ausdrücklich wider- 
sprechen. 

Ich bin zweitens der Meinung, daß eine optische 
Darstellung des gesamten Europa auf einer Konfe- 
renz kein politisches Ziel sein kann. Politisches 
Ziel der Europäer kann nur sein, die Freiheit dort 
zu bewahren, wo sie besteht, und denen in Euro- 
pa, die keine Freiheit genießen, mehr Hoffnung auf 
künftige Freiheit zu geben. 

In diesem Sinne hat die Konferenz von Helsinki 
eine Wirkung gehabt, die weder ein Konferenzer- 
gebnis auf dem Papier ist noch vorhergesehen wor- 
den war, nämlich daß sich wenigstens die Neun so 
eng zusammengeschlossen haben, um gegenüber 
dem Sowjetblock eine gemeinsame Haltung einzu- 
nehmen. Insoweit möchte ich die Worte von Herrn 
Staatsminister Moersch unterstreichen, die er vor- 
her gebraucht hat, als er sagte, daß die Wirkung 
von Helsinki ein engerer politischer Zusammen- 
schluß der Europäer selbst ist. Das ist in der Tat 
eine große, politisch bedeutsame Wirkung der Kon- 
ferenz. 

Im übrigen aber ist die Lücke zwischen den 
Wünschen, Hoffnungen und Erwartungen und den 
Propagandatexten der Konferenz auf der einen Sei- 
te und den nachfolgenden Tatsachen auf der ande- 
ren Seite immer größer geworden. Es kann doch 
keine Rede davon sein, daß die Hoffnungen auf 
weitere menschliche Erleichterungen seit dem Ab- 
schluß von Helsinki größer geworden seien. Ganz 
im Gegenteil! Ich berufe mich hier auf den Regie- 
renden Bürgermeister von Berlin, der in diesen Ta- 
gen öffentlich festgestellt hat: Die Ostpolitik sta- 
gniert seit einem halben Jahr. Wir kommen nicht 
weiter voran. Seit den vor drei Jahren schon fest- 
gelegten Texten der Verträge zwischen der Sowjet- 
union und der Bundesrepublik Deutschland gibt es 
keinen Schritt vorwärts, weil man sich über die 
Berlin-Klauseln nicht einigen kann. 

Diese Stagnation ist eingetreten etwa seit dem 
Ende der sogenannten Sicherheitskonferenz. Diese 
Konferenz hat der Sowjetunion in der Tat etwas ge- 
bracht. Nach 21 Jahren, in denen sie unentwegt 
diese Konferenz gefordert hat, hat die Sowjetunion 
von den Europäern das Zugeständnis der Unverletz- 
lichkeit der Grenzen und damit eine Legitimation 
ihres Nachkriegsbesitzstandes in Europa bekom- 
men. Das ist das entscheidende politische Ergebnis 
dieser Konferenz. Damit hat die Sowjetunion für 
ihre „Koexistenz" in einem aggressiven Sinne eine 
neue Ausgangsposition bekommen, der gegenüber 
wir erneut in eine Verteidigungsstellung geraten 
sind. 

Der entscheidende Mangel beim Abschluß der 
Konferenz und hinterher besteht noch darin, daß 
die Westeuropäer den von ihnen selbst geforderten 
Zusammenhang zwischen einem Abschluß der Si- 
cherheitskonferenz in Helsinki und einem fruchtba- 


ren Ergebnis der Abrüstungsverhandlungen (MBFR) 
aufgelöst haben. Der deutsche Bundeskanzler 
Brandt hatte gesagt: Wir können doch keine Konfe- 
renz über Sicherheit abschließen, ohne daß es auf 
dem eigentlichen Gebiet der Sicherheit, nämlich in 
den Fragen der Rüstung und der militärischen Ab- 
rüstung, Erfolge gegeben hat. Tatsache, ist, daß in 
der nun auch schon jahrelang laufenden MBFR- 
Konferenz noch nicht ein Millimeter Fortschritt er- 
zielt worden ist. Noch nicht eine einzige Vereinba- 
rung hat erzielt werden können. Wenn Sie den ur- 
sprünglichen Zusammenhang zwischen Sicherheits- 
konferenz und MBFR-Konferenz, den der Westen 
hergestellt hat, ins Auge fassen, dann müssen Sie 
doch selber zugestehen, daß wir diesen Zusammen- 
hang haben auflösen lassen, daß die Sowjets ihre 
Forderungen durchgesetzt haben und daß die west- 
liche Forderung nach Abrüstung überhaupt keine 
Aussicht auf Erfolg hat. Die Wirkung ist vielmehr, 
daß die Sowjetunion in Europa und überall auf der 
Welt in einem ganz ungeahnten Maße weiter rüstet 
und wir selber in diesem Rüsten kaum noch mit- 
kommen. 

Aus dieser Situation hat sich politisch eine wei- 
tere Verhärtung im Verhältnis des Ostblocks zum 
Westen ergeben. Die Zeit reicht nicht, um ihnen die 
Beispiele dafür im einzelnen aufzuführen. Einige 
davon sind ja schon genannt worden. Aber soviel 
möchte ich doch hier auch noch festhalten: Trotz 
allem, was wir im sogenannten Korb 2 mit wirt- 
schaftlicher Kooperation ausgeführt haben, liefern 
wir der Sowjetunion, was sie braucht. Die Verein- 
barungen der Neun, nur noch gemeinsam Handels- 
abkommen abzuschließen, unterlaufen wir selbst 
dadurch, daß wir bilateral Abkommen über wirt- 
schaftliche Kooperation mit einzelnen östlichen 
Staaten schließen. Die Sowjetunion bekommt damit 
dennoch, was wir ihr erst geben wollten, wenn sie 
ihrerseits auch die Forderungen des Korbes 3 er- 
füllt. Niemand wird hier behaupten können, daß 
auch nur ein einziger Punkt von Bedeutsamkeit aus 
dem Korb 3 seither erfüllt worden wäre. Der besse- 
re Verkehr nach Berlin oder zwischen den Teilen 
Deutschlands ist ja nicht eine Frage der Sicher- 
heitskonferenz, sondern ein Ergebnis der vorange- 
gangenen Verträge. Hier muß man Ursache und 
Wirkung beeinander lassen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß folgendes sagen. 
Der Widerspruch zwischen Hoffnungen und Erwar- 
tungen und den Tatsachen spiegelt sich auch im 
Bericht wider. In dem ganzen Bericht sind vorwie- 
gend und vorherrschend die Hoffnungen und Er- 
wartungen dargestellt. Aber im Empfehlungstext 
herrschen die Tatsachen vor. Dort kommt ein sehr 
viel nüchternerer Text zum Vorschein. Dies liegt 
an den Verhältnissen. 

Wir tun gut daran, aus Vertragstexten nicht neue 
Visionen oder gar Illusionen entstehen zu lassen, 
wie ich bei meinem Herrn Vorredner den Verdacht 
hatte, sondern der künftigen Entwicklung sehr viel 
mehr auf der Grundlage der Tatsachen ins Auge zu 
schauen und zu erkennen, daß wir uns neuen Her- 
ausforderungen gegenübersehen, daß wir wahr- 
scheinlich neue Bewährungsproben zu bestehen ha- 
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ben und daß wir sehr gut daran tun, uns innerlich 
darauf vorzubereiten, um seelisch wie auch sonst 
stark genug dafür zu sein. 

Dr. Enders (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Wenn man den Ausfüh- 
rungen einiger Vorredner über die KSZE folgte, 
konnte man den Eindruck gewinnen, daß hier die 
parteipolitische Debatte aus dem nationalen deut- 
schen Parlament fortgesetzt werden sollte. Da ha- 
ben Oppoitionskollegen Argumente aus der letzten 
Schublade hervorgezogen, um sich für die Ableh- 
nung im Bundestag zu rechtfertigen. Insbesondere 
gab es für Korb 3 der Helsinki-Vereinbarungen 
Worte der Kritik, der gerade den Teil der Verein- 
barungen enthält, der der Liberalisierung des Infor- 
mationsaustausches, der Vervielfältigung der 
menschlichen Kontakte und der Verbesserung der 
humanitären Beziehungen dient. 

Ein Kollege hat heute morgen erklärt, daß seit 
Helsinki noch keine Ergebnisse der Entspannung zu 
verzeichnen seien und der Todesstreifen zwischen 
den beiden Teilen Deutschlands noch schärfer ge- 
worden sei. Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren, ich kenne die Verhältnisse an der Grenze der 
beiden Teile Deutschlands von Jugend an, und ich 
möchte Ihnen sagen, daß niemand die unmenschli- 
chen Sperren dort beschönigen will. Im Gegenteil, 
wir sind davon besessen, sie zu mindern und Hin- 
dernisse zu beseitigen. Aber das eine ist doch si- 
cher: Der Todesstreifen mitten durch Deutschland 
ist weder das Ergebnis der Politik der soziallibera- 
len Regierung noch das Ergebnis der Konferenz von 
Helsinki, sondern das Ergebnis der verbrecheri- 
schen Politik von Adolf Hitler. Dort liegen die 
Wurzeln der Spaltung Deutschlands, und dies müs- 
sen wir erkennen. 

Heute morgen hat der genannte Kollege gesagt, 
die Konferenz von Helsinki sei mit dem Münchner 
Abkommen von 1938 zu vergleichen. Damit ist er 
weit über das Ziel hinausgeschossen, denn es wer- 
den Verhältnisse miteinander verglichen, die kei- 
neswegs vergleichbar sind. Oder will sich der Kol- 
lege dazu versteigen zu sagen, in Helsinki habe 
der oder jener Politiker den Part übernommen, den 
in München Adolf Hitler oder Mussolini spielten? 
Damals haben zwei faschistische Politiker die Welt 
unterdrückt, um territoriale Annexionen vorneh- 
men zu können. In Helsinki aber haben 35 Staaten, 
darunter die Vereinigten Staaten und Kanada, nach 
Möglichkeiten gerungen, Sicherheit und Zusam- 
menarbeit zu verbessern. 

Wenn ich, meine Damen und Herren, auf die er- 
sten Jahre nach dem zweiten Weltkrieg zurückblik- 
ke, frage ich: Ist denn durch die Politik, die damals 
in der BRD betrieben wurde, der Frieden sicherer 
gewesen? Nein, denn der Todesstreifen wurde auf 
östlicher Seite durch immer unmenschlichere Maß- 
nahmen verstärkt. Damals wurde von der Politik 
der Stärke, der Politik des Kalten Krieges, der Poli- 
tik der Eisblöcke gesprochen. Dies mußte überwun- 
den werden, und wir können froh sein, daß durch 
die sozialliberale Politik eine Normalisierung zwi- 


schen beiden deutschen Staaten, eine Amnähen.ing 
herbei geführt wurde. 

Die sozialliberale Koalition kann ihre positiven 
Ergebnisse der Ostpolitik auf den Tisch legen. 
Selbst der Kollege Amrehn hat bestätigt, daß der 
Weg nach Berlin erleichtert worden ist, weil die 
Kontrollen nicht mehr wie in früheren Jahren statt- 
finden. 

Ich kann darauf hinweisen, daß nach Abschluß 
der Ostverträge Millionen von Besuchern aus bei- 
den Teilen Deutschlands zueinander kommen kön- 
nen, daß familiäre Gründe bei der Besuchserlaubnis 
berücksichtigt werden, ja, daß selbst zwei Bräute 
aus der DDR junge Männer in meinem Wahlkreis 
heiraten konnten und die Ausreisegenehmigung er- 
hielten. Der grenznahe Besuchsverkehr ist nun 
schon seit über zwei Jahren möglich. Eine Million 
Menschen haben Angehörige im Grenzraum des an- 
deren Teils Deutschlands besuchen können, eine 
Million menschliche Schicksale sind dadurch er- 
leichtert worden. Das sind Fortschritte gegenüber 
der Zeit vor dem Inkrafttreten des Grundlagenver- 
trages, als es diese Besuchserlaubnisse nicht gab. 
Damals gab es im grenznahen Bereich einen Null- 
verkehr, seit 1969 sind humanitäre Erleichterungen 
geschaffen worden. 

Es wurde auch hier davon gesprochen, daß in der 
Folge der Konferenz von Helsinki ein Menschen- 
handel stattgefunden habe, indem die Bundesrepu- 
blik Milliardenbeträge für die Auswanderung von 
120 000 Ausreisewilligen gebe. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, drei Dinge werden hier mitein- 
ander vermischt. Einmal ein Finanzkredit, der Polen 
in Aussicht gestellt wurde und der zu einem großen 
Teil auch der deutschen Industrie wieder zugute 
kommen wird. Zweitens ein Rentenabkommen, zu 
dem die Bundesrepublik moralisch-humanitär ver- 
pflichtet ist. Dies ist ein Gebot der Nächstenliebe 
und der Gerechtigkeit, für die Menschen, die wäh- 
rend der Hitlerzeit Unmenschliches erlebt haben, 
oder die, die vorher schon Ansprüche erworben 
hatten auf eine Alterssicherung oder eine Verbes- 
serung der Alterssicherung. Die Auswanderung von 
120 000 Deutschen ist keinesfalls ein Endstadium, 
sondern ist eine Zahl, die ohne weiteres später er- 
gänzt werden kann. Man muß ja auch bedenken, 
daß der polnische Staat überlegen muß, welche 
Verluste an Facharbeitern, an Menschen er gegen- 
wärtig verkraften kann. Zum anderen ist es nicht 
sicher, ob diejenigen, die jetzt auswanderungswil- 
lig sind, als Ausgewanderte auf die Dauer in einem 
neuen Staat bleiben wollen. 

Herr Präsident, die Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Helsinki ist ein bedeutender 
Beitrag zur Beendigung der gefährlichen Konfronta- 
tion, zur Erhaltung der friedlichen Koexistenz und 
zur Sicherung des Friedens gewesen. Sie liegt auf 
dem Wege, den die sozialliberale Regierung in der 
Bundesrepublik mit dem Abschluß der Gewaltver- 
zichtsverträge und dem Grundlagenvertrag mit der 
DDR begonnen hat. Bisher sind merkliche Fort- 
schritte erzielt worden, und man kann feststellen, 
die Verhältnisse in Mitteleuropa sind normaler ge- 
worden, die Aussöhnung ist vorangekommen, der 
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Frieden ist sicherer geworden. So wie wir in der 
Bundesrepublik mit unseren osteuropäischen Nach- 
barn in der Sicherung des Friedens Schritt für 
Schritt vorangekommen sind, so wird es nach mei- 
nem Erachten und nach meiner festen Überzeugung 
mit allen europäischen Staaten geschehen. 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst möchte ich meinen 
Dank aussprechen allen den Kollegen, die sich an 
dieser Debatte beteiligt haben, und dafür, daß im 
allgemeinen doch Übereinstimmung besteht, selbst 
bei aller Kritik über die realistische Betrachtungs- 
weise. 

Die Behauptung allerdings — ich gehe nun auf 
die einzelnen Äußerungen der Kollegen ein — , daß 
Helsinki erst den Freiraum für die Tätigkeit und 
Agitation kommunistischer Parteien in Westeuropa 
geschaffen habe, ist einfach nicht wahr. Ich glaube, 
daß Herr Vedovato recht gut weiß, daß das gerade 
für Italien nicht zutrifft. 

Wenn von Enttäuschungen gesprochen wird, muß 
ich fragen: Hat man aus den Augen verloren, wer 
unsere — ich meine die westeuropäischen Länder 
— Gesprächspartner waren, und welche Erwartun- 
gen hatte man denn? Wenn man sich enttäuscht 
fühlt, hatte man übertriebene Erwartungen. 

Ich bin sicher, daß sich niemand in Westeuropa 
wird einschläfern lassen durch den Abschluß der 
Konferenz in Helsinki. Das steht auch nicht im Be- 
richt. Ich habe von keinem Lande gehört, daß eine 
Vernachlässigung der Verteidigungsanstrengungen 
auch nur irgendwo zu bemerken ist. Unser Aus- 
schuß hat sich gerade auf seiner letzten Reise in 
die skandinavischen Länder vom Gegenteil über- 
zeugen können. Auch von meinem eigenen Lande 
kann ich das behaupten. 

Es ist eine Tatsache, daß die Christdemokraten in 
der Bundesrepublik mit den gleichen Argumenten 
vor der deutschen Ostpolitik gewarnt haben. So ist 
es nur konsequent, daß sie auch hier wieder ihre 
Stimme in der gleichen Richtung erheben. Ich glau- 
be allerdings, daß das Wort „realistisch'', wenn es 
für diese Betrachtungsweise gilt, ebensosehr für die 
des Berichterstatters gilt, der Ihnen diesen Bericht 
vorgelegt hat. Denn man muß doch wissen, daß 
Genf gar keine Konferenzergebnis im Sinne ent- 
scheidender Verbesserungen bringen konnte. Schon 
einige Male — das wissen wir in der Bundesrepu- 
blik recht gut — hat es Phasen von Stagnation in 
der Ostpolitik gegeben. Aber ich frage: Berechtigt 
das zum Aufgeben? Hat man die Erwartungen zu 
hoch gespannt, so ist es begreiflich, wenn man von 
Enttäuschung spricht. Bleibt man aber auf dem Bo- 
den der Tatsachen und besinnt man sich darauf, 
daß die KSZE nie die Aufgabe hatte, neue Verhält- 
nisse und Tatsachen zu schaffen, erinnert man sich, 
daß sie den Boden für eine neue Chance schaffen 
sollte, daß dazu ein gewisser Rahmen gefunden 
werden mußte, und ist man in der Lage, auch posi- 
tive Fakten zu registrieren ■ — nämlich z. B. daß 
Journalisten in der UdSSR tatsächlich jetzt größere 
Bewegungsmöglichkeiten haben und daß die 
UdSSR eine Entscheidung für den 24. Parteitag ge- 


fällt hat, die Entspannungspolitik fortzusetzen — , 
dann sollte man nicht sofort jede Hoffnung aufge- 
ben. Im Gegenteil, an den wenigen Positiva, die ich 
ja im Bericht aufgezeigt habe, müssen wir geduldig 
und zäh festhalten, um von da aus unsere Position 
auszubauen. 

Es beruht auch auf einem Mißverständnis, wenn 
man behauptet, im Bericht sei bescheinigt, daß der 
Kreml einen bedeutenden Erfolg zu unseren Ungun- 
sten erreicht habe. Ich glaube, mein Kollege Müller 
hat mir das listig in den Mund gelegt, um mich 
selbst zum Zeugen gegen meinen eigenen Bericht 
zu machen. 

Absatz 44, auf den er eingeht, ist entschieden 
falsch verstanden worden. Selbstverständlich denkt 
niemand daran, daß eine Entwicklung in den west- 
europäischen Ländern nicht auf demokratischer 
Grundlage geschehen könne. 

Nun noch ein Wort zu dem Abkommen der Bun- 
desrepublik mit Polen. Hier wird nicht Menschen- 
handel betrieben, sondern hier werden pauschal die 
Renten- und Sozialversicherungsansprüche abgegol- 
ten, die polnische Arbeiter sich in unserem Lande 
erworben haben. 

Den Zweifeln und der Kritik an der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit und infolgedessen 
auch an dem Bericht kann ich eigentlich nur mit 
der Frage begegnen: Wollten Sie lieber, meine Kol- 
legen, daß diese Konferenz nicht stattgefunden hät- 
te? Wäre es Ihnen lieber, das allerdings oft gegen- 
seitig mißverständliche Gespräch zwischen Ost und 
West hätte gar nicht stattgefunden? Würden Sie 
sich von einem absoluten Festfahren der Fronten 
bessere Zukunftschancen versprechen? Erlaufen Sie 
mir einen kleinen Ausflug ins Philosophische. Ich 
berufe mich auf Goethe, einen berühmten Lands- 
mann von mir, der einmal gesagt hat: Die größte 
Kostbarkeit ist das Gespräch. Das mag auch, meine 
ich, für diese Konferenz gelten und ebenso wohl 
auch für die Debatte hier. Ringen wir doch im Ge- 
spräch miteinander endlich um Gemeinsames! 

Der Ausschuß ist fast vollzählig davon ausgegan- 
gen, daß die Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit bei allen Zweifeln, die man haben kann, 
einen Fortschritt insofern bedeutet, als neue Maß- 
stäbe gesetzt sind, als überhaupt Maßstäbe gesetzt 
sind, an denen jedes Land sich nun wird messen 
lassen müssen. 

Diese Tatsache sich vor Augen haltend bitte ich 
Sie, liebe Kollegen, dem Ausschuß und der Empfeh- 
lung zuzustimmen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Lassen Sie mich zunächst im Lich- 
te der Diskussion, und nachdem ich der Berichter- 
statterin wie andere schon vor mir für ihren wirk- 
lich instruktiven und außerordentlich interessanten 
Bericht herzlich gedankt habe, vier Bemerkungen 
zu einigen Punkten des Berichts machen. 

Zunächst zum Absatz 4 des Berichtes, in dem von 
den Voraussetzungen für das Zustandekommen der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa die Rede ist: Hier ist anzumerken, daß au- 
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ßerdem noch eine der Voraussetzungen war, auf 
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zu entscheidenden Schritten in Richtung auf die Si- 
cherheitskonferenz komme, daß das Berlin-Abkom- 
men unter Dach und Fach sein müsse. Im Gegen- 
satz zu dem, was heute morgen hier der Kollege 
Amrehn gesagt hat, gibt es also durchaus eine Kau- 
salität zwischen den Erfolgen des Berlin- Abkom- 
mens und der Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa. 

Zweiter Punkt: Unter Nr. 9 (i) Buchstabe b ist 
ausgeführt, daß schließlich doch die ganze Sicher- 
heitskonferenz auf der Linie der Breschnew-Doktrin 
liege. Ich glaube, das ist so zu verstehen, daß dies 
in erster Linie die Meinung und die Erwartungen 
der sowjetischen Seite, noch nicht einmal der östli- 
chen Seite insgesamt, ausdrücken soll und daß na- 
türlich die westliche Seite in der Sicherheitskonfe- 
renz großen Wert darauf gelegt hat, daß die Bresch- 
new-Doktrin nicht Bestandteil der Schlußakte wur- 
de, und daß die Betonung des Grundsatzes der 
Souveränität und der Nichteinmischung, gerade 
auch von den anderen Ostblockstaaten unterstützt, 
ganz entscheidend der Breschnew-Doktrin entge- 
genwirken sollte. 

Dritte Bemerkung: In den Absätzen 17 bis 18 ist 
der Vertrag zwischen der Sowjetunion und der 

DDR behandelt. In diesem Zusammenhang ist noch 
besonders hervorzuheben, daß es zwei Punkte gibt, 
die für die Versammlung interessant sind: erstens 
— ■ ich habe gerade von der Breschnew-Doktrin ge- 
sprochen — daß in diesem neuen Vertrag zwischen 
der Sowjetunion und der DDR die Breschnew-Dok- 
trin zum Bestandteil des Vertrages gemacht wird 
und zweitens daß das von mir eben auch erwähnte 
Berlin-Abkommen dort in völlig einseitiger Weise 
behandelt wird. In dem Vertrag ist nämlich nur da- 
von die Rede, daß West-Berlin kein Bestandteil der 
Bundesrepublik sei, aber keinesfalls von der ande- 
ren und genau so wichtigen Seite des Viermächte- 
Abkommens, daß die Bindungen zwischen Berlin 
und der Bundesrepublik aufrechterhalten und ent- 
wickelt werden können. 

Lassen Sie mich nun versuchen, ein Fazit aus der 
Diskussion zu ziehen. Wohl kaum jemand hier im 
Saal und auch von den Rednern ist der Meinung, 
daß die Schlußakte von Helsinki nicht unterschrie- 
ben werden sollte. Ich nehme ausdrücklich meine 
deutschen Kollegen von der CDU/CSU aus, die ja 
im Bundestag beantragt haben, die Schlußakte 
nicht zu unterschreiben. 

Deshalb möchte ich noch ein Wort zu dem Vor- 
wurf sagen, man habe sich hier wie die westliche 
Seite in München verhalten. Diese Behauptung ent- 
hält den Vorwurf der Naivität, der mangelnden 
Einsicht in die Gefährlichkeit und die Realitäten. 
Nun möchte ich doch der Meinung Ausdruck ge- 
ben, daß es sehr unwahrscheinlich ist, Herr Präsi- 
dent, daß alle 35 Regierungen einschließlich übri- 
gens des Vatikans so naiv sind, daß sie nicht ge- 
merkt haben, was da gespielt wurde. Natürlich 
kann man theoretisch sagen, wie es in einer deut- 
schen Wendung heißt: Alle haben falschen Schritt 
in der Kompanie, nur der Soldat Müller hat richti- 


gen Tritt. Aber Sie wissen ja, meine Damen und 
Herren, was mit diesem Bilde gesagt wprdnn soll. 
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ser Versammlung Einigkeit darüber, daß wir alles 
tun müssen, damit in den zwei Jahren bis zur Fol- 
gekonferenz in Belgrad sorgsam registriert wird, ob 
alle Beteiligten dem Entspannungswillen, der in 
der Schlußakte von Helsinki dokumentiert wird, 
wirklich Rechnung tragen. Hier gibt es, glaube ich, 
eine Übereinstimmung aller — wie immer sie sonst 
die Konferenz einschätzen mögen — , daß dies zu 
geschehen hat. 


Drittens. Ich denke, es besteht auch Einigkeit 
darüber, daß das Ergebnis nicht mit übertriebenen 
Erwartungen verbunden werden darf. Unterschiedli- 
che Auffassungen bestehen offensichtlich darin, 
welche positiven Erwartungen schließlich doch 
eventuell erhofft und an das Ergebnis der Konfe- 
renz geknüpft werden können. Manche hier in der 
Versammlung befürchten nur Schlimmes von dieser 
Konferenz. Man hat manchmal auf den beiden ex- 
tremen Seiten der Versammlung in dieser Frage 
den Eindruck, daß einige die Erwartungen, die sie 
selbst hegen, die Einschätzungen, die sie haben, nur 
zu gern bestätigt sehen wollen und dann natürlich 
auch Fakten finden, die sie bestätigen. Ich meine, 
wir sollten wirklich nüchtern die Realitäten im 
Auge behalten. Dann werden wir auch zu einer 
größeren Gemeinsamkeit finden. 


Schließlich noch drei Bemerkungen zu einzelnen 
Punkten. Der Kollege Bettiol hat die Frage gestellt: 
Wer spricht denn heute noch von Berlin? Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ich spreche hier 
zwar als Vorsitzender des Ausschusses, aber der 
Präsident wird es mir verzeihen, wenn ich in die- 
sem Zusammenhang auch als deutscher Abgeordne- 
ter aus Berlin spreche. Wer spricht heute noch von 
Berlin? Zum Beispiel diese Versammlung in ihrer 
Empfehlung, die jetzt gerade verabschiedet werden 
soll. Wir sind froh, daß unsere Freunde auf westli- 
cher Seite sehr wohl wissen, daß das östliche Ver- 
halten in Berlin und um Berlin ein Prüfstein für den 
Entspannungswillen ist und bleibt. Infolgedessen 
meine ich, daß man die Frage doch so nicht stellen 
kann. 


Eine zweite Bemerkung zu dem, was meine Kolle- 
gin Frau von Bothmer, die Berichterstatterin, zu 
den Vereinbarungen der Bundesrepublik gesagt hat. 
Man muß hier deutlich machen, daß die Bundesre- 
gierung neben allen sehr handfesten sachlichen Er- 
wägungen sich auch davon hat leiten lassen, daß 
Bürgern diese Landes fast ebenso Schlimmes, in je- 
ner schrecklichen Zeit angetan worden ist wie den 
Juden. Daß sich hieraus besondere Verpflichtungen 
ergeben, empfinden wir ganz stark, und dem wollen 
wir auch in unserem Verhalten in solchen Fragen 
gebührend Ausdruck geben. 

Eine letzte Bemerkung. Der Kollege Müller hat 
gesagt, die Bundesregierung habe sich als ein trei- 
bendes Element für das Zustandekommen des KSZE 
betätigt. Ich will hier nicht weiter untersuchen, wer 
nun am meisten getrieben hat. Es war sicherlich 
nicht die Bundesregierung allein. Aber, meine ver- 
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ehrten Kolleginnen und Kollegen, wenn es so 
wäre, wäre es denn eigentlich so verwunderlich? 
Wir wissen doch alle in diesem Saal, daß die Über- 
windung der Teilung Deutschlands nur möglich ist, 
überhaupt nur denkbar ist, wenn es gelingt, in ei- 
nem gewissen Maße die Teilung Europas zu über- 
winden. Wer also als Deutscher an die Überwin- 
dung der Teilung seines Landes denkt, der muß 
doch versuchen, einen allerersten Anfang zur Über- 
windung der Teilung Europas zu machen. Und die- 
sen allerersten Anfang stellt gewiß ein solches Un- 
ternehmen wie die Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa dar. 

Empfehlung Nr, 276 

betr. die Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa 

Die Versammlung 

hofft, daß die Schlußakte der Konferenz von Helsin- 
ki spürbare Fortschritte auf dem Wege zur Ent- 
spannung, Verständigung und Zusammenarbeit zwi- 
schen Ost- und Westeuropa ermöglichen wird; 

stellt fest, daß die in jenem Text aufgeführten Grund- 
sätze die Gesamtheit der Beziehungen aller Signa- 
tarstaaten untereinander betreffen; 

bedauert, daß in den Stellungnahmen der Sowjet- 
union und anderer Staaten des Warschauer Paktes 
in den Monaten nach der Konferenz eine übermäßig 
restriktive Auslegung bestimmter in der Schlußakte 
aufgeführter Grundsätze deutlich wird; 

betont die Notwendigkeit, alsbald zu einem Ab- 
kommen über eine wesentliche und ausgewogene 
Verringerung des Truppenbestandes der beiden 
Bündnisse in Mitteleuropa zu gelangen; 

ist der Auffassung, daß diese Verringerung nicht 
nur das Ergebnis eines Kompromisses zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion sein darf, 
sondern den Interessen aller europäischen Länder 
Rechnung tragen muß; 

ist jedoch der Auffassung, daß das militärische 
Kräftegleichgewicht Hauptgarant für Frieden und 
Sicherheit in Europa für die vorhersehbare Zukunft 
bleibt; 

empfiehlt dem Rat, 

1. darauf zu achten, daß zwischen seinen Mitglie- 
dern ständige Konsultationen über alle in Zu- 
sammenhang mit der Anwendung der Schlußak- 
te der KSZE stehenden Problemen stattfinden; 

2. ferner dafür Sorge zu tragen, daß die MBFR- 
Verhandlungen nicht zu einer Schwächung der 
Sicherheit Westeuropas und zur Schaffung neu- 
er Ungleichgewichte in dieser Region führen; 

3. die Mitgliedsregierungen aufzufordern, etwa im 
Rahmen der Neunerberatungen eine gemeinsa- 
me Position der Mitglieder in Fragen von Korb 3 
der KSZE festzulegen; 

4. auf keinen Fall einem Grundsatz zuzustimmen, 
der zu dem in der Schlußakte der KSZE definier- 


ten Grundsatz der souveränen Gleichheit der 
Staaten in Widerspruch steht; 

5. auf jeden Fall darauf zu achten, daß das Vier- 
mächte-Abkommen über Berlin uneingeschränkt 
angewendet wird. 

T agesordnungspunkt: 

Haushalt der Verwaltung der Versammlung für 
das Haushaltsjahr 1976 

(Drucksache 678) 

Rechnungslegung der Verwaltung der 
Versammlung für das Haushaltsjahr 1974 

{Drucksache 677) 

Berichterstatter: Abg. Dequae 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Ein Haushalt, der 
nur um 8,15 ®/o steigt, d. h. nur so hoch steigen 
kann, weil mehr Gelder nicht da sind, ist es, von 
der bescheidenen Steigerungsrate her gesehen, ei- 
gentlich gar nicht wert, daß man dazu noch etwas 
sagt. Diese Steigerungsrate, die unter der allgemei- 
nen Inflationsrate bleibt, zeigt bereits, daß an zu- 
sätzlicher Arbeit und an zusätzlichen Maßnahmen, 
die notwendig wären, überhaupt nichts mehr mög- 
lich sein kann. Dieser Haushalt und die Schwierig- 
keiten, die unser Herr Berichterstatter Dequae hat- 
ten, erinnern mich eigentlich an die Schlacht von 
Marengo, als der Koch von Napoleon ein Essen ma- 
chen mußte und außer einem Huhn nichts hatte, 
trotzdem aber, wie wir alle wissen, noch etwas 
Brauchbares herausbekam. So ist es auch hier. Ich 
bedanke mich deshalb bei Herrn Dequae und bei 
allen Mitarbeitern, die mit diesem wenigen Geld 
schließlich doch noch einen sehr brauchbaren 
Haushalt fertiggestellt haben. Ich erwähnte schon, 
die Steigerungsrate von 8,15 ®/o ist weniger, als not- 
wendig wäre, um die Inflationsrate auszuglei- 
chen. 

Ich möchte nur drei Punkte ansprechen. Der erste 
ist folgender: Wir müssen uns langfristig überle- 
gen, wie wir unsere Arbeit auch hier verbessern 
könnten. Wenn wir zu Hause gefragt werden, was 
die WEU ist, oder wenn wir irgendwo über die 
Westeuropäische Union referieren, stellen wir im 
Grunde fest, daß niemand weiß, was das eigentlich 
ist. Man kennt noch vage das Europäische Parla- 
ment und die Kommission in Brüssel und hat schon 
etwas vom Europarat gehört; aber die Westeuropä- 
ische Union ist in der Bevölkerung so gut wie un- 
bekannt. Ich meine, wir können uns dies bei der 
Wichtigkeit der Aufgaben nicht leisten. Wir müß- 
ten langfristig auch einen Etat für Öffentlichkeits- 
und Pressearbeit vorsehen, um unsere wichtige Ar- 
beit unter die Leute zu bringen. 

Nun zum zweiten Punkt. Der Haushalt dient le- 
diglich dazu, die Tagungen der Versammlung abzu- 
wickeln, Für zusätzliche Arbeit auf Kongressen, für 
Colloquien und für Begegnungen mit Experten ist 
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kein einziger Franc vorgesehen. Ich meine., daß es 
ein Nachteil ist, wenn wir unsere Arbeit nicht auf 
wissenschaftlicher Basis anreichern und eine we- 
sentlich breitere Arbeit leisten können. 

Schließlich ein dritter Punkt, von dem ich eben- 
falls sehr bedauere, daß er im Haushalt nicht ent- 
halten sein konnte. Es geht um die Pensionen für 
die Mitarbeiter der Westeuropäischen Union. Das 
ist ein Problem, das sich auch bei den anderen eu- 
ropäischen Organisationen stellt. Wenn wir es mit 
der Lösung der sozialen Fragen ernst meinen, die in 
der allgemeinen Politik ja in allen Parlamenten im- 
mer wieder angeschnitten werden, dann müssen 
wir natürlich auch in diesem Bereich einmal wirk- 
lich etwas tun. Es geht nicht an, daß sich diese Mit- 
arbeiter ohne Pension in den Ruhestand versetzen 
lassen müssen. Ich glaube, das ist ein wichtiges An- 
liegen. Wir alle sind gefordert, auch einmal diese 
hausinternen finanziellen Probleme zu lösen. Des- 
halb möchte ich herzlich darum bitten, nun auch 
hier diesen sehr wichtigen Punkt der Pensionen für 
die Mitarbeiter umgehend zu regeln. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Zusammenarbeit zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten im Bereich der Spitzen- 
technologie 

(Drucksache 687) 

Berichterstatter; Abg. de Montesquieu 

Ansprache des Vorsitzenden des Senatsausschus- 
ses der Vereinigten Staaten für Luftfahrt- und 
Weltraumwissenschaften, Frank E. Moss 

Richter (SPD): Herr Senator Moss, Sie haben uns 
hier mit einer sehr großen Herzlichkeit angespro- 
chen, einer Herzlichkeit, die wir nicht nur so häu- 
fig in diesem Hause, sondern auch bei den Besu- 
chen in den Vereinigten Staaten verspürt haben. 
Sie kennen die Bewunderung, die Europa der Zu- 
kunftstechnologie der Vereinigten Staaten immer 
entgegengebracht hat. Sie wissen, daß wir in der 
Vergangenheit bedeutende Pionierleistungen er- 
bracht haben, auch auf dem Gebiet der Raumfahrt, 
einem Bereich, in dem Sie besonders engagiert 
sind. Der zweite Weltkrieg und die Jahre danach 
und die etwas ungünstige Welle mit der ELDO ha- 
ben uns etwas zurückgeworfen. 

Herr Senator, Sie haben in der Frage der Zusam- 
menarbeit hier eine sehr optimistische Einschät- 
zung vorgenommen und waren so freundlich, den 
europäischen Standard — etwa im Bereich von 
Spacelab — zu würdigen. 

Ich habe zwei Fragen an Sie zu richten. Die eine 
geht natürlich von Spacelab aus. Es war diese Ver- 
sammlung hier, die auf die Einrichtung der Europä- 
ischen Raumfahrtagentur, auf die Koordinierung al- 
ler europäischen Anstrengungen drängte, um ein 
Partner der Vereinigten Staaten von Amerika zu 
werden. Das Ergebnis ist ein kohärentes europä- 
isches Raumfahrtprogramm, in der Spacelab eine so 


große Rolle spielt wie Ariane oder Marots oder an- 
dere Dinge, die wir von Europa her zu betreiben in 
der Lage sind. Sie sind Vorsitzender eines so be- 
deutenden Ausschusses, daß Sie in der Lage sind, 
das timing zu kontrollieren und auch die Qualität 
der europäischen Arbeit zu würdigen. Meine Frage 
an Sie ist: Sind Sie sehr optimistisch, daß ein Pro- 
gramm, an das so hohe Ansprüche gestellt werden 
müssen — es sind Koppelungsmanöver, die in ihrer 
Kompliziertheit noch über die Apollomanöver hin- 
ausgehen — , 1980 auch erfolgreich sein wird? 

Ich habe noch eine zweite Frage, die Sie mögli- 
cherweise nicht beantworten wollen; aber dieses 
Haus ist natürlich besonders an den militärischen 
Aspekten interessiert: Gibt es in diesem Bereich 
der Raumfahrt auch Interessen, die unter militäri- 
scher Sicht eine gewisse Rolle spielen? 

Senator Moss antwortet, er sehe zuversichtlich 
der termingerechten Verwirklichung der genannten 
Programme entgegen. Der gesetzliche Auftrag an 
NASA schließe kategorisch die Beschäftigung mit 
militärischen Belangen aus. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte aus dem 
sehr informativen Bericht unseres Ausschußvorsit- 
zenden, Herrn de Montesquiou, nur einen Teil- 
aspekt herausgreifen, und zwar handelt es sich um 
das Problem des — ■ wie es mit dem englischen 
Fachausdruck genannt wird — teohnology assess- 
ment, welches auf Seite 3 in einem Entschließungs- 
entwurf seinen Niederschlag gefunden hat. 

Ich möchte dazu sagen, daß uns dieses Problem 
sicherlich auch noch in den nationalen Parlamenten 
in Zukunft mehrfach beschäfitgen wird, denn wir 
müssen davon ausgehen, daß Forschungs- und 
Technologiepolitik vermehrt auch auf die nationa- 
len Politiken Einfluß nehmen, daß neue Wachs- 
tumsindustrien entstehen, andere ihre bisher domi- 
nierende klassische Rolle aufgeben, was auf die 
Strukturpolitik eines jeden Landes sehr stark Ein- 
fluß nehmen wird. 

Vielleicht ist es gut, einmal einige Gedanken 
darauf zu verwenden, warum der Staat überhaupt 
Forschungs- und Entwicklungspolitik, in diesem 
Falle Forschungs- und Technologiepolitik betreibt. 
Wir können hier von einer gewissen Teilung aus- 
gehen, Da ist einmal die Grundlagenforschung, die 

— jetzt mit Ausnahme der industriellen Aktivitäten 

— fast ausschließlich vom Staat finanziert wird, 
weil es sich hierbei mehr oder weniger um die Er- 
weiterung unserer wissenschaftlichen Erkenntnis 
ohne ein direktes Verwertungsinteresse, ohne eine 
gewisse Marktnähe handelt, ohne eine Marktnähe, 
wie sie einem anderen Bereich eigen ist, nämlich 
der Projektforschung oder auch der angewandten 
Forschung. Diese vollzieht sich hauptsächlich — 
gerade mit staatlicher Unterstützung — • im Bereich 
der Industrie und in den staatlich finanzierten 
Grüßforschungszentren, wie wir sie in allen Mit- 
gliedstaaten finden. 

Warum also staatliche Forschungspolitik, warum 
Förderung der Forschung durch den Staat? Und das 
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führt dann auch zur Frage des technology assess- 
ment, zur Frage der Bewertung technologischer 
Entwicklungen. Einmal, weil es sich bei all diesen 
Projekten um einen erheblichen Kapitaleinsatz han- 
delt, zum zweiten, weil es sich bei diesen Projekten 
um langfristig festgelegte Kapitalien handelt, und 
schließlich, weil eine Gewinnerwartung — das ist 
ja für die wirtschaftliche Aktivität immer sehr be- 
deutend — auf absehbare Zeit überhaupt nicht an- 
gestrebt werden kann. Das heißt, daß Projekte, ob- 
wohl sie einen hohen gesellschaftlichen Nutzen 
hätten, nicht in Angriff genommen würden, wenn 
der Staat nicht stimulierend eingriffe. Man kann 
also sagen, daß der Staat Forschung und Technolo- 
gie gerade dort stimuliert, wo das privatwirtschaft- 
liche Risiko so groß ist, daß sonst einfach trotz ge- 
sellschaftlicher Notwendigkeit nichts geschähe. 

Und jetzt erhebt sich die Frage: Sind die Parla- 
mente, sind die Parlamentarier, sind wir überhaupt 
in der Lage, solche Projekte auf Grund eigenen 
Sachverstandes zu beurteilen? Oder: Reicht unser 
Sachverstand aus, um eine echte Bewertung der 
technologischen Entwicklungen vorzunehmen? 

Lassen Sie mich einmal den Versuch einer Defi- 
nition dieses technology assessment machen. Grob 
vereinfacht könnte man sagen, das ist eine Ab- 
schätzung aller möglichen positiven und negativen 
direkten und indirekten Folgen eines Projekts für 
die gesellschaftliche Entwicklung. Und hier möchte 
ich sagen, daß die Legislative — die Parlamente — 
den Exekutivorganen bei weitem nicht ebenbürtig 
ist. Wir haben es hier nämlich auch auf zwei Ebe- 
nen mit Verfassungsproblemen zu tun. Was das 
reine Verfassungsrecht betrifft, geht es, so möchte 
ich einmal sagen, um das Verhältnis zwischen Exe- 
kutive und Legislative; die meisten Initiativen kom- 
men ja von den Regierungen. Was die Verfassungs- 
wirklichkeit betrifft, handelt es sich mehr oder we- 
niger um das Verhältnis von Regierung plus Par- 
lamentsmehrheit auf der einen und Opposition auf 
der anderen Seite. 

Lassen Sie mich einmal an einem Beispiel aus 
meinem Parlament, dem Deutschen Bundestag, klar- 
machen, wie dort im Fachausschuß über ein solches 
Projekt beraten wird. Man kann sagen, daß dort die 
Bundesregierung einen Vorschlag einbringt ; der 
wird dann vom Plenum des Parlaments an den 
Fachausschuß überwiesen, und auch dort tritt wie- 
der die Bundesregierung — quasi als Gutachter in 
eigener Sache — auf. Ich möchte bezweifeln, daß es 
unter diesen Umständen möglich ist, hier überhaupt 
noch von einer Gewaltenteilung zu sprechen; es 
fragt sich, ob es den Parlamentariern überhaupt 
noch möglich ist, die Regierung zu kontrollieren, 
ob nicht der Ausschuß mehr oder weniger zu einem 
Akklamationsorgan der jeweiligen Regierung — 
und das ist ohne Rücksicht auf deren jeweilige Zu- 
sammensetzung zu sehen — wird. 

Deswegen ist dieses Problem nicht typisch für 
ein bestimmtes Land, sondern stellt sich allgemein 
für die Behandlung dieser Probleme in den Parla- 
menten der heutigen industriellen Gesellschaften. 

Eben dieses Thema ist deswegen auch auf der 
Konferenz „Wissenschaft und Parlament" des Euro- 


parats vom 12. bis 14. November 1975 behandelt 
worden. Ich möchte einfach nur einmal auf einige 
Empfehlungen aufmerksam machen, die dort dies- 
bezüglich gegeben worden sind. Gestatten Sie mir, 
Herr Präsident, kurz die französische Version zu zi- 
tieren. Es heißt dort bezüglich der Stärkung der 
Entscheidungsfähigkeit der Parlamente gegenüber 
der Exekutive, es werde empfohlen 

que les parlements puissent disposer, gräce ä 
des facilites communes sur le plan europeen, 
de systemes modernes d'information et d'analy- 
se, afin de pouvoir exercer plus efficacement 
leurs fonctions de controle aux niveaux natio- 
nal et europeen; 

qu'en outre ces facilites soient developpees de 
teile Sorte qu'elles rendent possible la creation, 
ä l'intention des Parlaments des pays eu- 
ropeens, d'un Instrument de prevision et d'eva- 
luation technologiques ä long terme, afin que 
les parlamentaires puissent, gräce ä des faci- 
lites communes, acceder ä une information ob- 
jective; 

Meine Damen und Herren, ich bin also sicher, 
daß uns dieses Thema in Zukunft noch mehrfach 
beschäftigen wird. Ich 'darf auf eine Initiative mei- 
ner eigenen Fraktion, der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, hinweisen, die leider vor 14 
Tagen nicht die entsprechende Mehrheit im Parla- 
ment gefunden hat. Aber vielleicht ist es möglich, 
durch die Diskussion dieses Themas im Rahmen 
des heutigen Berichtes von Herrn de Montesquieu, 
die nationalen Regierungen zu ermutigen, sich die- 
sem. Problem in Zukunft verstärkt zu widmen. 


Empfehlung Nr. 275 

betr, die Zusammenarbeit zwischen Europa und 

den Vereinigten Staaten im Bereich der Spitzen- 
technologien 

Die Versammlung 

empfiehlt dem Rat, 

1. nach Prüfung der derzeitigen Politiken und der 
unterschiedlichen Ansichten der Mitgliedstaaten 
die Erarbeitung einer europäischen Gesamtpoli- 
tik in den spitzentechnologischen Bereichen zu 
fördern, um Westeuropa einen Platz in der Welt 
zu sichern und um eine fruchtbare Zusammenar- 
beit mit den Vereinigten Staaten anzuregen; 

2. sich die Notwendigkeit vor Augen zu führen, 
daß Europa sein eigenes Institut für Meereskun- 
de erhält und dafür Sorge zu tragen, daß dieses 
Gremium im Rahmen einer bestehenden europä- 
ischen Organisation entsteht; 

3. sich zusammen mit der Europäischen Raumfahrt- 
behörde der amerikanischen Regierung bei der 
Konzeption eines fortgeschrittenen Raumfahrt- 
programms im Hinblick auf die künftige Ent- 
wicklung von Nutzlasten für Spacelab und den 
Raumtransporter anzuschließen. 
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T agesordnungspunkt : 

Die Atomreaktoren der Zweiten Generation 

(Drucksache 686) 

Berichterstatter: Abg. Lenzer 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ein Blick auf die Uhr 
verrät, daß es lebensgefährlich wäre, Ihre Geduld 
noch länger zu strapazieren. Ich gehe davon aus — 
wenn Sie mir, Herr Präsident, diese scherzhafte Be- 
merkung zu Beginn meiner Darstellung gestat- 
ten — , daß sowieso alle Mitglieder dieses Hauses 
des Lesens und des Schreibens kundig sind und 
den Bericht ja in schriftlicher Form vorliegen ha- 
ben. 

Zu Beginn nun eine kleine Darstellung dieses Be- 
richts: Die Beschäftigung mit der friedlichen Nut- 
zung der Kernenergie hat bereits eine Tradition 
und steht in der Arbeit unseres Ausschusses der 
Beratenden Versammlung der WEU in einer Konti- 
nuität; ich verweise in diesem Zusammenhang auf 
die Arbeiten der Kollegen Kahn-Ackermann, Os- 
born und Small. 

Der zweite Punkt: Wir bekennen uns in diesem 
Ausschuß grundsätzlich zur friedlichen Nutzung 
der Kernenergie bei voller Akzeptierung des beste- 
henden Restrisikos. Wie alle neuen Technologien 
ist selbstverständlich auch die friedliche Nutzung 
der Kernenergie mit Risiken verbunden, aber wir 
sind der Meinung — das lehren uns die Erfahrun- 
gen aus den Jahren des Betriebs von Kernreaktoren 
und der Forschungs- und Entwicklungsarbeiten — , 
daß wir auch als verantwortungsbewußte Politiker 
diese fortschrittliche Technologie unseren Bürgern 
empfehlen können, d. h. daß diese Technologie als 
beherrschbar angesehen werden kann. 

Dritter Punkt: Wir sind uns der Tatsache bewußt, 
daß die Kernenergie ohne eine breite Zustimmung 
in der Bevölkerung nicht betrieben und durchge- 
setzt werden kann. Deswegen müssen wir in der 
Bevölkerung aufklärend wirken, ich verweise auf 
das, was Sie sicher auch in der Presse verfolgt ha- 
ben, daß es nämlich gerade in den letzten Tagen in 
der Bundesrepublik Deutschland zu einem Unfall in 
einem Kernkraftwerk gekommen ist, der dann so- 
fort von der Presse wieder so dargestellt wurde, als 
habe es sich um einen nuklearen Unfall gehandelt. 
Dabei ging es — ich glaube, das muß in diesem Zu- 
sammenhang gesehen werden — darum, daß sich 
bei einer Reparatur ein unter Dampfdruck stehen- 
der Schieber öffnete, möglicherweise — ich möchte 
der Ermittlungsergebnissen nicht vorgreifen, aber 
das ist zumindest nicht auszuschließen — aus 
Unachtsamkeit oder Fahrlässigkeit. Schließlich 
wurden dort zwei Angehörige des Reparaturperso- 
nals durch 280 Grad heißen Dampf tödlich verletzt. 
Das war also kein Strahlenunfall, sondern ein Un- 
fall, der in jedem Dampfkessel, der bei jedem 
druck- oder temperaturführenden System hätte pas- 
sieren können. 

Nun, meine Damen und Herren, zu dem Bericht 
selbst. Er geht in einem einleitenden Kapitel auf 


die friedliche Nutzung der Kernenergie im Zusam- 
menhang mit der allgemeinen Debatte über die Si- 
cherheit der Energieversorgung ein, und er ver- 
sucht darzutun, daß die Kernenergie gerade in den 
Ländern, die nicht allzu sehr mit Rohstoffen geseg- 
net sind, als ein Beitrag zur Sicherung der Ener- 
gieversorgung gewertet werden kann. 

In einem Kapitel A werden dann die industriellen 
Aspekte behandelt. Selbstverständlich kann die 
friedliche Nutzung der Kernenergie nur dann Erfolg 
haben, wenn in den jeweiligen Ländern die entspre- 
chende industrielle Infrastruktur vorhanden ist; zu 
den Einzelheiten verweise ich auf die verschiede- 
nen Aktivitäten in den einzelnen Mitgliedstaaten 
dieser Versammlung, wie sie in diesem Kapitel dar- 
gestellt sind. 

Es kommen dann zwei Kapitel, die sich mit dem 
speziellen Thema dieses Berichts beschäftigen, 
nämlich mit den Kernreaktoren der — wie man es 
nennt — „zweiten Generation''; ich meine in erster 
Linie den Hochtemperaturreaktor einerseits und 
den „Schnellen Brüter" andererseits. Auch hier ver- 
weise ich angesichts der fortgeschrittenen Zeit auf 
die im Text dargestellten Aktivitäten der verschie- 
denen Staaten. — • Ich möchte darauf hinweisen, daß 
sich am Ende des Berichts zusätzlich zwei statisti- 
sche Tafeln befinden, aus denen Sie ersehen kön- 
nen, wie sich die augenblickliche Situation in die- 
sen beiden Reaktorlinien in Europa und darüber 
hinaus auch in der ganzen Welt darstellt. 

Ein weiteres Kapitel ist dann der Fusionsenergie 
gewidmet, wobei aber, um Mißverständnissen vor- 
zubeugen, gleich zu Beginn darauf hingewiesen 
werden muß, daß es sich hierbei nicht um eine 
Energiequelle handelt, die uns schon in absehbarer 
Zeit zur Verfügung stehen könnte. So interessant 
sie für uns auch hinsichtlich ihrer Zukunftsperspek- 
tiven sein könnte: In diesem Jahrhundert wird es 
— das sagen alle Experten — • mit Sicherheit nicht 
mehr möglich sein, — • wenn überhaupt! — die tech- 
nischen Möglichkeiten der Fusionsenergie über ei- 
nen längeren Zeitraum darzustellen, ganz zu 
schweigen von dem Bau eines unter kommerziellen 
Bedingungen arbeitenden Fusionsreaktors. 

In einem Kapitel F wird schließlich der Vor- 
schlag aufgegriffen, den der amerikanische Außen- 
minister Kissinger am 22. September 1975 vor den 
Vereinten Nationen gemacht hat, und es wird emp- 
fohlen, sich einmal Gedanken darüber zu machen, 
wie man sich zu diesem Vorschlag der Schaffung 
von regionalen Zentren des nuklearen Brennstoff- 
kreislaufs stellen sollte. Ich glaube, hier ist in er- 
ster Linie das Problem der — ■ wie es mit dem engli- 
schen Fachausdruck heißt — physical protection 
angesprochen, d. h. des Schutzes der Kernenergie- 
und auch der Wiederaufarbeitungs- und Anreiche- 
rungsanlagen vor äußeren Einwirkungen — eine 
Angelegenheit, die vor dem Hintergrund der Dis- 
kussion um das Terroristenproblem besondere Ak- 
tulität genießt. — In den Schlußfolgerungen ist 
dann noch einmal praktisch die Quintessenz dieser 
ganzen Problematik zusammengefaßt. 
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Eines möchte ich noch sagen: Wer von der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie spricht, muß auch 
einmal — nur um auf die ungeheuren Möglichkei- 
ten hinzuweisen, die die Kernenergie für die Ent- 
wicklung unserer industriellen Gesellschaften bie- 
ten kann — - auf ein Beispiel aufmerksam machen, 
das für sich selbst spricht. Die Energiedichte eines 
Kilogramms Uran 235, also des spaltbaren Mate- 
rials, entspricht etwa der Energie, die man erzielt, 
wenn man 2 400 t Kohle verbrennt — mit allem, 
was das für die Umwelt bedeuten würde. — Meine 
Damen und Herren, Sie ersehen daraus, daß mittel- 
und langfristig die friedliche Nutzung der Kern- 
energie für uns ohne Alternative ist. 

Nun vielleicht noch ein Wort zu dem vorgeschla- 
genen Resolutionsentwurf. Er geht zunächst von ei- 
nigen Prämissen aus, so vom grundsätzlichen Be- 
kenntnis zur friedlichen Nutzung der Kernenergie. 
Er weist auf die riesigen Investitionen hin, die not- 
wendig sind, wenn man diese Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeit betreibt. Er weist schließlich auf 
die industriellen Voraussetzungen hin und beschäf- 
tigt sich dann mit dem amerikanischen Vorschlag 
zur Schaffung von regionalen Zentren. Er mündet 
in drei Empfehlungen, die dieser Versammlung vor- 
gelegt werden. Da ist einmal der Auftrag an die Re- 
gierungen der Mitgliedsländer, zu einer gemeinsa- 
men Politik zu kommen. Denn Gemeinsamkeit be- 
deutet hier Kooperation und Arbeitsteilung; es 
wird keinem Nationalstaat allein möglich sein, hier 
getrennte und eigene Entwicklungen zu verfolgen, 
denn dafür reichen die finanziellen und auch die 
Forschungsressourcen einfach nicht aus. 

Auch die Zusammenarbeit mit den Vereinigten 
Staaten genießt in diesem Zusammenhang eine be- 
sondere Bedeutung. Denn selbst die zusammenge- 
faßten europäischen Kräfte werden hier nicht aus- 
reichen; nur im Zusammenhang mit den Aktivitäten 
jenseits des Atlantik, mit den Aktivitäten in den 
Vereinigten Staaten wird es möglich sein, gerade 
bei dem Problem der Wiederaufarbeitung und dem 
Problem der Zwischen- oder Endlagerung zu einem 
zufriedenstellenden Ergebnis zu kommen. 

Zur Weiterentwicklung der europäischen Kern- 
energieindustrie — das ist der zweite Punkt — ist 
zu sagen, daß sich dabei die Probleme nicht ganz 
so stark, aber doch in etwa ähnlich wie bei der 
Luft- und Raumfahrtindustrie stellen. Wir brauchen 
einheitliche, arbeitsteilige Konzeptionen, die der 
europäischen Industrie eine Wettbewerbschance 
auf dem Weltmarkt eröffnen. Ich verweise darauf, 
daß dies nicht ohne Aussicht ist. Ich denke bei- 
spielsweise an den Vertrag von Firmen der Bundes- 
republik Deutschland mit dem brasilianischen Staat. 

In einem dritten Punkt werden dann noch einmal 
die nationalen Parlamente aufgefordert, sich mit 
dem amerikanischen Vorschlag auseinanderzuset- 
zen und möglichst bald zu einer Meinungsbildung 
zu kommen. 

Meine Damen und Herren, das war das, was ich 
hier kurz zur Einführung dieses Berichts vortragen 
wollte. Selbstverständlich besteht im Laufe der De- 
batte die Möglichkeit, zu allen Einzelheiten Stel- 
lung zu nehmen. 


Mittwoch, 3. Dezember 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Die Atomreaktoren der zweiten Generation 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Erlauben Sie mir, daß ich 
zunächst ein paar Worte der Anerkennung für ei- 
nen Kollegen in diesem Parlament finde, der ver- 
sucht hat, eine so komplizierte technische Frage in 
den Griff zu bekommen und sie auch politisch so 
zu werten, wie das Christian Lenzer vermocht hat. 
Ich glaube, der Bericht von Christian Lenzer spricht 
für sich selbst. Ich gehe auch davon aus, daß seine 
Empfehlungen von dieser Versammlung akzeptiert 
werden. 

Die Ausführungen meines verehrten Vorredners 
geben mir Anlaß, sofort darauf einzugehen. Ich 
muß darauf hinweisen, daß in dem Abkommen mit 
Brasilien über die Zusammenarbeit bei der friedli- 
chen Nutzung der Kernenergie insbesondere alle 
Sicherheitsbestimmungen eingehalten werden, die 
der Nonproliferationsvertrag fordert. Diese Einhal- 
tung ist absolut garantiert. Die Bundesrepublik hat 
noch darüber hinausgehende Zusicherungen des 
brasilianischen Vertragspartners erhalten. Ich glau- 
be, es ist als ein Erfolg zu werten, daß ein Staat, 
der bisher nicht Teilnehmer an dem Nonprolifera- 
tionsvertrag ist, der aber ohne Zweifel an der 
Schwelle steht, zur Atommacht zu werden, Ver- 
pflichtungen anerkannt hat, die in diesem Vertrag 
enthalten sind. Diese Zusicherungen sind von der 
brasilianischen Seite ganz eindeutig gemacht wor- 
den. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auch 
noch auf folgendes. Die Amerikaner waren bei dem 
brasilianischen Geschäft immerhin Rivalen. Von 
dem Sprecher des State Department wurde am 
4. Juni 1975 festgestellt, daß die Konsultationen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der amerikanischen Regierung 
sehr nützlich gewesen seien und daß es die ameri- 
kanische Seite begrüße, daß die Bundesrepublik zu- 
sätzliche Sicherheitsmaßnahmen von Brasilien ge- 
fordert habe. Von amerikanischer Seite ist uns 
auch sehr nachhaltig bestätigt worden, daß wir 
über die international verbindlichen Bestimmungen 
weit hinausgegangen sind. 

Meinem Vorredner möchte ich auch noch zum 
Bewußtsein bringen, daß es allgemein anerkannt 
ist, daß der Nonproliferationsvertrag kein Hemmnis 
für die internationale Zusammenarbeit bei der 
friedlichen Nutzung der Atomenergie darstellt. 
Wenn Sie uns dies hier trotzdem anlasten wollen, 
kann ich Ihnen nur empfehlen, noch einmal die 
Verträge zu studieren. Kein Industrieland der Welt 
kann in solcher Weise eingeengt werden, wie Sie 
das gefordert haben. Selbstverständlich ist sicher- 
gestellt, daß die Firmen, die das Abkommen abwik- 
keln — es handelt sich um europäische Firmen, um 
deutsche, niederländische und möglicherweise fran- 
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zosische Firmen — an die Lieferauflageü geuunJeii 
sind. Ich muß sagen, daß ich kein Verständnis für 
das habe, was Sie hier vorgetragen haben. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist sehr schwer, 
als Berichterstatter auf die einzelnen Diskussions- 
beiträge einzugehen. Es würde mich reizen, auch zu 
Fragen Stellung zu nehmen, die hier aufgeworfen 
worden sind, die aber — und das möchte ich zu Be- 
ginn betonen — nicht ausdrücklich Bestandteil des 
vorgelegten Berichtes sind. Sicherlich lag den ein- 
zelnen Diskussionsbeiträgen eine gute Absicht zu- 
grunde, und sie wurden sicherlich auch in dem Be- 
wußtsein gemacht, zu dem einen oder anderen 
Sachpunkt eine kritische Anmerkung beizutragen. 
Sie bewegten sich jedoch weit über das Feld hin- 
aus, das in diesem Bericht angesprochen werden 
sollte. Denn dieser Bericht hatte nicht die Aufgabe, 
eine allgemeine Problematik der friedlichen Nut- 
zung der Kernenergie darzustellen. Das wäre in ei- 
nem Bericht dieses Formats überhaupt nicht mög- 
lich. Dazu hätte es wahrscheinlich einiger Wälzer, 
also mehrerer Berichte größeren Umfangs bedurft, 
und dann wäre man vermutlich immer noch der 
Kritik ausgesetzt gewesen, nur Pfuscharbeit gelei- 
stet zu haben. Deswegen hat der Bericht sich von 
Anfang an auf die beiden Reaktorlinien Hochtem- 
peraturreaktor und Schneller-Brüter-Reaktor zu be- 
schränken gehabt, d. h. das, was man als Kernreak- 
toren der zweiten Generation bezeichnet. 

Daß das Ganze in einen gewissen Zusammenhang 
eingeordnet werden mußte, ist klar. In diesem Zu- 
sammenhang mußte also auf die allgemeine Kern- 
energieszene in der Welt eingegangen werden. Es 
mußte ein Hinweis auf die installierte Kapazität er- 
folgen, und es mußte selbstverständlich auch ein 
Hinweis darauf gegeben werden, welche Leistung 
an Kilowattstunden bisher schon erbracht worden 
ist. 

Ich darf mich nun einzelnen Beiträgen zuwenden. 
Herr Kollege Cornelissen hat gestern für einige 
niederländische Kollegen hier eine ganze Fülle von 
Fragen aufgeworfen. Ich hätte es begrüßt, wenn er 
diese Fragen schon vorher im Ausschuß gestellt 
hätte, zumal er ja auch Mitglied dieses Ausschus- 
ses ist. Erstens hätten wir das Beratungsverfahren 
verkürzen können. Zweitens wäre es dort möglich 
gewesen — weil es sich mehr oder weniger um 
Lernfragen handelt — , durch eine ganz klare Ant- 
wort zu den einzelnen Punkten die Dinge abzukür- 
zen. 

Er hat von der Ratifizierung der Haftungskonven- 
tion gesprochen. Diese Frage hat hiermit überhaupt 
nichts zu tun, sondern sie betrifft das Kernreaktor- 
schiff „Otto Hahn" und allgemeine Deckungsgren- 
zen für Kernanlagen, ein Problem, das für diesen 
Bericht überhaupt nicht spezifisch ist. 

Er ist dann auf das Plutoniumproblem eingegan- 
gen. Auch das hat mit diesem Bericht überhaupt 
nichts zu tun, wenn man von dem eigentlichen The- 
ma ausgeht. Jeder Kernreaktor produziert beim 
Spaltungsvorgang Plutonium. Ein Leichtwasserreak- 
tor in der heutigen Größenordnung von 1 200 Me- 


gaw'äll eleklrischer Leistung produziert jährlich 
etwa 240 bis 2.S0 kg Plutonium. Dieses Problem 
stellt sich also überall dort, wo Kernreaktoren, ob 
es nun Leichtwasserreaktoren oder Schwerwasser- 
reaktoren sind, betrieben werden. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang darauf — 
das hätte die Kritik dann auch erwähnen müs- 
sen — , daß z. B, Indien in der Lage war, eine Kern- 
waffe herzustellen, weil es von Kanada einen Natur- 
uranreaktor der Kandu-Serie geliefert bekam. In 
diesem Zusammenhang muß man auch erwähnen, 
daß noch weitere Lieferverträge zwischen Kanada 
und z. B. Pakistan oder auch Südkorea bestehen. 
Das ist ein Problem, das ich Sie nicht im Zusam- 
menhang mit diesem Bericht zu sehen bitte. Ich bit- 
te Sie, das Urteil über diesen Bericht nicht mit an- 
deren, streng politischen Fragen zu verquicken. 

Herr Kollege Cornelissen hat dann über die Rede 
des niederländischen Wirtschaftsministers anläß- 
lich einer Tagung gesprochen, die unser Ausschuß 
vor kurzem im Haag durchgeführt hat. Dort ist die 
Meinung der niederländischen Regierung zu dem 
Benelux-Projekt eines natriumgekühlten Schnel- 
ler-Brüter-Reaktors 300, von dem ein Prototyp in 
Kalkar am Niederrhein gebaut wird, zum besten ge- 
geben worden. Nach meinen Informationen — dar- 
auf muß ich mich stützen — gilt nach wie vor der 
Vertrag, und alle Regierungen, die Partner dieses 
Vertrages sind, haben sich bereiterklärt, voll zu 
den dort übernommenen Verpflichtungen zu stehen. 
Das gilt selbstverständlich auch für die Regierung 
der Niederlande. 

Herr Kollege Cornelissen hat den — vermeintli- 
chen — Rückzug des Vereinigten Königreichs aus 
dem gemeinsamen Dragon-Projekt eines Hochtem- 
peraturreaktors bedauert, das in der Presse disku- 
tiert worden ist. Hier bewegt sich alles im Bereich 
des Spekulation. Von der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs gibt es bisher noch keine Stellung- 
nahme, die zu dieser Befürchtung Anlaß gäbe. 

Ich darf nun zu den Äußerungen unseres Kolle- 
gen Brown kommen. Herr Kollege Brown ist durch 
seine sehr engagierten Diskussionsbeiträge im 
Fachausschuß als großer Skeptiker bekannt, was 
die Leichtwasserreaktoren betrifft. Ich möchte ihn 
aber bitten, diese Skepsis einmal hintanzustellen 
und zu bedenken, daß die Leichtwasserreaktoren 
zwar heute der wichtigste Faktor bei der friedli- 
chen Nutzung der Kernenergie sind, daß sie aber 
nicht Bestandteil dieses Berichtes sind. In keinem 
Empfehlungsentwurf, in keinem Absatz des Berichts, 
noch nicht einmal in einer Fußnote wird auf die Si- 
cherheit oder auf die Problematik der Leichtwasser- 
reaktoren Bezug genommen. Deswegen möchte ich 
Herrn Kollegen Brown herzlich bitten, seine Beden- 
ken gegen die Leichtwasserreaktoren jetzt nicht auf 
diesen Bericht zu übertragen, der von ganz anderen 
Dingen handelt. 

Er hat dann Kritik an dem Zahlenmaterial, insbe- 
sondere an den verschiedenen Maßeinheiten geübt. 
Ich muß dazu sagen, es gibt keine Chance, dieses 
vielleicht etwas verwirrende Zahlenspiel zu ver- 
meiden. Denn die installierte Kapazität von Kern- 
energieleistung wird nun einmal mit Megawatt, also 


27 



Drucksache 7/4481 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


MW, gekennzeichnet. Dabei gibt es zwei verschie- 
dene Arten der Betrachtungsweise, einmal die ther- 
mische Leistung, die durch den Zusatz „th" charak- 
terisiert wird, und zum anderen die elektrische Lei- 
stung, das, was echt an Stromerzeugung heraus- 
kommt. Die elektrische Leistung wird durch den 
Zusatz „e“ charakterisiert, genauso wie man etwa 
für Stundenkilometer „kmh" schreibt. Was aber 
jetzt die Stromerzeugung aus dem Kernenergiereak- 
tor betrifft, so spricht man von Kilowattstunden. 
Das ist bewußt geschehen. Wohl jede Hausfrau, die 
ihren Zähler zu Hause abliest, kann sich unter Ki- 
lowattstunden etwas vorstellen. Ich möchte Sie bit- 
ten, mir nachzusehen, daß es auf den ersten Blick 
vielleicht etwas verwirrend ausgefallen ist. In 
Wirklichkeit ist es viel einfacher, als es scheint, 

Herr Kollege Brown hat auf den Absatz 34 ver- 
wiesen und kritisiert, daß dort bei einem Vergleich 
der britischen und französischen Aktivitäten auf 
dem Gebiete des Schneller-Brüter-Reaktors von ei- 
nem kleinen Vorsprung der französischen Entwick- 
lung gesprochen werde. Dies sei doch wohl nicht 
gerechtfertigt. Er hat dabei auch auf den statisti- 
schen Anhang verwiesen. Ich muß Ihnen sagen, 
Herr Kollege Brown: Leider ist es so. Man muß es 
sagen. Es ist ja auch nicht gefährlich. Das hängt 
einfach mit der unterschiedlichen Bauzeit zusam- 
men. Der französische Phenix in Marcoule ist schon 
Anfang des Jahres 1974 auf volle Leistung, auf Vol- 
last, gegangen. Dagegen soll der englische PER — 
Prototype Fast Reactor — erst im Laufe des Jahres 
1975 — so sagen es dort die Techniker — auf volle 
Leistung gebracht werden. Es gibt dabei also eine 
gewisse zeitliche Verschiebung. 

Ein Wort zum Brasilien-Geschäft. Ich kann es 
ganz kurz machen und kann auf das verweisen, 
was der Kollege Richter in so einprägsamer Weise, 
auch in Beantwortung der Intervention des Kollegen 
Cermolacce hier dargestellt hat. Er hat ausgeführt, 
welche Art von Sicherheitsauflagen mit diesem Ge- 
schäft verbunden sind, so daß es müßig wäre, dar- 
über hinaus noch etwas dazu zu sagen. 

Daß es sich bei diesem Geschäft um Leichtwas- 
serreaktoren handelt, Herr Kollege Brown, ist eine 
Selbstverständlichkeit. Denn der Leichtwasserreak- 
tor in seinen beiden Linien Siedewasser- und 
Druckwasserreaktor ist nun einmal das, was man 
sowohl in den Vereinigten Staaten als auch in 
Frankreich oder in der Bundesrepublik Deutschland 
als Exportartikel entwickelt hat. Er ist ausgereift 
genug, ein solches Urteil zu rechtfertigen. Im Ex- 
portgeschäft können Sie natürlich noch niemandem 
einen Schnellen Brüter oder einen Hochtemperatur- 
reaktor verkaufen. Da ist die Entwicklung einfach 
noch nicht weit genug vorangetrieben. 

Herr Kollege Brown, Sie haben Bedenken gegen 
die Nummern 2 und 3 des Empfehlungsentwurfs gel- 
tend gemacht. Auch hier bitte ich Sie noch einmal 
ganz herzlich, Ihre Bedenken zurückzustellen. Denn 
Ihre Bedenken stehen nicht speziell in Verbindung 
mit diesem Bericht. Ich darf in diesem Zusammen- 
hang auch gleich auf die Empfehlung zu sprechen 
kommen. In Nummer 1 der Empfehlung geht es nur 
darum, daß wir international zu einer Kooperation 
und zu einer Arbeitsteilung kommen müssen, weil 


es nur so möglich ist, Erfolg, auch Markterfolg, zu 
haben. Dies bedeutet, daß dann die staatliche For- 
schungsförderung zurückgeschraubt werden kann 
und daß das Geld wieder für andere wichtige För- 
derungsmaßnahmen ausgegeben werden kann. In 
diesem Absatz geht es also nur darum, eine ge- 
meinsame Politik zu formulieren, die uns vor einer 
Verzettelung bewahrt. 

In dem zweiten Punkt geht es darum, die Schaf- 
fung einer europäischen Industriestruktur zu unter- 
stützen. Dieses Problem ist auch nicht für die Kern- 
energieszene spezifisch. Auch bei anderen Diskus- 
sionen, in denen sich diese Versammlung etwa mit 
der Luftfahrtindustrie beschäftigt hat, ging es im- 
mer wieder um das Problem, wie man eine indu- 
strielle Basis schafft, die auch auf dem Weltmarkt 
wettbewerbsfähig ist. 

Der dritte Punkt kam natürlich ebenfalls in den 
Empfehlungsentwurf hinein. Es gibt selbstverständ- 
lich eine ganze Reihe von Sicherheitsproblemen. 
Das ist auch nicht verneint worden. Aber der Vor- 
schlag, diese regionalen Zentren zu schaffen, ist auf 
dem Hintergrund der Diskussion über das Problem 
der „physical protection" entstanden. Dabei geht es 
um die Fage: Wie vermeiden wir Diebstahl von 
spaltbarem Material? Wie schützen wir Anlagen 
des Brennstoffkreislaufs? Bei einem Kernreaktor 
kommt man ohnehin nicht so leicht dorthin, wo 
man Schaden anrichten kann. Und wenn jemand 
dahin kommt, wird es ihn teuer zu stehen kommen. 
Dann wird er wahrscheinlich nicht mehr tun kön- 
nen, was er tun will, und merkt wahrscheinlich 
auch nicht mehr viel. Es geht also darum, wie man 
Anlagen gegen äußere Einwirkungen schützen 
kann. Dabei scheint es mir nicht zu weit gegangen 
zu sein, daß im dritten Absatz des Empfehlungsent- 
wurfs einmal angereget wird, daß die Mitgliedsre- 
gierungen und die nationalen Parlamente der West- 
europäischen Union sich eine Meinung zu diesem 
amerikanischen Vorschlag bilden. 

Bei den Äußerungen unseres Kollegen Cermolac- 
ce kann ich es ebenfalls ganz kurz machen. Der 
Komplex „Brasilien-NV-Vertrag" ist schon von dem 
Kollegen Richter abgehandelt worden. Ich stehe 
voll hinter dem, was Herr Kollege Richter dazu ge- 
sagt hat. 

Ich möchte nur noch eines klarstellen. Herr Cer- 
molacce hat den Eindruck erweckt, als ob zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Südafrika ein Abkommen auf dem Gebiete der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie bestünde. Das 
ist nicht der Fall. Es gibt Kontakte zwischen Fir- 
men. Sie sind beispielsweise dadurch zustande ge- 
kommen, daß die Regierung von Südafrika ein 
Kernkraftwerksprojekt öffentlich ausgeschrieben 
hat. Nicht allein eine deutsche Firma, die Kraft- 
werksunion — sie baut Kernkraftwerke — , hat sich 
dort beworben, sondern auch eine ganze Reihe von 
anderen Firmen. Ich glaube, auch die amerikani- 
sche Firma Westinghouse ist dazu zu zählen. 

Herr Kollege Richter hat hier schon deutliche 
Worte gesagt. Der NV-Vertrag ist ein Vertrag zur 
Verhinderung der Verbreitung von Atomwaffen. Er 
darf nicht dazu führen, daß es zwischen den ato- 
maren Mächten einerseits und den atomaren Habe- 
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nichtsen — um es einmal scharf zu formulieren — 
andererseus auch noch zu wirtschaftlicher Diskrimi- 
nierung kommt. Im_ Gegenteil, die wirtschaftliche 
Diskriminierung ist völlig ausgeschlossen worden. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß auch zwi- 
schen der UdSSR und der Bundesrepublik Deutsch- 
land — genau: einem deutschen Stromerzeugungs- 
unternehmen, der Rheinisch-Westfälischen Elektri- 
zitätswerke AG (RWE) — ein Abkommen über die 
Lieferung von angereichertem Uran geschlossen 
worden ist. Ich habe nicht gehört, daß Herr Kollege 
Cermolacce in seinem Beitrag daran Kritik geübt 
hat. 

Meine Damen und Herren, das sind im wesentli- 
chen die einzelnen Punkte, die hier in der Diskus- 
sion zur Sprache gekommen sind. Zum Abschluß 
möchte ich Sie noch einmal bitten, ganz genau zu 
prüfen, inwieweit Ihre Bedenken tatsächlich in den 
Zusammenhang dieses Berichts und dieser Empfeh- 
lungen gehören. Wenn Sie dabei den Maßstab anle- 
gen, daß es sich hier nicht um einen Bericht über 
Sicherheitsprobleme — sie wären an einer anderen 
Stelle zu erörtern — und auch nicht um einen Be- 
richt über Leichtwasserreaktoren handelt, sondern 
nur um einen Bericht über die Hochtemperaturent- 
wicklung und die Entwicklung Schneller-Brüter, 
also die Reaktoren der zweiten Generation, dann, 
glaube ich — und darum möchte ich Sie bitten — , 
können Sie Ihre Bedenken hintanstellen und den 
Empfehlungen zustimmen. 

Empfehlung Nr. 277 

betr. die Atomreaktoren der zweiten Generation 

Die Versammlung 

empfiehlt dem Rat 

die Regierungen der Mitgliedstaaten nachdrücklich 
zu ersuchen: 

1. im Kernenergiebereich eine gemeinsame langfri- 
stige Politik zu formulieren, die bereits im Rah- 
men der Gemeinschaft und der OECD getroffe- 
nen Beschlüsse unverzüglich auszuführen und 
das Ausmaß der Zusammenarbeit mit den Verei- 
nigten Staaten festzulegen; 

2. die Weiterentwicklung der europäischen Kern- 
energieindustrie zu fördern, um dem wachsen- 
den Bedarf an Kernkraftwerken auf dem Welt- 
markt entsprechen zu können; 

3. den nationalen Parlamenten und den europä- 
ischen Versammlungen ihre Ansichten zum Vor- 
schlag der Vereinigten Staaten zur Schaffung 
von regionalen multinationalen Zentren für 
Kernbrennstoffe zur Kenntnis zu bringen. 

Tagesordnungspunkt: 

Das internationale 
T echnologie Verwaltungsinstitut 

(Drucksache 685) 

Berichterstatter: Abg. Richter 


Richter (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Diese Versammlung hat die Bemü- 
hungen der OECD um die Gründung eines Interna- 
tionalen Instituts für Führungskräfte in der Technik 
unterstützt. Wir hatten hohe Erwartungen und hoff- 
ten, mit Hilfe dieses Instituts einen Teil des Rück- 
standes im Management der Industrie aufholen zu 
können. 

Es kam zur Gründung des Instituts in Mailand, 
doch waren die Start- und Arbeitsbedingungen für 
das IIMT sehr schlecht. Einige Punkte möchte ich 
hier aufzeigen. 

Erstens. Es gab uneinheitliche, wechselnde An- 
forderungen und Erwartungen an das IIMT durch 
den Verwaltungsrat und die Genralversammlung; 
es fehlte auch eine ständige Erfolgskontrolle durch 
diese Organe. 

Zweitens. Es gab erhebliche Verzögerungen bei 
der Ratifizierung des Abkommens durch die Mit- 
gliedstaaten. So hat z. B. das Gastland Italien den 
Vertrag zu allerletzt ratifiziert und damit die Unsi- 
cherheit in dem Geschehen noch etwas verstärkt. 

Drittens. Es fehlte zunächst das Institutsgebäude. 
Später haben sich die Stadt Mailand und die italie- 
nische Regierung bemüht, ein ehemaliges Waisen- 
haus in ein Institutsgebäude umzuwandeln. Ich 
kann bestätigen, daß das ganz großzügig und in ei- 
ner bewundernswerten Art erfolgte; italienische Ar- 
chitekten sind ja Meister in einer ganz eigenen 
Weise. Das Gebäude entspricht jetzt in vollem Um- 
fange den Vorstellungen, die am Anfang zugrunde 
gelegen haben. 

Viertens. Es gab auch erhebliche Schwierigkeiten 
bei der Rekrutierung geeigneten Personals. Nach 
der Einschätzung der Industrie und auch nach der 
Einschätzung einiger Regierungen hat das Institut 
kein in Inhalt und Struktur überzeugendes Arbeits- 
programm entwickelt. Es lag ein neues Aufgaben- 
gebiet vor; deshalb war am Anfang ein Experimen- 
tieren erforderlich. Schon bald gab es divergieren- 
de Forderungen der IIMT-Mitglieder; so forderte 
z. B. Frankreich Langkurse, während die anderen 
Mitglieder eine Verkürzung der jeweiligen Vorha- 
ben wünschten. Obwohl es nur zwölf Fakultätsmit- 
glieder gab, wurden zuviele unterschiedliche Fach- 
gebiete behandelt. Dazu führten einige Kurse zu 
Enttäuschungen auch bei den Kursteilnehmern we- 
gen der Divergenz zwischen der erzeugten Erwar- 
tung und dem Angebot bezüglich Lehrinhalt und 
Lehrqualität. 

Weiter ist über die finanzielle Situation des Insti- 
tuts zu sprechen. Bereits im Frühjahr 1974 wurde 
ein Defizit in Höhe von 450 000 Rechnungseinheiten 
angekündigt. Dieses Defizit hatte seinen Grund in 
einer zu optimistischen Schätzung der Einnahmen 
aus Kursgebühren und aus den Beiträgen der Mit- 
glieder für das Jahr 1974. Als die Einnahmen aus- 
blieben, wurden die Ausgaben jedoch nicht in ent- 
sprechendem Umfang reduziert. Hinzu kamen na- 
türlich auch die in Mailand üblichen Lohn- und 
Preissteigerungen; wahrscheinlich lag das Defizit 
1974 schon bei 700 000 Rechnungseinheiten. 

Uber den Umfang des Haushalts 1975 wurde dann 
ausgiebig diskutiert. Es gab zwar die einheitliche 
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Einschätzung, Einsparungen seien möglich; jedoch 
konnte über das Ausmaß solcher möglichen Einspa- 
rungen eine Einigung nicht mehr erzielt werden. 
England, Holland und Italien glaubten, es sei mit 
einem Haushalt von 1,75 Millionen Rechnungsein- 
heiten auszukommen, Frankreich glaubte zu diesem 
Zeitpunkt, der Haushalt dürfe maximal 1,5 Millio- 
nen Rechnungseinheiten umfassen; die Bundesrepu- 
blik Deutschland war, um dem Institut eine faire 
Chance zu geben, bereits, in einer Übergangsphase 
noch über die genannten Beträge hinauszugehen. 

Verschärft wurde die Situation dann durch die 
teils angedrohten, teils vollzogenen Austritte eines 
großen Teils der Industriemitglieder. 

Sehr viel Kritisches wäre auch über die Organi- 
sation, die Führung und die Administration des In- 
stituts auszusagen. So gab es z. B. lange Zeit keine 
klaren Unterstellungsverhältnisse. Die Personalein- 
stellungspolitik war nicht transparent; es gab keine 
Ausschreibungen. Das Fehlen eines guten Arbeits- 
klimas war eine Folge der Personalauswahl, der 
fehlenden Arbeitskonzeption und einer unzurei- 
chenden Motivation, 

Als ich vor einigen Wochen mit dem Sekretär 
des Ausschusses, Herrn Gerhard Huigens, das Insti- 
tut in Mailand besuchte, stellte sich die Lage über- 
aus traurig dar. Die Geschäfte führte als Interims- 
direktor der ehemalige Direktor der Verwaltung, 
Herr Nisbet. Das Haus war vereinsamt; wenige Ar- 
beitskräfte bemühten sich um die Aufrechterhal- 
tung der Infrastruktur. Herr Nisbet stellte die von 
mir in meinem Bericht vorgetragene Situation dar. 
Ich bedauere persönlich, daß Herr Nisbet nicht von 
Anfang an Generaldirektor des Instituts war; das 
war ein deutscher Wissenschaftler. 

Hätte man das Gesamtergebnis der IIMT allein 
unter wirtschaftlichen Aspekten zu messen, könnte 
es eigentlich für unsere Regierungen nur ein Ergeb- 
nis geben: Das Institut wäre dann unter Einhaltung 
der vertraglichen Bindungen so schnell wie mög- 
lich zu schließen. Das kann aber nicht die Interes- 
senlage der europäischen Parlamentarier sein. In 
dem vorgelegten Dokument 685 habe ich unter II in 
einem Abschnitt über „Future propects" Möglich- 
keiten aufgezeigt, die eine Weiterführung des Insti- 
tuts in einer anderen Organisationsform ermögli- 
chen würde. Italien und die Stadt Mailand haben — 
das ist mein Eindruck — eine faire Chance ver- 
dient. Ich habe viele Freunde im italienischen Se- 
nat und im italienischen Parlament und glaube, 
mich bei der Abfassung des Berichts doch sehr sen- 
sibel verhalten zu haben. Zu diesem Schluß würde 
ich auch unter dem Eindruck unserer Ausschußbe- 
ratungen kommen wollen; die Kollegen Treu und 
Pecoraro waren ja anwesend, und auch sie hätten 
zunächst einmal keine anderen Schlußfolgerungen 
ziehen können. Das sollte aber das Ergebnis unse- 
rer heutigen Beratungen sein. Wenn wir eine zu- 
künftige Lösung für Mailand finden, muß es — das 
ist meine Forderung und mein Aufruf — im Interes- 
se Europas eine europäische Lösung sein. Unser 
Appell geht in diese Richtung, und ich hoffe, daß 
unsere Regierungen dafür Verständnis haben. 


Der britische Abg. Farr schlägt vor, das Institut 
zukünftig im Rahmen von FAO- Aufgaben weiterzu- 
verwenden. Der italienische Abg. Vedovato bringt 
einen Änderungsantrag zum Empfehlungsentwurf 
ein. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Ich nehme die An- 
regung von Herrn Farr — vor allen Dingen in Rich- 
tung FAO — sehr gern auf. Das ist ein sehr guter 
Gedanke. 

Da wir im Verhandlungsgang schon sehr weit 
sind und um Ihnen, Herr Präsident, die Amtsfüh- 
rung etwas zu erleichtern, möchte ich auch gleich 
sagen, daß ich die ergänzenden Anträge des Kolle- 
gen Vedovato sehr begrüße und das Haus bitte, für 
diese Anträge zu stimmen. 

Empfehlung Nr. 279 

betr. das internationale 
Technologieverwaltungsinstitut 

Die Versammlung 
empfiehlt dem Rat 

1. mit allen in Frage kommenden Regierungen die 
Möglichkeit einer Nutzung der Gebäude des In- 
stituts sowie der übrigen Einrichtungen und 
Ausstattungen, über die es in Mailand verfügt, 
für andere Zwecke zum Wohle Europas zu prü- 
fen; 

2. die Schlußfolgerungen dieser Prüfung dem Mini- 
sterkomitee des Europarates und gegebenenfalls 
dem Europäischen Rat zur Verwirklichung zu 
unterbreiten. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des britischen Staatsministers 
im Verteidigungsministerium, William Rodgers 

Richter (SPD): Herr Minister, Sie haben auf der 
einen Seite die hochpolitische Qualität der Ent- 
scheidungen im Rüstungsbereich angesprochen. Auf 
der anderen Seite haben Sie auch nicht den Druck 
verschwiegen, den wir alle miteinander in unseren 
Ländern im Haushaltsbereich und auch im Verteidi- 
gungsbereich auszuhalten haben. 

Meine Frage zielt auf ein spezielles trilaterales 
Projekt, nämlich auf MRCA. Das ist eine deutsch- 
italienisch-britische Gemeinschaftsleistung. Aus un- 
serer Sicht steht demnächst eine Entscheidung von 
größter Bedeutung an, nämlich von der Nullserie in 
die eigentliche Serie und in die Beschaffung hinein- 
zukommen. Können Sie uns hier darstellen, wie 
stark Großbritannien zu diesem Projekt steht? 

Staatsminister Rodgers antwortet, sein Land stehe 
voll zu seiner Verpflichtung bei diesem gemein- 
schaftlichen Projekt. 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklungen auf der iberischen Halbinsel 
und das atlantische Bündnis 

(Drucksache 682) 

Berichterstatter: Abg. Critchley 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte zunächst wie meine 
Vorredner, aber noch sehr viel kürzer, dem Herrn 
Berichterstatter für seinen ausgezeichneten, in- 
struktiven und vor allem ausgewogenen Bericht 
danken. 

Er hat insbesondere in bezug auf Spanien davon 
gesprochen, daß die Versammlung sich hüten sollte, 
Zensuren zu erteilen. Ich möchte diese seine Be- 
merkung besonders auf die Verhältnisse in Portu- 
gal anwenden, gerade auch nach dem Verlauf, den 
die Debatte heute nachmittag zu diesem Punkt ge- 
nommen hat. Wer sind wir denn, daß wir uns an- 
maßen, in dieser außerordentlich schwierigen und 
komplizierten Lage in Portugal, wo Frauen und 
Männer unter Risiko ihrer persönlichen Freiheit 
und vielleicht auch ihres Lebens versuchen, den 
Weg zu einer demokratischen Entwicklung zu öff- 
nen, nun sagen: Aber ihr seid noch nicht demokra- 
tisch genug, ihr müßt noch dies und jenes tun, ehe 
wir euch volle Unterstützung gewähren! Das ist 
doch, meine Damen und Herren, ein Stück Phari- 
säertum, das ich nicht bereit bin mitzumachen. 

Ich möchte dem geschätzten Sir Frederic Bennett 
— er weiß, daß ich ihn besonders schätze — mit al- 
ler Deutlichkeit sagen: Ich kann seine Bemerkung, 
daß diese Regierung eine Unterstützung nicht wert 
sei — so hieß es jedenfalls in der deutschen Über- 
setzung — , in keiner Weise billigen. Ich möchte sie 
in aller Deutlichkeit zurückweisen. 

Ich möchte mich auch dagegen wenden, daß hier 
eine Gleichsetzung zwischen der Situation in Portu- 
gal und der Situation in Spanien vorgenommen 
worden ist. Ich tue das nicht, weil ich nach den lin- 
ken und nach der rechten Seite etwa mit verschie- 
denen Maßstäben messe — jeder, der mich kennt, 
weiß, daß ich das nicht tue — , sondern weil die 
Verhältnisse grundverschieden sind. In dem einen 
Land geht jener Prozeß vor sich, den ich eben zu 
schildern versucht habe und in dem wirklich unter 
großen Risiken erste Schritte gemacht worden sind. 
In dem anderen Land, mag bei einer Reihe von Per- 
sonen, die gegenwärtig die Regierungsverantwor- 
tung in Spanien haben, insbesondere auch bei dem 
König Juan Carlos, guter Wille vorhanden sein. 
Aber wir sehen nur erste, zaghafte Ansätze in Rich- 
tung auf eine Demokratie. Ich bin im Sinne des Be- 
richterstatters sehr dafür, daß wir Juan Carlos eine 
faire Chance geben. Ich glaube auch, daß die Ver- 
sammlung berücksichtigen muß, daß ein plötzlicher 
Umsturz eine Situation herbeiführen würde, von 
der niemand hier weiß, ob sie nicht womöglich 
noch schlimmer wäre als die Situation in Portugal. 
Wir müssen also sicherlich mit einer gewissen Be- 
hutsamkeit Vorgehen. Aber wir sollten uns darüber 
klar sein, meine verehrten Damen und Herren, daß 
wir mindestens nach einer gewissen Zeit nicht auf- 
hören dürfen, zu drängen, damit auch in Spanien 


wirklich demokratische Verhältnisse Schritt für 
Schritt herbeigeführt werden. 

Nun eine Bemerkung zu der Beteiligung der bei- 
den Länder der iberischen Halbinsel an der atlanti- 
schen Verteidigung. Wenn es um Spanien geht, 
möchte ich es in diesem Zusammenhang vermeiden, 
von der Verteidigung der Freiheit zu sprechen- — , 
einer der Diskussionsredner hat es getan — ; denn 
dort muß erst Freiheit geschaffen werden, ehe man 
sie verteidigen kann. Aber sicher ist auch — dar- 
über müssen wir uns klar sein — , daß die atlanti- 
sche Verteidigung ohne die iberische Halbinsel 
eine gefährliche Lücke aufweisen würde. Wir ha- 
ben unsere Konsequenzen daraus zu ziehen. 

Herr Präsident, lassen Sie mich eine letzte Be- 
merkung zu den Änderungsanträgen machen. Im 
Sinne dessen, was gesagt ist, ist es klar, daß ich es 
am liebsten sehen würde, wenn meine Entschlie- 
ßung so bleiben würde, wie sie ist. Aber ich teile 
die Meinung des Kollegen Channon, daß wir versu- 
chen müssen, hier zu einer breiten Mehrheit zu 
kommen. 

— Ich schließe meine Ausführungen damit, daß 
ich die Versammlung ernsthaft bitte, diese Ent- 
schließung in allen wesentlichen Punkten nicht an- 
zutasten, insbesondere auch in dem Punkt, wo es 
darum geht, festzustellen, daß die NATO inzwischen 
zu unserer aller Freude keine Mitglieder mehr auf- 
weist, die totalitäre Regierungssysteme haben; min- 
destens sind sie, was das eine Mitglied Portugal an- 
langt, auf dem Wege zur Demokratie. Nach der 
Entschließung soll eine Doktrin aufgestellt werden, 
daß in Zukunft solche Staaten der NATO nicht 
mehr angehören sollen. Dieser Punkt muß auf jeden 
Fall in der Entschließung erhalten bleiben, 

Empfehlung Nr. 278 

betr. die Entwicklungen auf der iberischen Halb- 
insel und das atlantische Bündnis 

Die Versammlung 
empfiehlt dem Rat 

1. klar festzustellen, daß die westlichen Demokra- 
tien im Gegensatz zur Sowjetunion niemals ge- 
waltsam intervenieren werden, um das Regie- 
rungssystem irgendeines Landes zu ändern, ob- 
gleich es für sie von Wichtigkeit ist, daß Demo- 
kratie in allen natürlicherweise zu Westeuropa 
gehörenden Ländern herrscht; 

2. die Mitgliedsländer zu ersuchen, durch ihre 
Vertreter in der Europäischen Gemeinschaft und 
in der NATO sicherzustellen, daß 

a) keine förmlichen Abkommen mit totalitären 
Regimen in Westeuropa abgeschlossen wer- 
den; 

b) der gegenwärtigen Regierung in Portugal 
volle Unterstützung gewährt wird; 

c) die Probleme der Kommandostruktur der See- 
streitkräfte des Bündnisses in den Gebieten 
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des IBERLANT und NAVSOUTH geprüft 
werden; 

d) den NATO-Befehlshabern diplomatische Be- 
rater des internationalen Personals der 
NATO zur Verfügung gestellt werden. 


Tagesordnungspunkt: 

Die nordeuropäischen Länder und die Aussichten 
auf eine politische Union Europas 

(Drucksache 684) 

Berichterstatter: Abg. Steel 

Ansprache des Vorsitzenden des Auswärtigen 
Ausschusses des norwegischen Parlaments, Tor Of- 
tedal 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich zöge mir den Zorn aller An- 
wenden zu, wenn ich jetzt länger als zwei Minuten 
spräche. Aber als Vorsitzender des Ausschusses 
und als Liberaler — - wenn auch nicht als Angehöri- 
ger einer liberalen Partei; so darf ich es nach dem, 
was der Kollege Steel gesagt hat, formulieren — 
möchte ich doch sehr gern noch einmal besonders 
auch im Namen des Politischen Ausschusses den 
Dank an den Kollegen Oftedal und den Kollegen 
Härtling aussprechen. Ich hoffe, dieser Bericht hat 
das Empfinden der Versammlung dafür geschärft, 
daß es hier im Norden Europas sehr wichtige Pro- 
bleme gibt, die man nicht übersehen darf, und daß 
insbesondere das empfindliche verteidigungspoliti- 
sche Gleichgewicht nicht außer acht gelassen wer- 
den darf, das von Dänemark und Norwegen über 
Schweden bis Finnland reicht. Ich denke, ich brau- 
che zu diesem Punkt hier nicht mehr zu sagen. 

Ich meine, daß außerdem in diesem Bericht sehr 
deutlich wird — und das möchte ich noch einmal 
unterstreichen — , welche Probleme sich daraus er- 
geben, daß Norwegen Mitglied der NATO, aber 
nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist, 
daß Dänemark zwar Mitglied der Europäischen Ge- 
meinschaft ist, beide Länder aber nicht Mitglied der 
Westeuropäischen Union sind; diese Länder jedoch 
andererseits im Nordischen Rat Zusammenarbeiten. 
Dieses Problem kann nicht durch sehr stringente 
Regelungen, Vorschriften und Forderungen gelöst 
werden, sondern nur dadurch, daß man sehr prag- 
matisch Schritt für Schritt das tut, was notwendig 
ist, um auch in diesem Bereich zu einer größeren 
Einheit Europas zu kommen. — Vielen Dank! 

Empfehlung Nr. 280 

betr. die nordeuropäischen Länder und die Aus- 
sichten auf eine politische Union Europas 

Die Versammlung 
empfiehlt dem Rat, 

1. im Rahmen der von ihm unternommenen Studie 
über „die Möglichkeit einer Übertragung zusätz- 


licher Aufgaben in Zusammenhang mit der 
Standardisierung der Rüstungen in Europa auf 
die WEU" zu prüfen, wie nordeuropäische Län- 
der mit diesem Unternehmen sowohl im Atlanti- 
schen Bündnis als auch in der WEU assoziiert 
werden können; 

2. die skandinavischen Länder einzuladen, zu ei- 
ner ad hoc-Sitzung zum Studium jedweden Pro- 
jektes der gemeinsamen Rüstungsproduktion Be- 
obachter zu entsenden. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Beziehungen zu den Parlamenten 

(Drucksache 681) 

Berichterstatter: Abg. Delorme 


Donnerstag 4. Dezember 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Luftfahrtindustrie 

(Drucksache 691) 

Berichterstatter: Abg. Warren 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Zunächst möchte ich sagen, 
wie froh ich darüber bin, daß sich der Ausschuß für 
wissenschaftliche, technologische und Weltraum- 
fragen erneut mit der Lage der Luftfahrtindustrie in 
Europa befaßt. Das ist vor allem dem Vorsitzenden 
de Montesquieu zu verdanken, der in dieser Frage 
zäh bleibt. 

Wir wissen, daß wir uns hier einer Aufgabe an- 
genommen haben, die für die industrielle Entwick- 
lung Europas von großer Bedeutung ist. Ich teile 
die Auffassung, die der Berichterstatter, Herr War- 
ren, in seinem Bericht und in seinen mündlichen 
Ausführungen vertreten hat, daß das Bild der euro- 
päischen Luftfahrtindustrie nach wie vor wenig 
ausgeglichen aussieht. Mir drängt sich dabei die 
Parallele zu dem Gespräch auf, das wir vor weni- 
gen Tagen mit dem amerikanischen Senator Moss 
über Raumfahrtfragen führen konnten. Herr Moss 
bestätigte, daß Europa ein Partner Amerikas gewor- 
den ist, daß Europa ein kohärentes Raumfahrtpro- 
gramm hat, ein Programm, in dem wir mit den Ver- 
einigten Staaten von Amerika verzahnt sind und 
dabei auch einige Programme in völliger Selbstän- 
digkeit hersteilen. 

Bei der Betrachtung der Lage im Raumfahrtbe- 
reich möchte ich noch einmal in Erinnerung brin- 
gen, was der Generalsekretär der ESA vor wenigen 
Tagen in Florenz bei einem Kolloquium gesagt hat. 
Er vertrat die Auffassung, daß es dem Drängen der 
europäischen Parlamentarier zu danken ist, daß es 
zu dieser Agentur kam. 

Im Bereich der Luftfahrtindustrie ist das Bild un- 
ausgewogen. Es gibt nach wie vor vielerlei Pro- 
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gramme in Europa. Ich will nur einige erwähnen. 
Auf der militärischen Seite haben wir Jaguar-, 
MRCA- und Alphajet-Programme. Dies sind aber 
entweder nationale oder bilaterale oder tiiidlerale 
Programme. Alle kranken mehr oder minder daran, 
daß der Markt für sie zu klein ist. Wir haben es ja 
beispielsweise bei der kürzlichen Entscheidung im 
Bereich des sogenannten Jahrhundertgeschäfts er- 
lebt, welche Schwierigkeiten dann auftauchen, 
wenn wirklich echt um einen Markt gerungen wer- 
den muß. 

Ich möchte dann weiter die Aufmerksamkeit die- 
ser Versammlung auf ein Kolloquium lenken, das 
am 9. und 10. Februar in Toulouse mit der europä- 
ischen Luftfahrtindustrie veranstaltet wird. Es ist, 
glaube ich, bemerkenswert, daß überhaupt wohl 
nur auf der Ebene des Fachausschusses der WEU in 
Europa die Möglichkeit besteht, daß Industrielle, 
Ingenieure und Manager ihr Fachgebiet mit Parla- 
mentariern abstimmen können. Wir haben eine sol- 
che Konferenz vor zwei Jahren in Paris veranstal- 
tet. Die Industrie nahm seinerzeit dankbar die Gele- 
genheit wahr, zu einer Aussprache und zu der Ab- 
stimmung zu kommen. 

Das Ziel des Ausschusses ist klar und deutlich. 
Wir wollen auf etwas längere Sicht im Bereich der 
Luftfahrtindustrie eine Koordinierung erreichen, 
wie das im Bereich der Raumfahrtindustrie möglich 
gewesen ist. Vielleicht darf ich meiner besonderen 
Freude darüber Ausdruck geben, daß das Kollo- 
quium in Toulouse stattfinden wird; denn in dieser 
Stadt ist ein bedeutender Teil der französischen 
Luftfahrtindustrie angesiedelt. 

Vielleicht ist es angezeigt, auch ein paar Worte 
über den Airbus zu verlieren. Der Ausschuß war 
immer um die Entwicklung des zivilen Programms 
besorgt. Wir sehen nun mit großer Freude, daß die 
Hemmnisse, die sich beim Absatz des Airbus ab- 
zeichneten, nachgelassen haben. Ich weiß, daß zur 
Zeit z. B. 3 Flugzeuge für die Lufthansa ausgerüstet 
werden. Der erste Airbus für die deutsche Lufthan- 
sa wird demnächst die Strecke Frankfurt — Paris be- 
fliegen, und ich werde als Parlamentarier, da ich 
diese Strecke für die Verhandlungen der WEU be- 
nutze, in der Lage sein, nun dieses Ergebnis unse- 
rer Bemühungen, das wir uns immer gewünscht ha- 
ben, zu bewundern und auch zu benutzen. 

Ich möchte mich schließlich noch bei Kenneth 
Warren für den vorgelegten Bericht bedanken. Er 
ist unter den Politikern in Europa einer der Pionie- 
re. Er ist ja in diesem Bereich ein insider, der die 
Anliegen dieser Industrie im politischen Raum im- 
mer vertreten hat. Ich bin mit seinem vorgelegten 
Bericht sehr einverstanden. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zunächst meinem Freund und Kollegen Kenneth 
Warren sehr danken für den informativen Bericht, 
den er hier vorgelegt hat. Dieser Bericht unter- 
nimmt es, die in der Natur der Sache liegenden 
schwierigen gegenseitigen Abhängigkeiten und 
Verflechtungen zwischen politischen Fragen, öko- 
nomischen Fragen sowie Forschungs- und Entwick- 


lungskomplexen aufzuzeigen. Ich möchte deswegen 
das Anliegen des Berichts, wie es auch die beiden 
Vorredner, die Kollegen Richter und Miller, getan 
haben, lebhaft unterstützen. Man muß davon ausge- 
hen, daß man bei diesen Fragen weder eine Tren- 
nung zwischen militärischem und zivilem Bereich 
noch eine Trennung zwischen Luftfahrt und Raum- 
fahrt vornehmen kann. 

Lassen Sie mich, um das Anliegen dieses Berichts 
zu unterstützen, einige grundsätzliche Bemerkun- 
gen machen. Ich möchte zunächst einmal die Frage 
stellen, aus welchen technologischen und volks- 
wirtschaftlichen Gründen eine nationale und auch 
eine europäische Aktivität im Bereiche der Luft- 
und Raumfahrt überhaupt notwendig ist. In Zeiten 
der finanziellen Engpässe in den öffentlichen Haus- 
halten ist diese Frage zur Klärung der Vorausset- 
zungen für eine wie auch immer geartete öffentli- 
che Förderung der Luft- und Raumfahrtindustrie 
von großer Bedeutung. Der Steuerzahler wird nur 
dann einer Förderung zustimmen, wenn es gelingt, 
ihn vom technologischen und von der volkswirt- 
schaftlichen Bedeutung dieser Aktivitäten zu über- 
zeugen. 

Wie läßt sich nun ein gesamtwirtschaftlicher 
Nutzen, den ich voll bejahen möchte, skizzieren? 

1. Luft- und Raumfahrt liefern direkt und indi- 
rekt einen Beitrag zum technischen Vorsprung ei- 
nes hochentwickelten Industrielandes und damit 
zur Sicherung künftiger Exportmärkte. 

2. Luft- und Raumfahrt arbeiten mit einem hohen 
Grad an Wertschöpfung und bieten im Vergleich 
einen relativ hohen Anteil an besonders qualifizier- 
ten Arbeitsplätzen. Dieser Aspekt ist besonders für 
industriell hochentwickelte Länder von Bedeutung, 
da sich gegenwärtig der Trend durchzusetzen be- 
ginnt, niedrigere Produktionsstufen in Niedriglohn- 
länder zu verlagern. Dies geschieht übrigens nicht 
nur aus Gründen der betriebswirtschaftlichen Kal- 
kulation, dies gilt als ein Prinzip produktiver Ent- 
wicklungshilfe. 

3. Luft- und Raumfahrt liefern Güter und Dienst- 
leistungen für den Lufttransport, für die Nutzung 
der Raumfahrt für irdische Zwecke und für beson- 
ders bedeutende Aufgaben der Landesverteidigung. 
Darüber hinaus hat die Lösung der Probleme der 
Luft- und Raumfahrt zu einer Fülle von Nebenpro- 
dukten geführt. Als Beispiele mögen die Entwick- 
lung der Gasultrazentrifuge zur Anreicherung von 
Uran, Systeme und Komponenten zur Erforschung 
des Meeres oder Systeme und Komponenten für 
den Nahverkehr dienen. 

4. Es gehört zu den spezifischen Eigenschaften 
der in diesem industriellen Bereich entwickelten 
Produkte, daß an sie besonders hohe Anforderun- 
gen hinsichtlich der Zuverlässigkeit, der Leistungs- 
fähigkeit und der Wirtschaftlichkeit bei geringem 
Gewicht und bei geringem Energie- und Platz- bzw. 
Raumbedarf gestellt werden. Diese Eigenschaften 
lassen sich auf weite Bereiche industrieller Tätig- 
keit übertragen und liefern eine Fülle leistungsfähi- 
ger Produkte. 
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Gestatten Sie mir, Herr Präsident, noch ein Wort 
zu dem Wettbewerb mit den Vereinigten Staaten 
auf diesem Gebiet. Ich habe die Frage zu stellen, ob 
es überhaupt ein erstrebenswertes Ziel ist, ob über- 
haupt eine Chance besteht, in Wettbewerb mit den 
Vereinigten Staaten zu treten. Ich möchte diese 
Frage trotz vieler Probleme, die damit verbunden 
sind, grundsätzlich bejahen. Im Rahmen einiger na- 
tionaler und insbesondere auch europäischer Pro- 
gramme erscheint der Wettbewerb mit den Verei- 
nigten Staaten durchaus erfolgreich, wenn be- 
stimmte Voraussetzungen in Erfüllung gehen. 

Besonders aussichtsreich ist wahrscheinlich das 
Eindringen in Marktlücken, aus denen heraus dann 
expandiert werden kann, d. h. wo nach einem er- 
folgreichen Produkt sogenannte Produktfamilien 
angeboten werden können. 

Aussichtsreich sollte der Wettbewerb mit den 
USA auch in den Ländern der Dritten Welt sein, 
die ja in besonderer Weise versuchen, von den bei- 
den Großmächten unabhängig zu werden. Das er- 
gibt für uns auf europäischer Basis eine Fülle von 
Chancen. Als Beispiel könnte das bisher bestehen- 
de Monopol der Vereinigten Staaten für Nachrich- 
tensatellitensysteme angeführt werden. Hier zeigt 
sich, daß bereits heute europäische Produkte voll 
konkurrenzfähig, wenn nicht gar technologisch 
überlegen sind. Ich möchte als Beispiel das 
deutsch-französische Gemeinschaftsprojekt „Sym- 
phonie" nennen. 

Welche Schwerpunkte sollten — da in diesem 
Bericht hauptsächlich von der Luftfahrt die Rede ist 
— in künftigen Weltraumprogrammen enthalten 
sein? Weltraumprogramme sollten auch künftig an- 
wendungsorientierte Teile und Forschungsprogram- 
me enthalten, v/obei sich das Schwergewicht deut- 
lich zugunsten der Anwendung verlagern müßte. 
Hier stehen Anwendungssatelliten im Vordergrund. 
Eine Beteiligung am Aufbau weltweiter Kommuni- 
kationssysteme bietet gute technologische und 
wirtschaftliche Chancen. Weitere bedeutungsvolle 
Zukunftsprojekte gelten dem Aufbau weltweiter In- 
formationssysteme z. B. für die Meteorologie oder 
beim Einsatz der Weltraumtechnik zur Nutzung 
von extraterrestrischen Ressourcen wie der Er- 
schließung der Sonnenenergie. 

Voraussetzung für all diese Aktivitäten, für die 
wirksame Anwendung dieser Maßnahmen ist ein 
nationales und darüber hinaus ein europäisches 
Entwicklungs- und Forschungskonzept. Die Vorstel- 
lungen hierfür sind aus der allgemeinen Wirt- 
schafts- bzw. Industriepolitik zu entwickeln. We- 
sentlicher Bestandteil eines solchen Konzepts ist 
die Festlegung von Prioritäten, durch die allein 
eine Konzentration der verfügbaren Mittel auf poli- 
tisch wie wirtschaftlich als sinnvoll angesehen und 
erreichbare Forschungsziele ermöglicht werden 
kann. Hierzu gehört auch die Erkenntnis, daß im 
Interesse der Wettbewerbsfähigkeit wichtiger for- 
schungsintensiver Industriezweige Europas wegen 
des oft erwähnten Größenproblems eine nationale 
forschungspolitische Lösung allein nicht mehr aus- 
reicht. 


Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
habe versucht, an einigen Punkten, die über den ei- 
gentlichen Bericht hinausgehen, doch das Anliegen 
dieses Berichts grundsätzlich zu unterstützen, und 
bin davon ausgegangen, daß man weder Luft- und 
Raumfahrt noch militärischen Bereich und zivilen 
Bereich trennen kann. 

Ich darf mich für die Aufmerksamkeit bedan- 
ken. 

Empfehlung Nr. 274 
betr. die europäische Luftfahrtindustrie 

Die Versammlung 

empfiehlt dem Rat, 

die Mitgliedsländer zur Anerkennung folgender 
Tatsachen aufzufordern: 

1. Es ist von wesentlicher Bedeutung, für Kon- 
strukteure und Verbraucher einen einzigen 
Markt in der zivilen und militärischen Luftfahrt 
sicherzustellen, ohne welchen divergierende na- 
tionale Politiken weiterhin vorherrschen wer- 
den; 

2. Eine europäische Behörde für die Beschaffung 
von Militärflugzeugen, wie sie von der EG-Kom- 
mission vorgeschlagen wurde, bedarf der 
Rechtsgrundlage des modifizierten Brüsseler 
Vertrages, auf dem auch der Ständige Rüstungs- 
ausschuß beruht; 

3. Die Schwächung von Eurocontrol wäre schäd- 
lich für Europa; diese Organisation sollte viel- 
mehr entsprechend ihrer Charta weiterentwik- 
kelt werden; es ist sinnlos, einen europäischen 
Luftraum zu definieren, wenn eine gut funktio- 
nierende europäische Organisation zu bloßen 
Koordinierungsaufgaben für nationale Luftver- 
kehrsdienste herabgestuft wird. 

Tagesordnungspunkt: 

Die europäische und atlantische 
Zusammenarbeit im Rüstungsbereich 

(Drucksache 689) 

Berichterstatter: Abg. Lemmrich 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Versamm- 
lung der WEU hat sich von jeher mit einer verbes- 
serten Zusammenarbeit im Rüstungsbereich befaßt. 
Das Problem hat angesichts der Änderungen der 
militärischen Lage in Europa und infolge der wirt- 
schaftlichen Entwicklung zusätzlich an Bedeutung 
gewonnen. Aktualisiert wurde dies durch die Rede 
des belgischen Außenministers van Elslande über 
eine gemeinsame europäische Rüstungspolitik, die 
er vor einem Jahr vor der WEU-Versammlung hier 
in Paris hielt. Aktualisiert wird dies auch durch 
den Callaghan-Bericht vom August 1974 über die 
amerikanisch-europäische wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, den Callaghan für das amerikanische 
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Außenministerium und das Verteidigungsministe- 
rium erstellte. Aktualisiert wird dies schließlich 
durch die Sondersitzung der Eurogroup der NATO 
vom 5. November 1975 in Den Haag, auf der die 
Einrichtung eines europäischen Sekretariats für Rü- 
stungsbeschaffungsfragen beschlossen wurde, das 
von der Eurogroup losgelöst sein und für jeden 
Staat des Atlantischen Bündnisses in Europa offen- 
stehen soll. Nicht zu übersehen sind auch die Vor- 
schläge der Europäischen Kommission vom 26. Juni 
1975 für eine gemeinsame Rüstungswirtschaft. 

Die militärische Lage in Europa ist durch die gro- 
ßen sowjetischen Rüstungsanstrengungen gekenn- 
zeichnet. Die Sowjetunion gibt in diesem Jahr 15 ®/o 
ihres Bruttosozialprodukts für Rüstung aus — mehr 
als doppelt so viel wie die Vereinigten Staaten, die 
dafür 6,2 ®/o ihres Bruttosozialprodukts aufwenden. 

Sorge bereitet auch die Verstärkung der sowjeti- 
schen Streitkräfte in Mitteleuropa. Seit eineinhalb 
Jahren wird in der Tschechoslowakei eine sowjeti- 
sche Panzerarmee aufgebaut, die heute über 1 700 
Kampfpanzer verfügt. Der Warschauer Pakt unter- 
hält nach wie vor in Mitteleuropa die stärkste Kon- 
zentration von Land- und Luftstreitkräften in der 
Welt. Den Kräften der NATO sind die Truppen des 
Warschauer Paktes im Verhältnis 3:1, wenn nicht 
sogar 4:1 überlegen. Es stellt sich in diesem Zusam- 
menhang die Frage, welche Ziele die Sowjetunion 
mit dieser gewaltigen Verstärkung ihrer Rüstung 
und ihrer Streitkräfte verfolgt. 

Eine glaubhafte Abschreckung und das Gleichge- 
wicht aller militärischen Kräfte waren bisher der 
sicherste Garant des Friedens in Europa. Zu einer 
glaubhaften Abschreckung gehören jedoch nicht 
nur die Atomwaffen; zur Glaubwürdigkeit gehören 
auch konventionell bewaffnete Streitlkräfte. Ihre 
Bedeutung wird durch ein Interview unterstrichen, 
das der französische Staatspräsident Giscard d'Esta- 
ing am 12. Novemlber dieses Jahres dem „Figaro" 
gab. Es heißt dort wörtlich: 

„Was auf dem Gebiet der raketentragenden U- 
Boote, der Raketen des Plateaus von Albion 
und insgesamt des strategischen Systems er- 
reicht wurde, ist wirklich be achtenswert ange- 
sichts der technologischen und finanziellen 
Mittel Frankreichs. Dagegen habe ich infolge 
der Lage beim klassischen System eine fühlba- 
re Schwächung des Verteidigungswillens fest- 
gestellt. 

Niemand wird sich vorstellen können, daß 
sich Frankreich damit begnügen könnte, einige 
Raketen und einige Atombomben auf Lager zu 
haben. Ich verweise hier auf Tolstoi und seine 
Studie zum russischen Feldzug. Ohne Verteidi- 
gungswillen ist alles andere nutzlos. Daher 
auch die Bemühungen um die konventionelle 
Rüstung insbesondere im Bereich der Flugzeu- 
ge und der Transportmittel." 

Während die sowjetische Aufrüstung ungebro- 
chen weitergeht, sehen sich die westeuropäischen 
Staaten mit beträchtlichen finanziellen Problemen 
konfrontiert. Materieller Wohlstand und soziale Si- 
cherheit sind wichtige Bereiche westlicher Politik 


und beanspruchen ebenso ihren Platz wie die äuße- 
re Sicherheit, wenn auch Frieden und Freiheit bei 
uns einen besonders hohen Stellenwert haben. 

Dabei ist von Bedeutung, daß im Jahrhundert der 
Technik militärische Leistung von der Fähigkeit ab- 
hängt, die militärische Rüstung auf dem neuesten 
Stand zu halten. Das ist teuer, und man muß fragen, 
ob unsere Armeen mit dem rasanten technischen 
Fortschritt Schritt halten können. 

Der Osten hat vielleicht dieselben Probleme, aber 
totalitäre Staaten rüsten ohne Rüdksicht auf wirt- 
schaftliche und soziale Fragen, wenn die kommu- 
nistische Staatsräson es verlangt. Der wesentlich 
niedrigere Lebensstandard in kommunistischen 
Machtbereich zeigt dies deutlich. 

Gibt es Möglichkeiten, die Diskrepanz von mili- 
tärischen Notwendigkeiten und wirtschaftlichen 
Möglichkeiten im Bündnis zu verringern? Die 
Standardisierung von Waffen, ihre gemeinsame 
Entwicklung und Produktion eröffnet die Möglich- 
keit, mit demselben Geld eine wesentlich größere 
Verteidigungseffizienz zu erzielen. 

Wie ist die Lage bei der Rüstungszusammenar- 
beit im westlichen Bündnis? Trotz eindrucksvoller 
Leistungen früherer Jahre hat 'das Atlantische 
Bündnis in den letzten Jahren auf vielen Gebieten 
praktisch das Gegenteil von Standardisierung vor- 
genommen. Die Vielfalt der Waffen in den Arsena- 
len des Bündnisses ist ständig gewachsen. Dadurch 
ist auch die operative Austauschbarkeit gefährdet, 
und alles wird teurer. 

Die Destandardisierung wird u. a. am Beispiel der 
Panzerabwehrwaffen deutlich. Nicht weniger als 
31 Typen befinden sich in den Arsenalen, während 
eine militärische Analyse zeigte, daß etwa 5 die op- 
timale Zahl wäre. Darüber hinaus werden aber zum 
gleichen Zeitpunkt 18 neue und verbesserte Typen 
entwickelt 

Ein anderes Beispiel; Bei dem beweglichen Ein- 
greifverband der NATO, der aus Truppen von 
7 Mitgliedstaaten besteht, hat jeder Teil sein eige- 
nes Material und seinen eigenen Nachschub, den er 
mitnehmen muß. Wäre hier standardisiert, reduzier- 
te sich der Luf ttransportraum um 'die Hälfte. 

Das sind nur zwei Beispiele von vielen. Das ame- 
rikanische Verteidigungsministerium hat den im 
gesamten Atlantischen Bündnis vergeudeten Betrag 
auf jährlich 6 bis 7 Milliarden Dollar geschätzt. 

Darüber hinaus schlägt sich die fehlende Standar- 
disierung und mangelnde Austauschbarkeit in ei- 
nem Verlust von 30 Vo der Gefechtseffizienz nieder. 
Es geht nicht nur darum, daß jede Armee für sich 
das perfektionistische Waffensystem hat, sondern 
es geht darum, Waffen zu haben, die gut und 
standardisiert sind. Es gibt zahlreiche Beispiele da- 
für, daß der Perfektionismus der Militärs de facto 
zur Entstandardisierung der gemeinsamen Systeme 
geführt hat. Dies alles gilt es zu ändern. 

Was ist dazu zu tun? Im Bereich der Rüstung gibt 
es bedeutende nationale Interessen sowohl politi- 
scher als auch militärischer und wirtschaftlicher 
Art; sie können nicht negiert werden. Die Kenntnis 
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der Industriestruktur der einzelnen Staaten ist er- 
forderlich, um die Interessenlagen richtig einzu- 
schätzen. Im Bündnis ist es notwendig, die Entwick- 
lung neuer Waffen wie auch die Produktion zu or- 
ganisieren. Dazu müssen die militärisch-taktischen 
Konzepte harmonisiert werden; sie sind die Basis. 
Es muß der militärische Bedarf im Bündnis festge- 
legt werden; Geräte, Kaliber der Waffen, Treibstof- 
fe sowie neue Waffensysteme müssen standardi- 
siert werden, um so eine Austauschbarkeit von 
Waffen und Gerät zu ermöglichen, die Logistik zu 
veiibessern und größere Serien und damit rationel- 
leres Produzieren zu ermöglichen. 

Ein Austausch von Rüstungsmaterial von einer 
Seite des Bündnisses zur anderen wird eine Illusion 
bleiben, wenn es der europäischen Rüstungsindu- 
strie nicht gelingt, gegenüber der amerikanischen 
Industrie als ebenbürtiger Partner aufzutreten. 
Dank ihres riesigen Binnenmarktes und des Ausma- 
ßes ihrer Industrie haben die Vereinigten Staaten 
in der Rüstungsproduktion eine beherrschende Po- 
sition. Sie erbringt 70®/o der konventionellen Aus- 
rüstung des Bündnisses. Es geht daher für Europa 
darum, seine Kräfte zusammenzufassen imd einen 
Austausch über den Atlantik hinweg einzuleiten. 

Das mittelfristige Ziel der europäischen Staaten 
des Bündnisses besteht darin, zur Ausprägung einer 
europäischen Identität im Sicherheitsbereich auf 
den wesentlichen Gelbieten wie Forschimg, Ent- 
wicklung und Rüstungsprodulktion zusammenzu ar- 
beiten. Die Sicherheit Westeuropas erfordert eine 
lebens- und leistungsfähige europäische Rüstungs- 
industrie. 

Hierbei stellen sich zwei konkrete Probleme, er- 
stens 'die Notwendigkeit eines Ausgleichs für Staa- 
ten, Firmen oder Firmengruppen, deren Waffenent- 
wicklung nicht angenommen wurde, wenn man da- 
von ausgeht, daß die Entwicklung so organisiert 
wird, daß es nicht nur eine, sondern vielleicht zwei 
oder drei Entwicklungen gibt. 

Das zweite Problem ist 'die Aufteilung auf der 
Ebene der Produktion. Damit ist die Frage nach den 
Institutionen für die Zusammenarbeit gestellt. Der 
belgische Außenminister van Eislande hat in seiner 
Rede am 5. Dezember 1974 vor dieser Versammlung 
diesen Aspekt hervorgehoben, der sicherlich der 
schwierigste überhaupt ist, da er bedeutende politi- 
sche Konsequenzen hat. Frankreich, einer der 
Hauptproduzenten Europas wie der Welt, gehört 
der Eurogroup nicht an und entsendet dorthin nur 
Beobachter. Dagegen nimmt Frankreich uneinge- 
schränkt an der Konferenz der nationalen Rü- 
stungsdirektoren des Atlantischen Bündnisses teil. 
Die WEU-Organe und auf technischer Ebene der 
ständige Rüstungsausschuß können hier — wie in 
der Vergangenheit — die nützliche und notwendige 
Rolle eines Vermittlers spielen. 

Diese Anstrengungen können jedoch das Problem 
der Kohäsion zwischen den europäischen Mitglie- 
dern des Atlantischen Bündnisses einerseits und 
dem amerikanischen Partner andererseits nicht 
ohne weiteres lösen. Es geht letztlich darum, im eu- 
ropäischen Rahmen einen Koordinator zu haben. 


der zugleich als ebenbürtiger Partner der USA auf 
der sogenannten Zweibahnstraße — die jetzt noch 
weitgehend eine Einbahnstraße ist — auftritt. 

Dies ist erforderlich, weil der europäisch-ameri- 
kanische Handel auf militärischem Gebiet von je- 
her durch ein ausgeprägtes Ungleichgewicht der 
europäischen Länder gekennzeichnet war. Der von 
den Verteidigungsministern der Eurogroup gemach- 
te Vorschlag, ein Rüstungssekretariat . zu schaffen, 
das allen europäischen Staaten des Bündnisses of- 
fensteht imd das von der Eurogroup losgelöst ist, 
könnte ein Weg sein. 

Das Ziel sollte darin bestehen, den transatlanti- 
schen Austausch im Rüstungsbereich wieder einem 
Gleichgewicht nahezubringen. Dazu muß eine Reihe 
von Grundsätzen festgelegt werden. Die Arbeitstei- 
lung darf nicht in der Weise zu einer Spezialisie- 
rung führen, daß Westeuropa künftig Erzeugnisse 
niedrigerer Technologie liefert und dagegen Er- 
zeugnisse hoher Technologie kaufen muß. Es muß 
auch sichergestellt werden, daß ökonomisch produ- 
ziert wird, was bei der Organisierung der Entwick- 
lung wie auch bei der Organisation der Produktion 
der Rüstungsgüter Auswirkungen hätte. 

In diesem Zusammenhang stellt sich auch das 
Problem des Exports von Rüstungsgütern, weil da- 
durch größere Serien ermöglicht werden. Es gilt 
hier, bald gemeinsame Grundsätze imd Richtlinien 
zu entwickeln. 

Der Verteidigungsausschuß unserer Versamm- 
lung hat sich in drei Sitzungen mit der Thematik 
der europäischen und atlantischen Zusammenarbeit 
im Bereich der Rüstung befaßt. Dabei wurden die 
Probleme selbst wie aber auch strategische Aspek- 
te der westeuropäischen Sicherheit erörtert. Von 
sechs vorgetragenen Änderungsvorschlägen des 
französischen Kollegen Riviere fanden fünf in der 
Entschließung (Berücksichtigung. Ich bedauere, daß 
dies dem Kollegen Riviere nicht ausreichte. Bei 
2 Gegenstimmen stimmten 17 Mitglieder des Aus- 
schusses der Entschließung zu. Dieses Abstim- 
mungsergebnis zeigt, daß dieser Bericht nicht nur 

— wie Herr Kollege Riviere in seiner Minderheiten- 
äußerung, die dem Bericht beigefügt ist, behauptet 

— meine persönliche Meinung enthält, sondern in 
Einklang steht mit der Auffassung der großen 
Mehrheit des Ausschusses. 

Ich muß auch feststellen, daß der Kollege Riviere 
imd der zweite Vertreter der französischen Regie- 
rungsparteien in den Sitzungen des Verteidigungs- 
ausschusses den Berichterstatter nicht gebeten ha- 
ben, ihre abweichende Meinungen in den Bericht 
aufzunehmen. Der Kollege Riviere hat wesentliche 
Teile seiner nunmehr schriftlich vorgelegten Auf- 
fassung den Mitgliedern des Ausschusses bei den 
Beratungen leider nicht vorgetragen und zur Kennt- 
nis gebracht. 

Zur Sache selbst: Auf die Ausführungen des Kol- 
legen Riviere bin ich mit einer Reihe von Gedan- 
ken bereits in meinen bisherigen Darlegungen einge- 
gangen. Mit Entschiedenheit muß ich jedoch die 
Behauptung zurückweisen, dieser Bericht sei anti- 
europäisch. Gerade wenn man den Realitäten Eu- 


36 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlpericxie 


Drucksache 7/4481 


löpds Gewicht geben will, sollte man den Darle- 
gungen der Entschließung zustimiiien. Doch jeder 
weiß auch, wie wichtig es ist, daß jeder europä- 
ische Staat des Bündnisses kooperationswillig ist 
und daß insbesondere Frankreich ein außerordent- 
lich wichtiger Partner ist. Europäische Gesinnung 
kann nicht am Maß der Konfrontation mit den Ver- 
einigten Staaten gemessen werden, sondern nur an 
der Bereitschaft, mit allen westeuropäischen Staa- 
ten zusammenzuarbeiten. Wir Europäer sind alle- 
samt aufeinander angewiesen. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Die Rü- 
stungszusammenarbeit ist ein schwieriges Problem. 
Es bedarf der Zähigkeit und eines langen Atems, 
um Erfolge zu erzielen. Das Wort des französischen 
Staatspräsidenten Giscard d'Estaing „ohne Verteidi- 
gungswillen ist alles nutzlos" gilt auch hier. Wenn 
dieser Wille stark genug ist, wird sich auch hier 
der richtige Weg finden, der unsere Verteidigungs- 
anstrengungen effizienter machen wird. Der We- 
sten muß seine Kräfte sammeln, um Frieden und 
Freiheit auch in Zukunft verteidigen zu können. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf mich 
für die Ausführungen des Herrn Kollegen Piket und 
des Herrn Kollegen Riviere bedanken. 

Den Ausführungen des Kollegen Piket kann ich 
voll zustimmen, insbesondere seiner Feststellung, 
daß die heutigen Staatsoberhäupter und Regierungs- 
chefs in Europa die Stellung Europas in der Welt 
auch in der Rüstungsindustrie stärken wollen. In 
der Tat ist bei den Organen, die er genannt hat, 
den Europäischen Gemeinschaften, der WEU, aber 
auch der Eurogroup der NATO, vieles noch in Be- 
wegung. Aber das macht deutlich, daß man auf dem 
Weg zu einem Ziel ist. 

\ Auch seiner Bemerkung kann ich zustimmen, daß 

wir gegenüber den Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka im Bereich der Rüstung nur dann ein Gewicht 
bekommen, wenn Europa eine geschlossene Front 
bildet. Dies ist das Anliegen, über das wir hier dis- 
kutiert haben, und ich darf mich sehr dafür bedan- 
ken, daß es der Herr Kollege Piket in so eindrucks- 
voller Weise unterstützt hat. 

Die Ausführungen des -Kollegen Riviere haben 
mich insofern gefreut, als er bestätigt hat, daß wir 
im Ausschuß guten Willens waren, seine Vorschlä- 
ge aufzunehmen. Ich darf es noch einmal wiederho- 
len; von seinen sechs konkreten Vorschlägen ha- 
ben wir fünf in die Entschließung übernommen. 

Letztlich ist natürlich die Darstellung der strate- 
gischen Konzeption des westlichen Bündnissses 
nicht die Aufgabe, die dieser Bericht zu erfüllen 
hat. Ich kenne die unterschiedlichen Auffassungen, 
ob die Atomschwelle hoch oder niedrig liegen soll. 
In diesem Punkt gehen die militärischen Meinun- 
gen und Konzepte auseinander; man geht dabei von 
der Überlegung aus, daß nicht sofort das gesamte 
Atomwaffenpotential eingesetzt werden sollte, und 
man ist dazu übergegangen, deshalb die konventio- 
nellen Streitkräfte zu verstärken. Auch die Überle- 
gung spielte eine Rolle, daß wegen der furchtbaren 


Folgen eines Atomkrieges diese Atomwaffen sowie- 
so nicht eingesetzt würden. 

Ich wollte das nur kurz ansprechen. Es wäre not- 
wendig, darüber einen Bericht zu erstellen. In dem 
letzten NATO-Review Nr. 6/1975 ist das Thema Eu- 
ropa und die Nuklearwaffen in einem bemerkens- 
werten Beitrag von Richard Shearer abgehandelt 
worden. 

Ich entnehme den Ausführungen des Kollegen 
Riviere, daß wir darin übereinstimmen, daß wir zu 
unserer Sicherheit sowohl nukleare als auch kon- 
ventionelle Streitkräfte benötigen. Man muß aber 
bezweifeln, ob Großbritannien und Frankreich mit 
ihren Nuklearwaffen uns alle schützen können; ich 
betone; uns alle. Jedenfalls reichen die Atomrake- 
ten Frankreichs nicht über Moskau hinaus, und 
weiter östlich sind auch entsprechende militärische 
Kräfte stationiert, die dann im Gegenschlag alles in 
Europa zerstören könnten. Herr Kollege Riviere 
sagte, Großbritannien und Frankreich können ihre 
Hoheitsgebiete schützen. Da stellt sich natürlich 
die Frage: Was ist mit dem Hoheitsgebiet der ande- 
ren? Es bereitet in meinem Lande Sorgen, daß die 
französischen Pluton-Raketen im Elsaß stationiert 
sind und die Zielgebiete in der Bundesrepublik 
Deutschland liegen. 

Ich meine deswegen, daß es notwendig ist, daß 
das westliche Bündnis funktionsfähig bleibt. Ich 
denke doch, daß Frankreich genauso daran interes- 
siert ist, auch wenn es nicht der militärischen Inte- 
gration angehört. Wir wollen immer säuberlich 
trennen: das Atlantische Bündnis und die militäri- 
sche Integration sind zwei durchaus unterschiedli- 
che Dinge. 

So, wie die Machtverhältnisse in der Welt sind 
— und sie werden durch die militärischen Kräfte 
bestimmt — , ist zur Zeit eine Großmacht Europa 
zwischen den USA und der Sowjetunion angesichts 
der gegebenen Stärkeverhältnisse nicht möglich. 
Wenn wir mehr Gewicht haben wollen, werden wir 
hier größere Anstrengungen machen müssen. Es 
geht uns ja darum, Herr Kollege Riviere, durch Zu- 
sammenarbeit in Europa im Rüstungssektor mehr 
Gewicht zu erlangen, um größere Bedeutung zu be- 
kommen. Das ist unser aller Anliegen. Ich nehme 
erfreut zur Kenntnis, daß wir bezüglich dieses 
Grundsatzes keine unterschiedlichen Meinungen 
haben. 

Der Rüstungsausschuß der WEU sollte belebt 
werden. Wir haben das in die Entschließung aufge- 
nommen. Ich habe den Eindruck, daß alle Mitglied- 
staaten daran interessiert sind. Es bleibt aber nach 
wie vor das Problem der Abklärung mit den Verei- 
nigten Staaten und dem Gesamtbündnis. Die mili- 
tärische Komponente der WEU ist ja an die NATO 
delegiert worden. Das sind nun einmal gegebene 
Sachverhalte. Wir reden von Institution, die wohl 
irgendwie notwendig ist, und wir sehen zugleich 
alle ein, daß man die Eurogroup der NATO nicht 
für Rüstungszwecke institutionalisieren kann. Des- 
wegen kam ja auch in Den Haag der Vorschlag, ein 
Sekretariat zu gründen, das allen zugänglich sein 
muß. Es wird notwendig sein, mit Frankreich abzu- 
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klären, ob es sich beteiligt und wie dies organisiert 
werden kann. Es ist jedenfalls unser Anliegen, das 
Gewicht Europas im Bereich der Rüstung zu ver- 
stärken. Eine Rüstungsindustrie ist für uns aus poli- 
tischen Gründen von vorrangiger Bedeutung. Aber 
auch wirtschaftliche Gründe sind vorhanden. Man 
braucht nur an die vielen Menschen zu denken, die 
darin Arbeit finden, um zu erkennen, daß eine Rü- 
stungsindustrie für uns unerläßlich ist. Alle unsere 
Überlegungen und Vorschläge — auch wenn sie 
nicht komplett sind — sind letztlich darauf gerich- 
tet, diesem Ziel näherzukommen. Wir streben na- 
türlich zugleich an, Kosten einzusparen. Das Geld, 
das wir für dieses militärische Ziel zur Verfügung 
stellen, soll mit einem höheren Wirkungsgrad ver- 
wandt werden könfien. 

Damit habe ich zu den Ausführungen der beiden 
sehr verehrten Kollegen Stellung genommen. Ich 
darf abschließend noch einmal darum bitten, daß 
Sie der Entschließung, die wir Ihnen vorgelegt ha- 
ben, Ihre Zustimmung erteilen. 

Abg. Riviere fordert in einem Änderungsantrag 
zum Empfehlungsentwurf die Vermeidung des Aus- 
drucks „Gleichgewicht der Streitkräfte" , worin er 
vorwiegend das Gleichgewicht konventioneller 
Streitkräfte und folglich eine Erhöhung der atoma- 
ren Schwelle sieht. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Wir haben 
einen ähnlichen Antrag des Kollegen Riviere be- 
reits im Ausschuß behandelt. Gleichgewicht haben 
heißt, daß beide Kräfte- und Mächtegruppen in 
etwa gleiches Gewicht haben. Wenn man kein 
Gleichgewicht mehr hat, dann hat einer Überge- 
wicht und ist überlegen, und der andere hat weni- 
ger Gewicht und ist damit unterlegen. Alle histori- 
schen Erfahrungen, die Europa in dem letzten Jahr- 
hundert hat sammeln können, zeigen, daß eine Stö- 
rung des Gleichgewichts die größte Gefahr für den 
Frieden darstellt. 

In den Beratungen im Ausschuß haben wir dem 
Kollegen Riviere wiederholt erklärt, daß das 
Gleichgewicht der Kräfte sowohl nukleare wie kon- 
ventionelle Streitkräfte umfaßt. Wir haben dieses 
Anliegen sehr eingehend diskutiert. Der Antrag des 
Kollegen Riviere wurde im Ausschuß mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich sehe mich deswegen als Berichterstatter nicht 
in der Lage, diesen Antrag jetzt zu akzeptieren. 

Empfehlung Nr. 281 

betr. die europäische und atlantische 
Zusammenarbeit im Bereich der Rüstung 

Die Versammlung 

empfiehlt dem Rat, 

1. Anzuerkennen, daß die Zielsetzungen, die die 
Partnerstaaten in Gleichberechtigung und 
Gleichverpflichtung in dem Rahmen des atlanti- 


schen Bündnisses anzustreben gehalten sind, die 
die folgenden sind: 

a) Die Stärkung der Verteidigungskraft des at- 
lantischen Bündnisses insgesamt und insbe- 
sondere im europäischen Raum, um ange- 
sichts der fortgesetzten Aufrüstung des War- 
schauer Paktes das Gleichgewicht der Kräfte 
zu wahren, daß unumgänglich ist für die Si- 
cherheit des freien Europas und für Fort- 
schritte in den Ost-West-Beziehungen; 

b) die Erhaltung des technologischen Potentials 
in den Ländern Westeuropas und die Ent- 
wicklung einer europäischen Rüstungsindu- 
strie, die sowohl wettbewerbsfähig ist, wie 
auch über genügend Mittel der Forschung 
und Produktion verfügt; 

c) das Streben nach einem besseren Gleichge- 
wicht der auf beiden Seiten des Atlantiks be- 
stehenden Möglichkeiten, und die Schaffung 
einer Zweibahnstraße beim Kauf und der 
Produktion von Rüstungsgütern; 

d) die Förderung der europäischen Identität und 
des Gedankens der Europäischen Union dank 
der Verwirklichung einer funktionsfähigen 
und dauerhaften Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Forschung, der Entwicklung, der 
Produktion, der Logistik, die unter nationaler 
Zuständigkeit verbleiben und deshalb Ent- 
scheidungen erfordern, die von den Regie- 
rungen aufgrund der militärischen Bedürfnis- 
se und des gemeinsamen Interesses der west- 
europäischen Länder zu treffen sind; 

2. zu begrüßen, daß der Nordatlantikrat beschlos- 
sen hat, anläßlich der Frühjahrssitzung des Ra- 
tes auf einer besonderen Tagung auf Minister- 
ebene die Fragen der atlantischen und der euro- 
päischen Rüstungszusammenarbeit zu erörtern 
und nach besten Kräften zu unterstützen. 

3. a) Die Grundsätze über Rüstungszusammenar- 

beit, wie sie die Verteidigungsminister Belgi- 
ens, Dänemarks, Deutschlands, Griechen- 
lands, Italiens, Luxemburgs, der Niederlande, 
Norwegens, der Türkei und des Vereinigten 
Königreichs am 27. Mai 1972 beschlossen 
haben auf die WEU zu übernehmen, 

b) die Entwicklung neuer Waffen zu organisie- 
ren, damit sowohl höchste Leistung wie auch 
wirtschaftliche Lösungen erreicht werden, 

c) Politische Richtlinien präzise aufzuarbeiten 
und mit dem Atlantischen Bündnis abzustim- 
men, die folgende Gebiete umfassen: 

— ■ die Harmonisierung der militärischen 
taktischen Konzepte 

— die Festlegung des militärischen Bedarfes 
des Bündnisses 

— die Vereinheitlichung von Gerät, Kali- 
bern, Treibstoff usw., um so die Aus- 
tauschbarkeit von Waffen und Gerät und 
eine Verbesserung der Logistik bei den 
Streitkräften des Bündnisses zu errei- 
chen; 
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— die Standardisierung künftiger Waffen- 
und Ausrüstungsprograrniiie ; 

d) dem Problem der Destandardisierung von 
Waffen, das durch zu viele eigene nationale 
Entwicklung aber insbesondere durch die 
Schaffung neuer und der weiteren Nutzung 
alter Waffensysteme entsteht, die besondere 
Aufmerksamkeit zuzuwenden; 

e) Möglichkeiten der Reaktivierung des Ständi- 
gen Rüstungsausschusses zu prüfen; 

4. die Mitgliedsregierungen dringend zu ersuchen: 

a) in vollem Maße die Maßnahmen zu unterstüt- 
zen, die erforderlich sind, um bei Forschung, 
Entwicklung und Produktion zu gemeinsa- 
men Vorhaben unter Beteiligung der größt- 
möglichen Zahl von Partnern zu gelangen; 

b) Mittel und Wege zu finden, um zu verhin- 
dern, daß der Verzicht eines Landes auf ein 
Rüstungsprojekt zugunsten eines Gemein- 
schaftsvorhabens die Wirtschaft dieses Lan- 
des schädigt. Zu diesem Zweck könnte man 
die Schaffung eines Ausgleichs-Mechanismus 
in Aussicht nehmen; diese sollte mit geeig- 
neten anderen Gremien abgestimmt werden; 

c) eine Liste von Rüstungsvorhaben zu erstel- 
len, im Hinblick auf die gemeinsame Be- 
schaffung sowohl durch die europäischen 
Länder wie auch von seiten der nordameri- 
kanischen Verbündeten; dies sollte von der 
WEU initiiert und mit dem atlantischen 
Bündnis abgestimmt werden; 

d) aktiv nach praktischen Möglichkeiten zu su- 
chen, die auf seiten Westeuropas bestehen, 
um auf lange Sicht hin eine Zweibahnstraße 
bei der Beschaffung von Rüstungsgütern 
über den Atlantik hinweg zu schaffen, und 
dabei zu berücksichtigen, daß dies nur mög- 
lich sein wird, wenn bei der Entwicklung 
von Waffen und in der Rüstungsproduktion 
die wetseuropäischen Staaten kooperieren 
und als echte Partner mit entsprechendem 
Gewicht den USA gegenüberstehen; 

e) der Ausfuhr von Rüstungsgütern in Nicht- 
Mitgliederstaaten des atlantischen Bündnis- 
ses seine besondere Aufmerksamkeit zuzu- 
wenden und um eine baldige Klärung der of- 
fenen Fragen des Rüstungsexportes bemüht 
zu sein. 

5. Der Versammlung der WEU zu berichten, über 
das Ergebnis seiner Untersuchungen hinsichtlich 
der Möglichkeiten, der WEU zusätzlich Aufga- 
ben im Zusammenhang mit der Standardisierung 
der Rüstung in Europa zu übertragen. 

6. Den Problemen der Rüstungszusammenarbeit 
und der Standardisierung von Waffen höchste 
politische Priorität einzuräumen und sich durch 
die problem-immanenten Schwierigkeiten weder 
kurz- noch langfristig entmutigen zu lassen. 

7. Dem Nordatlantikrat diese Entschließung zur 
Kenntnis zu bringen. 


T agesordnungspunkt: 

Entschließung der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen vom 10. November 1975 
über den Zionismus 

(Drucksache 693) 

Berichterstatter: Abg. Sir John Rodgers 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte hier 
noch ein paar Bemerkungen zu einem Randgebiet 
machen. Zunächst einmal muß ich sagen: Die Ab- 
stimmung in der UNO trifft, glaube ich, auch diese 
Versammlung. Ich war entsetzt ob der Tatsache, 
daß man jetzt ausgerechnet ein Volk, das wegen 
seiner Zugehörigkeit zu einer besonderen Rasse in 
der Geschichte unvorstellbare Grausamkeiten zu 
erdulden hatte und von dem unvorstellbare Opfer 
verlangt wurden, woran mein eigenes Volk in ho- 
hem Maße mitbeteiligt war, noch des Rassismus 
verdächtigt wird. 

Kritisch ist aber auch die tragische Tatsache zu 
vermerken, daß wir hier das Abstimmungsverhalten 
dreier europäischer Partnerländer besonders zu be- 
werten haben; ich meine das Abstimmungsverhal- 
ten der Türkei, Zyperns und Maltas. Es ist bekannt, 
daß diese Länder dem Verlangen der Verdammung 
Israels zustimmten. 

Ich kann sagen, daß ich vor wenigen Tagen hier 
in Paris in dieser Angelegenheit ein Gepräch mit 
dem Außenminister Zyperns hatte und daß die For- 
mulierungen, die dieser zunächst fand, mir wenig 
gefallen haben. Wir müssen die gegenwärtige Lage 
sehen, und das ist ein Unruheherd, der auch diese 
Versammlung in hohem Maße betrifft. Die Interven- 
tion der Türkei auf Zypern hat unter den 500 000 
Griechen Zyperns 3 800 Tote, 2 200 Vermißte und 
200 000 Flüchtlinge zur Folge gehabt. Nach einer 
jetzt von der Regierung Makarios vorgelegten Auf- 
stellung der gesamten Opfer des Inselkrieges wur- 
den außerdem 120 von 500 griechischen Siedlungen 
zerstört. 

Außenminister Christofides hat seine Stimmfüh- 
rung vor der UNO u. a. mit der gegenwärtigen Si- 
tuation auf der Insel begründet und hat wohl in ir- 
gendeiner Form zum Ausdruck gebracht, daß es auf 
Zypern 20 000 nicht beschäftigte Arbeitnehmer gibt 
und daß sich die arabischen Länder in besonderem 
Maße bemüht haben, diese nicht beschäftigten Zy- 
prioten zum Teil aufzunehmen. Ich glaube, wer 
eine solche Statistik aufmacht, tut uns allen mitein- 
ander Unrecht. Wenn ich mir die Leistungen und 
Anstrengungen all unserer europäischen Partner 
für Zypern vergegenwärtige, glaube ich, daß wir 
mit Additionen dieser Art nicht weiterkommen. 

Der türkische Repräsentant, der seinen Außenmi- 
nister im Gespräch mit dem Gemischten Ausschuß 
des Europarats vertrat, hat sein Verhalten vor der 
UNO ausschließlich mit religiösen Motiven und 
Bindungen an die islamische Welt erläutert. Hier- 
gegen ist sehr schlecht etwas zu sagen. Herr Denk- 
tasch hat zum gleichen Zeitpunkt wie Herr Maka- 
rios die entsprechende Liste der Opfer auf türki- 
scher Seite vorgelegt und hat dargestellt, daß von 
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Dezember 1964 bis Juli 1974 103 türkische Dörfer 
zerstört wurden. Er gibt weiter an, daß innerhalb 
des genannten Zeitraums 30 000 Türken als Flücht- 
linge ihre Siedlungen verlassen mußten und zum 
Teil von der Insel weggingen; das entspricht einem 
Anteil von einem Viertel der türkischen Bevölke- 
rung. 

Dies sind Dinge, die mich in hohem Maße beun- 
ruhigen. Ich sehe die Gefahr, daß die Entscheidung 
der UNO mehr und mehr Wellen auch in unser ei- 
genes Lager hinein schlägt, und ich bin sehr froh 
darüber, daß mein Kollege Radius hier mit seiner 
Initiative versucht, sich gegen diese Entwicklung 
zu stemmen; deswegen unterstütze ich sie. Für 
mich weist die Entscheidung bei den VN einmal 
mehr auf das ungelöste Zypern-Problem hin. 

Abg. Radius bedauert, daß in dem Empfehlungs- 
entwurf des Ausschusses für allgemeine Angele- 
genheiten der von ihm vorgeschlagene Passus über 
die nachteiligen Auswirkungen der Anwesenheit 
fremder Mächte im Mittelmeerraum nicht mehr ent- 
halten ist. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich habe Ver- 
ständnis dafür, daß der Kollege Radius bedauert, 
daß die Kommission für allgemeine Angelegenhei- 
ten jene zwei erwähnten Sätze aus seinem Entwurf 
herausnehmen zu müssen glaubte. Ich möchte des- 
halb der Versammlung etwas deutlicher sagen, 
warum das geschehen ist. 

Wir hatten an dieser Frage verschiedene Mei- 
nungen in der Kommission und wahrscheinlich 
auch in erheblichem Maße in der Versammlung ge- 
habt. Es gab einige im Ausschuß die meinten, man 
müsse doch diejenigen, die in dem Entwurf um- 
schrieben genannt worden sind, also diese Mächte, 
von denen dort die Rede ist, beim Namen nennen. 
Und dann ergab sich natürlich die Frage: Wer ist 
denn das? Sind es nur die einen oder nur die ande- 
ren, oder sind es alle beide? 

Aus diesem Grunde, verehrter Kollege Radius, 
haben wir, um eben zu einer möglichst ausgewoge- 
nen und einvernehmlichen Empfehlung kommen zu 
können — ■ und auch wegen der Kürze der Zeit, die 
uns für die Diskussion zur Verfügung stand — , die- 
se Sätze herausgelassen. 

Wenn ich hier gesagt habe, der Empfehlungsent- 
wurf sei ausgewogen, so möchte ich doch betonen, 
daß er in einem Punkt ganz bewußt nicht ausgewo- 
gen ist. Dieser Punkt ist die Verurteilung der Zio- 
nismus-Resolution der Vereinten Nationen. Herr 
Präsident, ich meine hier ist sie aus gutem Grund 
nicht ausgewogen. Ich bin sehr glücklich darüber, 
daß unsere Länder in diesem Falle einmal gemein- 
sam in den Vereinten Nationen gestimmt und sich 
gegen diese Resolution ausgesprochen haben. Dies 
ist in unseren Ländern auf eine breite Zustimmung 
gestoßen. 

Ich denke deshalb, daß ich das wiedergebe, was 
in der Kommission für allgemeine Angelegenheiten 


diskutiert worden ist, wenn ich feststelle, daß der 
Zusatzantrag, der hier gestellt worden ist, in kei- 
nem Falle dem entspricht, was die Kommission in 
ihrer Mehrheit gewollt hat, weil dieser Zusatzan- 
trag die Empfehlung völlig einseitig machen wür- 
de. 

Herr Präsident, es fällt mir sehr schwer, die Ein- 
zelheiten dieses Amendements hier nicht zu erör- 
tern; ich will mir das aber versagen, um nicht zu- 
sätzliche Schärfe in die Versammlung zu tragen. 
Jeder aber, der das liest, weiß, was hierzu gesagt 
werden kann. 

Ich möchte nach allem die Versammlung auffor- 
dern — und ich kann das guten Gewissens auch im 
Namen der Kommission für allgemeine Angelegen- 
heiten tun — , der Fassung zuzustimmen, die von 
der Kommission verabschiedet worden ist, und das 
Amendement abzulehnen. 


Empfehlung Nr. 282 

betr. die Entschließung der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
vom 10. November 1975 über den Zionismus 

Die Versammlung, 

betont die Bedeutung der Erhaltung des Friedens 
im ganzen Mittelmeerraum für die Sicherheit Euro- 
pas; 

ist beunruhigt über die Friedensbedrohungen, die 
aus dem jüngsten Anwachsen der Feinseligkeiten 
zwischen verschiedenen nationalen und religiösen 
Gemeinschaften im Nahen Osten erwachsen; 

ist der Auffassung, daß die Entschließung der Ge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen vom 
10. November 1975 über den Zionismus nur zur 
Verschlechterung der Lage in diesem Gebiet beitra- 
gen kann; 

empfiehlt dem Rat, 

1. sicherzustellen, daß seine Mitglieder sich im 
Rahmen der WEU untereinander konsultieren 
unbeschadet ihrer Tätigkeit im Rahmen der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft oder des Europarates, 
um eine gemeinsame Politik in den Vereinten 
Nationen festzulegen und jegliche Einzelgänge- 
rei in der zweiten Dekade des Kampfes gegen 
den Rassismus zu verhüten; 

2. die Entwicklung wirtschaftlicher, kultureller 
und politischer Zusammenarbeit zwischen West- 
europa und allen Ländern des östlichen Mittel- 
meerraumes zu fördern, um diesen Ländern zu 
helfen, schrittweise ihre Teilung in feindliche 
Blöcke zu beenden. 

Tagesordnungspunkt 

Die Luftstreitkräfte an der Mittelfront 

(Drucksache 690) 

Berichterstatter: Abg. Roper 
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